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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1384/2002 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2002

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 31. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft

31.7.2002 L 201/1Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE
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DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31.7.2002L 201/2

ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 30. Juli 2002 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestim-
mung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 064 75,1
096 30,6
999 52,8

0709 90 70 052 76,0
999 76,0

0805 50 10 388 59,3
524 58,8
528 55,2
999 57,8

0806 10 10 052 144,7
064 114,9
220 121,5
508 75,3
600 140,4
624 191,3
999 131,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 91,7
400 113,3
508 81,7
512 92,1
528 79,7
720 143,5
804 105,0
999 101,0

0808 20 50 052 120,0
388 85,9
512 80,6
528 92,6
804 66,9
999 89,2

0809 10 00 052 139,8
064 144,5
999 142,2

0809 20 95 052 385,3
400 285,2
404 337,6
999 336,0

0809 30 10, 0809 30 90 052 112,8
064 88,7
999 100,8

0809 40 05 064 58,4
999 58,4

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1385/2002 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2002

zur Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1270/2002 zur Eröffnung einer Ausschreibung von
Weinalkohol für neue industrielle Verwendungen Nr. 43/2002 EG

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2585/
2001 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1623/2000 der Kommis-
sion vom 25. Juli 2000 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates über die gemein-
same Marktorganisation für Wein bezüglich der Marktmecha-
nismen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1315/2002 (4), insbesondere auf Artikel 80,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Bei der Angabe der Lagerorte der Behältnisse im Anhang
der Verordnung (EG) Nr. 1270/2002 der Kommission (5)

ist ein Fehler unterlaufen. Daher muss der Anhang dieser
Verordnung ersetzt werden.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Wein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1270/2002 wird durch
den Anhang dieser Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 13. Juli 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

31.7.2002 L 201/3Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1.
(2) ABl. L 345 vom 29.12.2001, S. 10.
(3) ABl. L 194 vom 31.7.2000, S. 45.
(4) ABl. L 192 vom 20.7.2002, S. 24.
(5) ABl. L 184 vom 13.7.2002, S. 3.
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Mitglied-
staat Lagerort Nr. des

Behältnisses

Menge in hl
Alkohol von
100 % vol

Bezug:
Verordnung

(EG) Nr.
1493/1999

Artikel

Alkohol-
art

Alkoholgehalt
(in % vol)

ANHANG

AUSSCHREIBUNG Nr. 43/2002 EG VON ALKOHOL ZU NEUEN INDUSTRIELLEN VERWENDUNGEN

Lagerort, Menge und Merkmale des zum Verkauf angebotenen Alkohols

Frankreich Onivins-Longuefuye 1 15 870 28 Rohalkohol + 92
F-53200 Longuefuye 1 6 560 30 Rohalkohol + 92

2 22 490 28 Rohalkohol + 92
4 22 440 27 Rohalkohol + 92

21 7 980 27 Rohalkohol + 92

Onivins-Port-La-Nouvelle 25 12 490 30 Rohalkohol + 92
Av. Adolphe Turrel BP 62
F-11210 Port-La-Nouvelle

24 12 170 27 Rohalkohol + 92

Insgesamt 100 000



VERORDNUNG (EG) Nr. 1386/2002 DER KOMMISSION
vom 29. Juli 2002

mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1164/94 des Rates in Bezug auf die
Verwaltungs- und Kontrollsysteme bei Kohäsionsfondsinterventionen und das Verfahren für die

Vornahme von Finanzkorrekturen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1164/94 des Rates vom
16. Mai 1994 zur Errichtung des Kohäsionsfonds, (1) geändert
durch die Verordnungen (EG) Nr. 1264/1999 und (EG) Nr.
1265/1999 (2), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 4 und
Anhang II Artikel H Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1164/94 treffen die Mitgliedstaaten Maßnahmen, um
eine effiziente und ordnungsgemäße Verwendung der
Kohäsionsfondsmittel nach dem Grundsatz der wirt-
schaftlichen Haushaltsführung zu gewährleisten.

(2) Zu diesem Zweck müssen die Mitgliedstaaten ausrei-
chende Anleitungen geben hinsichtlich der Organisation
der einschlägigen Aufgaben bei den Stellen, die jeweils
für die Durchführung der Vorhaben, für die Bescheini-
gung von Ausgaben und für die allgemeine Verwaltung
und Koordinierung von Kohäsionsfondsinterventionen
im Mitgliedstaat zuständig sind.

(3) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 müssen die
Mitgliedstaaten mit der Kommission zusammenarbeiten,
um sicherzustellen, dass sie über einwandfrei funktionie-
rende Verwaltungs- und Kontrollsysteme verfügen, und
ihr bei Kontrollen, einschließlich Stichprobenkontrollen,
jede erforderliche Hilfe leisten.

(4) Im Interesse harmonisierter Standards für die Bescheini-
gung von Ausgaben, für die Auszahlungen des Fonds
beantragt werden, sollten der Inhalt der Bescheinigungen
festgelegt und die Art und Qualität der ihnen zugrunde
zu legenden Informationen näher bestimmt werden.

(5) Um der Kommission die Durchführung der Kontrollen
gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1164/94 zu ermöglichen, sollten die Mitgliedstaaten ihr
auf Anfrage Daten übermitteln, die die für die Durchfüh-
rung von Vorhaben und für die allgemeine Verwaltung
und Koordinierung von Kohäsionsfondsinterventionen
zuständigen Stellen zur Erfüllung der Verwaltungs-,
Begleitungs- und Bewertungsanforderungen der
genannten Verordnung benötigen. Der Inhalt solcher
Daten und die technischen Spezifikationen für die
Übermittlung von Dateien, soweit die Übermittlung in
elektronischer Form erfolgt, sollten festgelegt werden.
Die Kommission sollte sicherstellen, dass computerge-
stützte und andere Daten vertraulich behandelt und
sicher verwahrt werden.

(6) Diese Verordnung sollte die Bestimmungen der Verord-
nung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11.
November 1996 betreffend die Kontrollen und Überprü-
fungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften
vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (3) nicht
berühren.

(7) Diese Verordnung sollte die Bestimmungen der Verord-
nung (EG) Nr. 1831/94 der Kommission vom 26. Juli
1994 betreffend Unregelmäßigkeiten und die Wiederein-
ziehung zu Unrecht gezahlter Beträge im Rahmen der
Finanzierung des Kohäsionsfonds sowie die Einrichtung
eines einschlägigen Informationssystems (4) nicht
berühren.

(8) Das Verfahren gemäß Anhang II Artikel H der Verord-
nung (EG) Nr. 1164/94, einschließlich der Wiedereinzie-
hung zu Unrecht gezahlter Beträge, der Rückzahlung an
die Kommission und der Erhebung von Verzugszinsen,
sollte im Einzelnen geregelt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

Gegenstand und Anwendungsbereich

Artikel 1

Diese Verordnung legt Durchführungsvorschriften zur Verord-
nung (EG) Nr. 1164/94 in Bezug auf die Verwaltungs- und
Kontrollsysteme bei Interventionen aus dem Kohäsionsfonds
(im Folgenden „Fonds“) gemäß Artikel 3 der genannten Verord-
nung, die erstmalig nach dem 1. Januar 2000 bewilligt wurden,
und in Bezug auf das Verfahren für die Vornahme von Finanz-
korrekturen bei solchen Interventionen, fest.

KAPITEL II

Verwaltungs- und Kontrollsysteme

Artikel 2

(1) Jeder Mitgliedstaat sorgt dafür, dass folgende Einrich-
tungen ausreichende Anleitungen hinsichtlich der Verwaltungs-
und Kontrollsysteme erhalten, die erforderlich sind, um eine
einwandfreie Verwaltung des Fonds in Übereinstimmung mit
allgemein anerkannten Grundsätzen und Normen zu gewähr-
leisten:

a) die Stellen, die für die Durchführung der Vorhaben gemäß
Artikel 10 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94
zuständig sind (im Folgenden „Durchführungsstellen“);

31.7.2002 L 201/5Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 130 vom 25.5.1994, S. 1.
(2) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 57 und 62.

(3) ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2.
(4) ABl. L 191 vom 27.7.1994, S. 9.



b) die Behörden oder Einrichtungen, die gemäß Artikel 12
Absatz 1 Buchstabe d) und Anhang II Artikel D Absatz 4
der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 für die Bescheinigung
von Ausgaben, für die Auszahlungen des Fonds beantragt
werden, zuständig sind, einschließlich der nach Anhang II
Artikel D Absatz 1 der Verordnung benannten Stellen,
soweit es andere sind als die vorhergehenden (im Folgenden
„Zahlstellen“);

c) die Behörden, die für die allgemeine Verwaltung und Koordi-
nierung von Interventionen des Fonds im betreffenden
Mitgliedstaat zuständig sind (im Folgenden „Verwaltungs-
behörden“);

d) öffentliche oder private Einrichtungen oder Dienste jeder
Art, die unter der Verantwortung von Verwaltungsbehörden
oder Zahlstellen handeln oder Aufgaben für deren Rechnung
gegenüber Durchführungsstellen ausführen (im Folgenden
„zwischengeschaltete Stellen“).

Insbesondere helfen die Anleitungen den Behörden und Einrich-
tungen bei der Errichtung der erforderlichen Systeme um die
Richtigkeit, Ordnungsmäßigkeit und Zuschussfähigkeit von
Anträgen auf eine Gemeinschaftsbeteiligung hinlänglich sicher-
zustellen und dafür zu sorgen, dass die Vorhaben gemäß den
Bedingungen der entsprechenden Entscheidung und den im
Einklang mit den verfolgten Zielsetzungen durchgeführt
werden.

(2) Sofern die Durchführungsstelle nicht der Endempfänger
der Fördermittel ist, schließt im Sinne dieser Verordnung
„Durchführungsstelle“ auch Einrichtungen oder Unternehmen
ein, die als Konzessionsinhaber, Beauftragte oder in jeglicher
sonstigen Funktion an der Durchführung des Vorhabens betei-
ligt sind.

(3) Soweit nicht anders bestimmt wird, bedeutet im Sinne
dieser Verordnung „Vorhaben“ jedes Einzelvorhaben, jede
Vorhabensphase oder Gruppe von Vorhaben gemäß Artikel 1
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 und jede
Maßnahme gemäß Artikel 3 Absatz 2 der genannten Verord-
nung, die Gegenstand einer Entscheidung gemäß Artikel 10
Absatz 6 der genannten Verordnung (im Folgenden „Bewilli-
gungsentscheidung“) ist.

Artikel 3

Die Verwaltungs- und Kontrollsysteme von Verwaltungs-
behörden, Zahlstellen, zwischengeschalteten Stellen und Durch-
führungsstellen sorgen unter Berücksichtigung der Verhältnis-
mäßigkeit hinsichtlich des verwalteten Fördervolumens für

a) eine eindeutige Definition, klare Zuweisung und, soweit es
für die Sicherstellung der wirtschaftlichen Haushaltsführung
erforderlich ist, eine ausreichende Trennung von Aufgaben
innerhalb der betreffenden Organisation;

b) wirksame Systeme, die gewährleisten, dass die Aufgaben in
einer ordnungsgemäßen Weise ausgeführt werden;

c) im Fall der zwischengeschalteten Stellen, Berichterstattung
an die verantwortliche Stelle über die Erfüllung ihrer
Aufgaben und die hierzu eingesetzten Mittel.

Artikel 4

(1) Die in Artikel 3 genannten Verwaltungs- und Kontroll-
systeme schließen Verfahren ein, um die Richtigkeit der in
Rechnung gestellten Ausgaben zu prüfen und die Durchführung

des Vorhabens von der Projektvorbereitung bis hin zur Inbe-
triebnahme der finanzierten Investition entsprechend den
Bedingungen der einschlägigen Bewilligungsentscheidung und
den mit den Vorhaben verfolgten Zielsetzungen und die Einhal-
tung der einschlägigen nationalen und Gemeinschaftsvor-
schriften, insbesondere hinsichtlich der Zuschussfähigkeit der
Ausgaben aus dem Fonds, des Umweltschutzes, des Verkehrs-
wesens, der transeuropäischen Netze, des Wettbewerbs und der
Vergabe öffentlicher Aufträge, sicherzustellen.

Die Prüfungen umfassen alle Gesichtspunkte technischer, finan-
zieller oder adminstrativer Art, die für eine wirkungsvolle
Verwendung der eingesetzten Mittel entscheidend sind.

(2) Die Verfahren schreiben vor, dass über die Prüfungen
von Vorhaben vor Ort Aufzeichnungen zu erstellen sind. In
den Aufzeichnungen sind die dabei verrichteten Prüfvorgänge,
die Ergebnisse der Prüfung sowie die Maßnahmen aufzuführen,
die bei vorgefundenen Abweichungen getroffen wurden. Sofern
physische Prüfungen oder Akten-Prüfungen nicht erschöpfend
sind, sondern aufgrund von Stichproben von Arbeiten oder
Vorgängen durchgeführt wurden, sind in den Aufzeichnungen
die ausgewählten Arbeiten und Vorgänge anzugeben und die
Stichprobenmethode darzulegen.

Artikel 5

(1) Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission, inner-
halb von drei Monaten ab dem Inkrafttreten dieser Verordnung,
in Bezug auf Vorhaben, die erstmalig nach dem 1. Januar 2000
bewilligt wurden, Angaben über die Organisation der Verwal-
tungsbehörden, Zahlstellen und zwischengeschalteten Stellen,
die für Interventionen des Fonds in seinem Staatsgebiet
zuständig sind, über die in den betreffenden Behörden und
Einrichtungen bestehenden Verwaltungs- und Kontrollsysteme
und über etwaige Verbesserungen, die nach Maßgabe der in
Artikel 2 Absatz 1 genannten Anleitungen geplant sind.

(2) Die Mitteilung enthält für jede Verwaltungsbehörde,
Zahlstelle und zwischengeschaltete Stelle die folgenden
Angaben:

a) die ihnen übertragenen Zuständigkeiten;

b) die Verteilung der Aufgaben zwischen ihren Dienststellen
oder innerhalb einzelner Dienststellen, sowie zwischen
Verwaltungsbehörde und Zahlstelle, wenn diese einer und
derselben Stelle oder Einrichtung angehören;

c) die Verfahren zur Prüfung und Abnahme der Arbeiten, zur
Annahme, Prüfung und Bestätigung der Anträge auf Erstat-
tung der Ausgaben sowie zur Bewilligung, Ausführung und
Verbuchung der Zahlungen an Begünstigte;

d) die Vorschriften für die Prüfung der Verwaltungs- und
Kontrollsysteme.

(3) Die Kommission vergewissert sich in Zusammenarbeit
mit dem Mitgliedstaat, dass die nach Absatz 1 und 2 darge-
stellten Verwaltungs- und Kontrollsysteme den durch die
Verordnung (EG) Nr. 1164/94 sowie diese Verordnung gefor-
derten Standards entsprechen, und unterrichtet darüber, inwie-
weit sie der Transparenz der Prüfungen der Interventionen des
Fonds abträglich sind und geeignet erscheinen, zu verhindern,
dass die Kommission ihre Verantwortlichkeiten gemäß Artikel
274 EG-Vertrag wahrnehmen kann. Überprüfungen der Wirk-
samkeit der Systeme werden regelmäßig vorgenommen.
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Artikel 6

(1) Die Verwaltungs- und Kontrollsysteme müssen einen
ausreichenden Prüfpfad aufweisen.

(2) Ein Prüfpfad ist ausreichend, wenn er Folgendes
ermöglicht:

a) den Abgleich der der Kommission bescheinigten Gesamt-
beträge mit den einzelnen Kostenaufstellungen und Belegen,
die auf den verschiedenen Verwaltungsebenen und bei den
Durchführungsstellen aufbewahrt werden;

b) die Überprüfung der Zuteilung und Überweisung der von
der Gemeinschaft und dem Mitgliedstaat bereitgestellten
Mittel;

c) die Überprüfung der Richtigkeit der Angaben, die über die
Durchführung des Vorhabens entsprechend den Bedin-
gungen der Bewilligungsentscheidung und den mit dem
Vorhaben verfolgten Zielsetzungen übermittelt wurden.

(3) Eine indikative Beschreibung der Erfordernisse für einen
ausreichenden Prüfpfad ist in Anhang I enthalten.

(4) Die Verwaltungsbehörde vergewissert sich,

a) dass Verfahren vorhanden sind, die gewährleisten, dass alle
Unterlagen, die für die einzelnen im Rahmen des Vorhabens
getätigten Ausgaben und Zahlungen, für die darin ausge-
führten Arbeiten und für die diesbezüglichen Prüfungen rele-
vant und für den Prüfpfad erforderlich sind, entsprechend
den Anforderungen von Anhang II Artikel G Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1164/94 und Anhang I dieser Verord-
nung aufbewahrt werden;

b) dass die Stelle, die die Belege aufbewahrt, und ihr Sitz
verzeichnet werden;

c) dass die Unterlagen Personen oder Einrichtungen zur
Einsichtnahme verfügbar gemacht werden, die gewöhnlich
zur Einsicht berechtigt sind.

(5) Zu den in Absatz 4 Buchstabe c) genannten Personen
und Einrichtungen gehören:

a) Bedienstete der Verwaltungsbehörde, der Zahlstelle, der
zwischengeschalteten Stellen sowie der Durchführungsstelle,
die Zahlungsanträge bearbeiten;

b) die Dienststellen, die die Prüfung der Verwaltungs- und
Kontrollsysteme vornehmen;

c) die Person oder Abteilung der Zahlstelle, die die Anträge auf
Zwischen- und Abschlusszahlungen gemäß Artikel 12
Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung (EG) Nr. 1164/94
und Anhang II Artikel D Absatz 2 Buchstabe d) der
genannten Verordnung bescheinigt, und die Person oder
Stelle, die den Vermerk nach Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe
f) der genannten Verordnung erstellt;

d) entsprechend beauftragte Bedienstete der nationalen
Prüfungsorgane und der Gemeinschaft.

Sie können verlangen, dass Auszüge oder Abschriften der in
Absatz 4 genannten Dokumente und Buchführungsunterlagen
ausgehändigt werden.

Artikel 7

Die Zahlstelle führt Buch über alle Beträge, die von bereits
getätigten Zahlungen aus Gemeinschaftszuschüssen wiederein-
zuziehen sind, und stellt sicher, dass die Beträge ohne unge-
rechtfertigte Verzögerungen eingezogen werden. Nach Wieder-

einziehung erstattet sie die zu Unrecht geleisteten,
wiedereingezogenen Zahlungen samt erhaltenen Verzugszinsen,
indem sie ihre nächste Ausgabenerklärung und den entspre-
chenden Zahlungsantrag an die Kommission in Bezug auf das
jeweilige Vorhaben um die betreffenden Beträge verringert. Falls
dies nicht ausreicht, kann die Kommission verlangen, dass ihr
der fehlende Betrag zurückgezahlt wird.

Einmal jährlich übermittelt die Zahlstelle der Kommission, als
Anlage zu dem nach der Verordnung (EG) Nr. 1831/94 zu
erstellenden vierten Quartalsbericht über Wiedereinziehungen,
eine Aufstellung der zu dem jeweiligen Termin noch einzuzie-
henden Beträge, aufgegliedert nach dem Jahr der Ausstellung
der Wiedereinziehungsanordnung.

KAPITEL III

Ausgabenbescheinigungen

Artikel 8

(1) Die in Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung
(EG) Nr. 1164/94 und in deren Anhang II Artikel D Absatz 2
Buchstabe d) vierter Gedankenstrich vorgesehenen Bescheini-
gungen der Ausgaben zu Zwischen- und Abschlusszahlungen
werden in der in Anhang II der vorliegenden Verordnung
vorgeschriebenen Form von einer Person oder Abteilung der
Zahlstelle erstellt, die in ihrer Funktion von allen Dienststellen,
die Zahlungsanträge bewilligen, unabhängig ist.

(2) Bevor sie eine Ausgabenerklärung bescheinigt, vergewis-
sert sich die Zahlstelle, dass folgende Voraussetzungen erfüllt
sind:

a) die Verwaltungsbehörde, zwischengeschaltete Stellen und die
Durchführungsstelle haben die Voraussetzungen der Verord-
nung (EG) Nr. 1164/94, insbesondere Artikel 12 Absatz 1
Buchstaben c) und e) und Anhang II Artikel D Absatz 2
Buchstaben b) und d), erfüllt und die Bedingungen der
Bewilligungsentscheidung eingehalten;

b) die Ausgabenerklärung enthält nur Ausgaben,
i) die während des in der Bewilligungsentscheidung festge-

setzten Förderzeitraums tatsächlich getätigt wurden und
durch quittierte Rechnungen oder gleichwertige
Buchungsunterlagen belegt werden können;

ii) die Arbeiten betreffen, die zum Zeitpunkt der Einrei-
chung des Förderantrags noch nicht materiell abge-
schlossen waren;

iii) die durch den Fortgang oder Abschluss des Vorhabens
entsprechend den Bedingungen der Bewilligungsent-
scheidung und den mit dem Vorhaben verfolgten Ziel-
setzungen gerechtfertigt sind.

(3) Damit vor Einreichung einer Ausgabenerklärung bei der
Kommission zu jeder Zeit beurteilt werden kann, ob das
Kontrollsystem und der Prüfpfad ausreichend sind, sorgt die
Verwaltungsbehörde dafür, dass die Zahlstelle regelmäßig über
die in dieser Behörde, in zwischengeschalteten Stellen und in
der Durchführungsstelle angewandten Verfahren unterrichtet
wird,

a) nach denen die Richtigkeit der in Rechnung gestellten
Ausgaben und die Durchführung des Vorhabens entspre-
chend den Bedingungen der Bewilligungsentscheidung und
den mit dem Vorhaben verfolgten Zielsetzungen geprüft
wird;
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b) die Einhaltung der einschlägigen Vorschriften sichergestellt
wird;

c) der Prüfpfad aufrechterhalten wird.

(4) Sofern die Verwaltungsbehörde und die Zahlstelle
dieselbe Stelle oder Einrichtung sind oder ihr angehören, sorgt
diese für die Anwendung von Verfahren, die Kontrollstandards
bieten, die den in den Absätzen 2 und 3 beschriebenen gleich-
wertig sind.

KAPITEL IV

Stichprobenkontrollen

Artikel 9

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen für die Durchführung von
Kontrollen der Vorhaben anhand angemessener Stichproben,
um insbesondere

a) die Wirksamkeit der vorhandenen Verwaltungs- und
Kontrollsysteme nachzuprüfen;

b) selektiv, aufgrund von Risikoanalysen, die auf den verschie-
denen Ebenen ausgestellten Ausgabenerklärungen nachzu-
prüfen.

(2) Die für den Zeitraum 2000-2006 durchgeführten
Kontrollen betreffen mindestens 15 % der gesamten zuschussfä-
higen Ausgaben, die für die während dieses Zeitraums erstmals
bewilligten Vorhaben getätigt werden. Dieser Prozentsatz kann
im Verhältnis zu den vor Inkrafttreten dieser Verordnung
getätigten Ausgaben verringert werden. Die Kontrollen stützen
sich auf eine repräsentative Stichprobe von Vorgängen, wobei
die Anforderungen von Absatz 3 zu beachten sind.

Die Mitgliedstaaten bemühen sich, die Durchführung der
Kontrollen gleichmäßig über den betreffenden Zeitraum zu
verteilen. Sie gewährleisten eine angemessene Trennung der
Aufgaben zwischen solchen Kontrollen einerseits und den
Durchführungs- oder Auszahlungsverfahren in Bezug auf die
Vorhaben andererseits.

(3) Bei der Auswahl der Stichprobe von Vorgängen, die
kontrolliert werden sollen, wird Folgendes berücksichtigt:

a) die Notwendigkeit, in angemessenem Verhältnis Vorhaben
verschiedener Typen und Größen zu prüfen;

b) etwaige Risikofaktoren, die bei nationalen oder Gemein-
schaftskontrollen festgestellt wurden;

c) die Notwendigkeit, zu gewährleisten, dass die verschiedenen
mit der Verwaltung und Durchführung der Vorhaben befas-
sten Stellen sowie die beiden Interventionsbereiche (Verkehr
und Umwelt) hinreichend kontrolliert werden.

Artikel 10

Bei den Kontrollen bemühen sich die Mitgliedstaaten, Folgendes
zu überprüfen:

a) die Anwendung und Wirksamkeit der Verwaltungs- und
Kontrollsysteme in der Praxis;

b) die Durchführung der Vorhaben entsprechend den Bedin-
gungen der Bewilligungsentscheidung und den mit den
Vorhaben verfolgten Zielsetzungen;

c) in einer angemessenen Anzahl von Fällen die Übereinstim-
mung der Buchführungsunterlagen mit den entsprechenden
Belegen, die von zwischengeschalteten Stellen und der
Durchführungsstelle aufbewahrt werden;

d) das Vorhandensein eines ausreichenden Prüfpfads;

e) bei einer angemessenen Anzahl von Ausgabenposten die
Übereinstimmung der Art und des Zeitpunkts der Ausgaben
mit den Gemeinschaftvorschriften, den genehmigten techni-
schen Merkmalen des Vorhabens sowie den tatsächlich
durchgeführten Arbeiten;

f) die tatsächliche Bereitstellung der entsprechenden Kofinan-
zierungsbeiträge seitens des Mitgliedstaats;

g) die Durchführung der kofinanzierten Vorhaben im Einklang
mit den Gemeinschaftsvorschriften und -politiken gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94.

Artikel 11

Bei den Kontrollen ist zu ermitteln, ob festgestellte Probleme
systematisch auftreten, was bedeuten würde, dass weitere oder
sämtliche von derselben Durchführungsstelle oder in dem
betreffenden Mitgliedstaat durchgeführte Vorhaben ebenfalls
gefährdet werden. Ferner sind die Ursachen derartiger Situa-
tionen, die gegebenenfalls erforderlichen weiteren Untersu-
chungen sowie die entsprechenden Abhilfe- und Präventivmaß-
nahmen zu ermitteln.

Artikel 12

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission bis spätestens
zum 30. Juni jedes Jahres und erstmals bis zum 30. Juni 2003
nach Maßgabe von Anhang II Artikel G Absatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1164/94 über die Anwendung der Artikel 9, 10
und 11 der vorliegenden Verordnung im abgelaufenen Kalen-
derjahr und liefern zusätzlich alle erforderlichen Ergänzungen
und Aktualisierungen der Beschreibung der Verwaltungs- und
Kontrollsysteme, die gemäß Artikel 5 Absatz 1 mitgeteilt
wurde.

KAPITEL V

Vermerk zum Abschluss eines Vorhabens

Artikel 13

Die Person oder Stelle, die beim Abschluss eines Vorhabens den
Vermerk gemäß Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe f) der Verord-
nung (EG) Nr. 1164/94 erstellt, ist in ihrer Funktion
unabhängig von

a) der Verwaltungsbehörde, der Durchführungsstelle und
zwischengeschalteten Stellen;

b) der Person oder Abteilung der Zahlstelle, die für die Ausfer-
tigung der Bescheinigungen gemäß Artikel 8 Absatz 1
zuständig ist.

Sie führt ihre Prüfung nach international anerkannten Prüfungs-
standards durch. Sie erhält von der Durchführungsstelle, von
der Verwaltungsbehörde, der Zahlstelle und den zwischenge-
schalteten Stellen alle erforderlichen Auskünfte und Zugang zu
den Aufzeichnungen und Belegen, die für die Erstellung des
Vermerks erforderlich sind.
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Artikel 14

Der Vermerk stützt sich auf eine Prüfung der Verwaltungs- und
Kontrollsysteme, der Schlussfolgerungen, die aus durchge-
führten Kontrollen zu ziehen sind, und, soweit notwendig, einer
weiteren Stichprobe von Vorgängen, sowie des Schlussberichts
gemäß Anhang II Artikel F Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1164/94. Die den Vermerk erstellende Person oder Stelle
nimmt alle geeigneten Prüfungen vor, um eine hinreichende
Zusicherung dafür zu erhalten, dass die bescheinigte Ausgaben-
erklärung richtig ist, die ihr zugrunde liegenden Vorgänge
rechtmäßig und ordnungsgemäß sind und das Vorhaben
entsprechend den Bedingungen der Bewilligungsentscheidung
und den damit verfolgten Zielsetzungen durchgeführt wurde.

Der Vermerk ist auf der Basis des indikativen Musters im
Anhang III zu erstellen und durch einen Bericht zu ergänzen,
der alle wesentlichen Angaben enthält, auf die sich die darin
geäußerte Beurteilung stützt, einschließlich eines Überblicks
über die Prüffeststellungen aller von nationalen und Gemein-
schaftseinrichtungen durchgeführten Kontrollen, die der den
Vermerk erstellenden Person oder Stelle zugänglich gemacht
wurden.

Artikel 15

Ist in Anbetracht erheblicher Mängel des Verwaltungs- oder
Kontrollsystems, der großen Häufigkeit der festgestellten Unre-
gelmäßigkeiten oder bestehender Zweifel an der ordnungs-
mäßigen Durchführung des Vorhabens eine zusammenfassende
positive Zusicherung zur Gültigkeit des Antrags auf die Auszah-
lung des Restbetrags sowie der abschließenden Ausgabenbe-
scheinigung nicht möglich, so wird in dem Vermerk auf diese
Umstände hingewiesen und eine Schätzung des Umfangs des
Problems sowie seiner finanziellen Auswirkungen vorge-
nommen.

In einem solchen Fall kann die Kommission um die Durchfüh-
rung einer weiteren Kontrolle mit dem Ziel der Feststellung und
Beseitigung von Unregelmäßigkeiten innerhalb eines
bestimmten Zeitraums ersuchen.

KAPITEL VI

Form und Inhalt der Buchführungsdaten, die aufgezeichnet
und der Kommission auf Anfrage mitgeteilt werden

müssen

Artikel 16

(1) Die in Anhang I beschriebenen Buchführungsunterlagen
über Vorhaben sind soweit möglich in computergestützter
Form bereitzuhalten. Solche Daten sind der Kommission auf
spezifische Anfrage zum Zweck der Durchführung von Akten-
und Vor-Ort-Kontrollen zur Verfügung zu stellen, unbeschadet
der Verpflichtung, jährliche Berichte gemäß Anhang II Artikel F
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 zu übermitteln.

(2) Die Kommission verständigt sich mit jedem Mitgliedstaat
über den Inhalt der nach Absatz 1 zu übermittelnden compu-
tergestützten Angaben, über die Modalitäten der Übermittlung
sowie über den gegebenenfalls benötigten Zeitraum für die
Entwicklung notwendiger Computer-Systeme. Der Umfang der
Angaben, die erbeten werden können, und die bei der
Übermittlung von Dateien an die Kommission vorzugsweise
anzuwendenden technischen Spezifikationen sind in den
Anhängen IV und V angegeben.

(3) Auf schriftliche Anfrage der Kommission übermittelt der
Mitgliedstaat die in Absatz 1 genannten Angaben innerhalb von
10 Arbeitstagen ab Eingang der Anfrage. Eine abweichende
Frist kann zwischen der Kommission und dem Mitgliedstaat
vereinbart werden, besonders wenn computergestützte Daten
nicht verfügbar sind.

(4) Die Kommission stellt sicher, dass die von den Mitglied-
staaten übermittelten oder von ihr im Verlauf von Vor-Ort-
Kontrollen gesammelten Angaben im Einklang mit Artikel 287
EG-Vertrag vertraulich behandelt und sicher aufbewahrt
werden.

(5) Nach Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats erhalten die Bediensteten der Kommission
Zugang zu allen Unterlagen, die zur Vorbereitung von
Kontrollen im Sinne dieser Verordnung oder aufgrund solcher
Kontrollen erstellt wurden, sowie zu den Daten, einschließlich
der in computergestützter Form vorliegenden Daten.

KAPITEL VII

Finanzkorrekturen

Artikel 17

(1) Die Höhe der Finanzkorrekturen, die die Kommission
gemäß Anhang II Artikel H Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1164/94 für einzelne oder systematische Unregelmäßigkeiten
vornimmt, wird, soweit möglich und ausführbar, auf der
Grundlage einzelner Dossiers ermittelt und entspricht, unter
Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit, dem Betrag, der dem
Fonds zu Unrecht belastet wurde.

(2) Ist eine genaue Quantifizierung der finanziellen Auswir-
kungen der Unregelmäßigkeit nicht möglich oder ausführbar
oder wäre es unverhältnismäßig, die betreffenden Ausgaben
ganz zu streichen, und stützt die Kommission daher Finanzkor-
rekturen auf eine Extrapolation oder einen Pauschalsatz, so
verfährt sie folgendermaßen:

a) im Falle einer Extrapolation wendet sie eine repräsentative
Stichprobe von Vorgängen mit ähnlichen Merkmalen an;

b) im Falle eines Pauschalsatzes bewertet sie die Bedeutung der
Regelverletzung und den Umfang und die finanziellen
Auswirkungen der Mängel des Verwaltungs- und Kontroll-
systems, die zur festgestellten Unregelmäßigkeit geführt
haben.

(3) Stützt die Kommission ihre Stellungnahme auf die Fest-
stellungen kommissionsexterner Prüfer, so trifft sie ihre eigenen
Schlussfolgerungen in Bezug auf die finanziellen Auswirkungen,
nachdem sie die gemäß Artikel 12 Absätze 1 und 2 und
Anhang II Artikel G Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1164/
94 von dem betroffenen Mitgliedstaat getroffenen Maßnahmen,
die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1831/94 vorgelegten
Berichte und alle Antworten des Mitgliedstaats geprüft hat.

Artikel 18

(1) Die Frist, innerhalb der der betroffene Mitgliedstaat einer
Aufforderung gemäß Anhang II Artikel H Absatz 1 Unterabsatz
1 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 nachkommen kann, seine
Bemerkungen zu übermitteln, beträgt zwei Monate, es sei denn,
die Kommission räumt in ausreichend begründeten Fällen eine
längere Frist ein.
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(2) Wenn die Kommission eine extrapolierte oder pauschale
Finanzkorrektur vorschlägt, erhält der Mitgliedstaat Gelegenheit,
durch eine Prüfung der betreffenden Dossiers nachzuweisen,
dass der tatsächliche Umfang der Unregelmäßigkeit geringer
war, als ihn die Kommission veranschlagt hat. In Abstimmung
mit der Kommission kann der Mitgliedstaat den Umfang dieser
Prüfung auf einen geeigneten Anteil oder eine Stichprobe der
betroffenen Dossiers begrenzen.

Außer in ausreichend begründeten Fällen beträgt die einge-
räumte Frist für diese Prüfung nicht mehr als zwei weitere
Monate ab dem Ende der in Absatz 1 genannten Frist. Die
Ergebnisse einer solchen Prüfung werden nach dem Verfahren
des Anhangs II Artikel H Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1164/94 überprüft. Die Kommission berücksich-
tigt jedes von dem Mitgliedstaat binnen der vorgegebenen
Fristen vorgelegte Beweismaterial.

(3) Wenn der Mitgliedstaat Einwendungen gegen die Bemer-
kungen der Kommission erhebt und eine Anhörung gemäß
Anhang II Artikel H Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1164/94 stattfindet, läuft die Frist von drei Monaten,
binnen der die Kommission einen Beschluss gemäß Anhang II
Artikel H Absatz 2 der genannten Verordnung fasst, ab dem
Tag der Anhörung.

Artikel 19

Wenn die Kommission Zahlungen gemäß Anhang II Artikel G
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 aussetzt, bemühen
sich die Kommission und der betroffene Mitgliedstaat nach dem
Verfahren und innerhalb der Fristen gemäß Artikel 18 Absätze
1 und 2 dieser Verordnung um eine Einigung. Wenn keine Eini-
gung zustande kommt, gilt Artikel 18 Absatz 3.

Artikel 20

(1) Jede Rückzahlung an die Kommission nach Anhang II
Artikel H Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 hat vor
dem Fälligkeitsdatum zu erfolgen, das in der gemäß der Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften ausgestellten Wiedereinziehungsanordnung
festgesetzt ist. Dieses Fälligkeitsdatum ist der letzte Tag des
zweiten Monats, der dem Monat folgt, in dem die Einziehungs-
anordnung erlassen wurde.

(2) Bei verspäteter Rückzahlung werden ab dem Fälligkeits-
datum in Absatz 1 bis zum Datum der tatsächlichen Zahlung
Verzugszinsen erhoben, die eineinhalb Prozentpunkte über dem
von der Europäischen Zentralbank für ihre wesentlichen Refi-
nanzierungsoperationen am ersten Arbeitstag des Monats, in
den das Fälligkeitsdatum fällt, verwendeten Zinssatz liegen.

(3) Eine Finanzkorrektur nach Anhang II Artikel H Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 lässt die Verpflichtung des
Mitgliedstaats unberührt, Rückforderungen gemäß Artikel 12
Absatz 1 Buchstabe h) der genannten Verordnung zu verfolgen.

(4) Wenn infolge einer Unregelmäßigkeit Beträge eingezogen
werden sollen, leitet die zuständige Stelle oder Einrichtung das
Wiedereinziehungsverfahren ein und unterrichtet die Durch-
führungsstelle, die Zahlstelle und die Verwaltungsbehörde
darüber.

KAPITEL VIII

Allgemeine Bestimmungen und Schlussbestimmungen

Artikel 21

Diese Verordnung lässt die Befugnis der Mitgliedstaaten unbe-
rührt, nationale Vorschriften anzuwenden, die strenger sind als
die in dieser Verordnung vorgesehenen Bestimmungen.

Artikel 22

Diese Verordnung lässt die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten
hinsichtlich Vorhaben, die erstmalig vor dem 1. Januar 2000
bewilligt wurden, unberührt, die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung der Vorhaben sicherzustellen, Unregelmäßigkeiten vorzu-
beugen und zu ahnden, und infolge von Unregelmäßigkeiten
oder Fahrlässigkeit verloren gegangene Beträge zurückzufor-
dern.

Artikel 23

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Juli 2002

Für die Kommission
Michel BARNIER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

INDIKATIVE BESCHREIBUNG DER ANFORDERUNGEN FÜR EINEN AUSREICHENDEN PRÜFPFAD

(Artikel 6)

Ein ausreichender Prüfpfad im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 ist vorhanden, wenn für ein bestimmtes Vorhaben,
einschließlich einzelner Vorhaben, die einer Gruppe von Vorhaben angehören:

1. Die auf der angemessenen Verwaltungsebene geführten Buchführungsunterlagen detaillierte Angaben über die im kofi-
nanzierten Vorhaben von der Durchführungsstelle und, wenn diese nicht der Endempfänger der Fördermittel ist, von
den als Konzessionsinhaber, Beauftragter oder in jeglicher sonstigen Funktion an der Durchführung des Vorhabens
beteiligten Einrichtungen oder Unternehmen tatsächlich getätigten Ausgaben enthält. Dazu gehören das Datum der
Buchung, der Betrag jedes Ausgabenpostens, die Bezeichnung der Belege sowie das Datum der Zahlung und die
Zahlungsweise; den Buchführungsunterlagen sind die erforderlichen Belege (z. B. Rechnungen) beizufügen.

2. In Fällen, in denen sich die Ausgabenposten nur teilweise auf das kofinanzierte Vorhaben beziehen, die Fehlerlosigkeit
der Aufteilung der Ausgaben zwischen dem kofinanzierten Vorhaben und sonstigen Vorhaben nachgewiesen wird.
Ein entsprechender Nachweis ist auch für Ausgabenarten zu liefern, die nur begrenzt oder im Verhältnis zu anderen
Kosten als zuschussfähig anerkannt sind.

3. Die technischen Spezifikationen und der Finanzplan des Vorhabens, die Fortschrittsberichte, die Unterlagen über die
Ausschreibungs- und Vergabeverfahren, sowie die Berichte über die nach Maßgabe von Artikel 4 vorgenommenen
Prüfungen der Durchführung des Vorhabens ebenfalls auf der entsprechenden Verwaltungsebene zur Verfügung
gehalten werden.

4. Bei der Erklärung der im kofinanzierten Vorhaben tatsächlich getätigten Ausgaben an die Zahlstelle die Angaben
gemäß Absatz 1 in einer detaillierten, nach der Art der Arbeiten aufgeschlüsselten Ausgabenaufstellung zusammenge-
fasst werden. Diese detaillierten Ausgabenaufstellungen bilden die Belege zu den Buchführungsunterlagen der Zahl-
stelle und die Grundlage für die Erstellung ihrer Ausgabenerklärungen an die Kommission.

5. In Fällen, in denen zwischen der Durchführungsstelle bzw. den an der Durchführung des Vorhabens beteiligten
Einrichtungen oder Unternehmen und der Zahlstelle eine oder mehrere zwischengeschaltete Stellen tätig werden, jede
zwischengeschaltete Stelle für ihren Zuständigkeitsbereich genaue Aufstellungen der auf der untergeordneten Ebene
bearbeiteten Ausgabenbeträge als Belege für ihre eigenen Buchführungsunterlagen erhält, aufgrund derer sie zumin-
dest eine Zusammenfassung der Ausgabenbeträge für das betreffende Vorhaben an die übergeordnete Ebene weiter-
gibt.

6. In Fällen, in denen für die Buchungsdaten der elektronische Datentransfer gewählt wird, alle beteiligten Stellen von
der untergeordneten Ebene alle erforderlichen Angaben für die Begründung ihrer Buchführungsunterlagen und der an
die übergeordnete Ebene weitergegebenen Beträge erhalten. Somit wird ein ausreichender Prüfpfad von den der
Kommission bescheinigten Gesamtbeträgen bis hin zu den einzelnen Ausgabenposten und den dazugehörigen Belegen
auf der Ebene der Durchführungsstelle und der anderen an der Durchführung des Vorhabens beteiligten Einrichtungen
oder Unternehmen gewährleistet.
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ANHANG II



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften31.7.2002 L 201/13



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31.7.2002L 201/14



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften31.7.2002 L 201/15

Anlage zur Ausgabenerklärung: Beiträge, die seit der vorhergehenden Ausgabenerklärung wiedereingezogen und
der vorliegenden Ausgabenerklärung berücksichtigt worden sind
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ANHANG III
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ANHANG IV
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ANHANG V

BEVORZUGTE TECHNISCHE SPEZIFIKATIONEN FÜR DIE ÜBERMITTLUNG VON EDV-DATEIEN AN DIE
KOMMISSION

1. ÜBERMITTLUNGSMODUS

Die meisten der derzeitigen Übertragungsmittel können nach Absprache mit der Kommission benutzt werden. Es folgt
eine nicht vollständige Liste der bevorzugten Mittel:

1.1. Magnetträger

— 3,5-Zoll-Diskette, 1,4 MB (Dos/Windows)

fakultative Kompression in ZIP-Format

— DAT-Kassette

4 mm DDS-1 (90 m)

— CD-ROM (WORM)

1.2. Elektronische Übermittlung

— Direkte E-Mail-Kommunikation

für Dateien bis 5 Mb

fakultative Kompression in ZIP-Format

— FTP-Übermittlung

fakultative Kompression in ZIP-Format

2. BEVORZUGTER STANDARD FÜR DIE ZUSAMMENSTELLUNG EINES AUSZUGS AUS EDV-DATEIEN DER
MITGLIEDSTAATEN

Die bevorzugte Standarddatei weist die folgenden Merkmale auf:

1. Jeder Datensatz beginnt mit einem dreistelligen Code, der die darin enthaltenen Informationen beschreibt. Es gibt
zwei Arten von Datensätzen:

1.a) Datensätze über Vorhaben, die durch den Code „PRJ“ gekennzeichnet sind, enthalten allgemeine Informa-
tionen über das betreffende Vorhaben. Die zu erfassenden Angaben (Feld 1 bis 30) sind in Anhang IV
Abschnitt 1.A beschrieben.

1.b) Datensätze über Ausgaben sind durch den Code „PAY“ gekennzeichnet. Sie enthalten detaillierte Informa-
tionen über für das Vorhaben gemeldete Ausgaben. Die zu erfassenden Angaben (Feld 31 bis 64) sind in
Anhang IV Abschnitt 1.B beschrieben.

2. Den „PRJ“-Datensätzen, die Angaben über das Vorhaben enthalten, folgen unmittelbar verschiedene
„PAY“-Datensätze, die Ausgabenmeldungen für das betreffende Vorhaben enthalten; ansonsten können die „PRJ“-
und „PAY“-Unterlagen in getrennten Dateien übermittelt werden.

3. Die Felder werden durch ein Semikolon (;) getrennt. Zwei aufeinander folgende Semikola zeigen ein Feld ohne
Daten an („leeres Feld“).

4. Die Datensätze haben eine variable Länge. Jeder Datensatz endet mit „CR LF“ oder „Carriage Return — Line Feed“
(Hexadezimal: „0D 0A“).

5. Der verwendete Code ist ASCII.

6. Numerische Datenfelder:

a) Dezimalzeichen: „.“;

b) Das Zeichen („+“ oder „–“) wird ganz links gesetzt, die Zahlen folgen ohne Leerstelle;

c) Feste Anzahl Dezimalstellen;

d) Es gibt keine Leerzeichen zwischen den Ziffern und keine Tausender-Trennzeichen;

7. Datumsformat: „TTMMJJJJ“ (Tag zweistellig, Monat zweistellig, Jahr vierstellig).

8. Die Textdaten werden nicht zwischen Anführungszeichen („ “) gesetzt. Selbstverständlich dürfen Textdaten nicht
das Trennzeichen „-;-“ enthalten.

9. Alle Felder: keine Leerzeichen am Feldbeginn und am Feldende.
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10. Eine Datei hätte somit folgendes Aussehen (Beispiel):
PRJ;2001E16COE001;Dublin Region Waste Water Treatment Scheme — Stage V;29122000;Department of
Finance;Dublin Corporation;…
PAY;2001E16COE001;Dublin Region Waste Water Treatment Scheme — Stage
V;1234;10000000;8000000;80 %;… …

11. Für Dateien aus Griechenland ist der Code ELOT-928 oder ISO 8859-7 zu verwenden.

3. DOKUMENTATION

Jeder Datei sind Kontrolldaten beizufügen:

1. die Anzahl der Datensätze;

2. die Gesamtsumme;

3. die Gesamtsumme der Zwischensummen pro Vorhaben.

Für jedes Codefeld ist die Bedeutung der verwendeten Codes in der Datei anzugeben.

Die Gesamtsumme der Datensätze in den EDV-Dateien muss für jedes Vorhaben mit den Ausgabenerklärungen
übereinstimmen, die bei der Kommission für den Zeitraum eingereicht werden, für den jeweils Informationen angefragt
wurden. Differenzbeträge sind in einem der Datei beigefügten gesonderten Hinweis zu erläutern.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1387/2002 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 509/2002 der Kommission (2), insbeson-
dere auf Artikel 31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
kann der Unterschied zwischen den Preisen der in Artikel
1 der genannten Verordnung aufgeführten Erzeugnisse
im internationalen Handel und den Preisen dieser
Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstattung
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, ohne dass die
Grenzen überschritten werden, die sich aus den gemäß
Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Abkommen
ergeben.

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 müssen die
Erstattungen für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse, die in unverändertem Zustand
ausgeführt werden, unter Berücksichtigung folgender
Faktoren festgesetzt werden:

— der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der
Preise für Milch und Milcherzeugnisse und der
verfügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein-
schaft sowie der Preise für Milch und Milcherzeug-
nisse im internationalen Handel,

— der Vermarktungskosten und der günstigsten Kosten
für den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrorten der
Gemeinschaft sowie der Heranführungskosten zum
Bestimmungsland,

— der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse, die diesen Märkten eine
ausgeglichene Lage und eine natürliche Entwicklung
bei den Preisen und dem Handel gewährleisten
sollen,

— der sich aus den gemäß Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergebenden
Beschränkungen,

— der Erfordernisse, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu verhindern,

— des wirtschaftlichen Aspekts der beabsichtigten
Ausfuhren.

(3) Gemäß Artikel 31 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 werden die Preise in der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung der im Hinblick auf die Ausfuhr
günstigsten tatsächlichen Preise ermittelt. Die Ermittlung

der Preise im internationalen Handel erfolgt insbesondere
unter Berücksichtigung

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der dritten
Länder,

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Bestim-
mungsländern bei der Einfuhr aus dritten Ländern,

c) der in den ausführenden dritten Ländern festgestellten
Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der Subventionen, die von diesen Ländern gewährt
werden,

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft.

(4) Gemäß Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 können die Lage im internationalen Handel
oder die besonderen Erfordernisse bestimmter Märkte es
notwendig machen, die Erstattung für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je nach der
Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 sieht vor, dass die Liste der Erzeugnisse, für welche
eine Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der
Betrag dieser Erstattung mindestens alle vier Wochen
neu festgesetzt werden. Der Erstattungsbetrag kann
jedoch während eines vier Wochen überschreitenden
Zeitraums unverändert beibehalten werden.

(6) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
der Kommission vom 26. Januar 1999 mit besonderen
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.
804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen
und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und
Milcherzeugnisse (3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1166/2002 (4), entspricht die Erstattung,
die für zugesetzte Saccharose enthaltende Milcherzeug-
nisse gewährt wird, der Summe aus zwei Teilbeträgen,
von denen der eine der Milcherzeugnismenge Rechnung
trägt und durch Multiplizieren des Grundbetrags mit
dem Gehalt des betreffenden Erzeugnisses an Milcher-
zeugnissen berechnet wird. Der zweite Teilbetrag trägt
der zugesetzten Saccharose Rechnung und wird
berechnet durch Multiplizieren des Gehalts des Gesamt-
erzeugnisses an Saccharose mit dem Grundbetrag der
Erstattung, die am Tag der Ausfuhr für die Erzeugnisse
gilt, die genannt sind in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d)
der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom 19.
Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/
2002 der Kommission (6). Der letztere Teilbetrag wird
jedoch nur berücksichtigt, wenn die zugesetzte Saccha-
rose aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben
oder aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrohr
hergestellt worden ist.
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(7) Die Verordnung (EWG) Nr. 896/84 der Kommission (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 222/
88 (2), sieht ergänzende Bestimmungen für die Gewäh-
rung der Erstattungen beim Wechsel des Wirtschafts-
jahres vor. Diese Bestimmungen betreffen die mögliche
unterschiedliche Festsetzung der Erstattungen nach
Maßgabe des Herstellungsdatums der Erzeugnisse.

(8) Zur Berechnung der Erstattung für die
Schmelzkäsesorten ist vorzusehen, dass, wenn Kasein
und/oder Kaseinat zugefügt sind, die betreffende Menge
unberücksichtigt bleibt.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die derzeitige
Lage der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse und
insbesondere auf die Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und im internationalen Handel führt dazu,
die Erstattung für die Erzeugnisse auf die im Anhang
dieser Verordnung genannten Beträge festzusetzen.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
genannten Ausfuhrerstattungen für ausgeführte Erzeugnisse in
unverändertem Zustand werden auf die im Anhang wiedergege-
benen Beträge festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 30. Juli 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse

0401 10 10 9000 970 EUR/100 kg 2,458
0401 10 90 9000 970 EUR/100 kg 2,458
0401 20 11 9100 970 EUR/100 kg 2,458
0401 20 11 9500 970 EUR/100 kg 3,798
0401 20 19 9100 970 EUR/100 kg 2,458
0401 20 19 9500 970 EUR/100 kg 3,798
0401 20 91 9000 970 EUR/100 kg 4,806
0401 20 99 9000 970 EUR/100 kg 4,806
0401 30 11 9400 970 EUR/100 kg 11,09
0401 30 11 9700 970 EUR/100 kg 16,66
0401 30 19 9700 970 EUR/100 kg 16,66
0401 30 31 9100 L06 EUR/100 kg 40,46
0401 30 31 9400 L06 EUR/100 kg 63,20
0401 30 31 9700 L06 EUR/100 kg 69,70
0401 30 39 9100 L06 EUR/100 kg 40,46
0401 30 39 9400 L06 EUR/100 kg 63,20
0401 30 39 9700 L06 EUR/100 kg 69,70
0401 30 91 9100 L06 EUR/100 kg 79,43
0401 30 91 9500 L06 EUR/100 kg 116,74
0401 30 99 9100 L06 EUR/100 kg 79,43
0401 30 99 9500 L06 EUR/100 kg 116,74
0402 10 11 9000 L06 EUR/100 kg 85,00
0402 10 19 9000 L06 EUR/100 kg 85,00
0402 10 91 9000 L06 EUR/kg 0,8500
0402 10 99 9000 L06 EUR/kg 0,8500
0402 21 11 9200 L06 EUR/100 kg 85,00
0402 21 11 9300 L06 EUR/100 kg 106,39
0402 21 11 9500 L06 EUR/100 kg 112,31
0402 21 11 9900 L06 EUR/100 kg 120,90
0402 21 17 9000 L06 EUR/100 kg 85,00
0402 21 19 9300 L06 EUR/100 kg 106,39
0402 21 19 9500 L06 EUR/100 kg 112,31
0402 21 19 9900 L06 EUR/100 kg 120,90
0402 21 91 9100 L06 EUR/100 kg 121,71
0402 21 91 9200 L06 EUR/100 kg 122,69
0402 21 91 9350 L06 EUR/100 kg 123,88
0402 21 91 9500 L06 EUR/100 kg 135,55
0402 21 99 9100 L06 EUR/100 kg 121,71
0402 21 99 9200 L06 EUR/100 kg 122,69
0402 21 99 9300 L06 EUR/100 kg 123,88
0402 21 99 9400 L06 EUR/100 kg 132,38
0402 21 99 9500 L06 EUR/100 kg 135,55
0402 21 99 9600 L06 EUR/100 kg 147,05
0402 21 99 9700 L06 EUR/100 kg 153,41
0402 21 99 9900 L06 EUR/100 kg 160,93
0402 29 15 9200 L06 EUR/kg 0,8500
0402 29 15 9300 L06 EUR/kg 1,0641
0402 29 15 9500 L06 EUR/kg 1,1234
0402 29 15 9900 L06 EUR/kg 1,2090
0402 29 19 9300 L06 EUR/kg 1,0641
0402 29 19 9500 L06 EUR/kg 1,1234
0402 29 19 9900 L06 EUR/kg 1,2090
0402 29 91 9000 L06 EUR/kg 1,2171
0402 29 99 9100 L06 EUR/kg 1,2171
0402 29 99 9500 L06 EUR/kg 1,3238
0402 91 11 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 19 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 31 9300 L06 EUR/100 kg 8,058

0402 91 39 9300 L06 EUR/100 kg 8,058
0402 91 99 9000 L06 EUR/100 kg 43,93
0402 99 11 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 19 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 31 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0402 99 31 9300 L06 EUR/kg 0,2629
0402 99 31 9500 L06 EUR/kg 0,4530
0402 99 39 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0403 90 11 9000 L06 EUR/100 kg 83,81
0403 90 13 9200 L06 EUR/100 kg 83,81
0403 90 13 9300 L06 EUR/100 kg 105,76
0403 90 13 9500 L06 EUR/100 kg 111,23
0403 90 13 9900 L06 EUR/100 kg 119,82
0403 90 19 9000 L06 EUR/100 kg 120,45
0403 90 33 9400 L06 EUR/kg 1,0576
0403 90 33 9900 L06 EUR/kg 1,1982
0403 90 51 9100 970 EUR/100 kg 2,458
0403 90 59 9170 970 EUR/100 kg 16,66
0403 90 59 9310 L06 EUR/100 kg 40,46
0403 90 59 9340 L06 EUR/100 kg 59,20
0403 90 59 9370 L06 EUR/100 kg 59,20
0403 90 59 9510 L06 EUR/100 kg 59,20
0404 90 21 9120 L06 EUR/100 kg 72,52
0404 90 21 9160 L06 EUR/100 kg 85,00
0404 90 23 9120 L06 EUR/100 kg 85,00
0404 90 23 9130 L06 EUR/100 kg 106,39
0404 90 23 9140 L06 EUR/100 kg 112,31
0404 90 23 9150 L06 EUR/100 kg 120,90
0404 90 29 9110 L06 EUR/100 kg 121,76
0404 90 29 9115 L06 EUR/100 kg 122,68
0404 90 29 9125 L06 EUR/100 kg 123,95
0404 90 29 9140 L06 EUR/100 kg 135,61
0404 90 81 9100 L06 EUR/kg 0,8500
0404 90 83 9110 L06 EUR/kg 0,8500
0404 90 83 9130 L06 EUR/kg 1,0639
0404 90 83 9150 L06 EUR/kg 1,1231
0404 90 83 9170 L06 EUR/kg 1,2090
0404 90 83 9936 L06 EUR/kg 0,1734
0405 10 11 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 11 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 19 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 19 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9100 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 30 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 50 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 90 9000 L05 EUR/100 kg 191,78
0405 20 90 9500 L05 EUR/100 kg 169,22
0405 20 90 9700 L05 EUR/100 kg 175,98
0405 90 10 9000 L05 EUR/100 kg 235,07
0405 90 90 9000 L05 EUR/100 kg 185,00
0406 10 20 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9230 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 39,41
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 39,41
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 10 20 9290 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 36,66
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,66

0406 10 20 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 16,09
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 16,09

0406 10 20 9610 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 53,46
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 53,46

0406 10 20 9620 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 54,22
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 54,22

0406 10 20 9630 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 60,52
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 60,52

0406 10 20 9640 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,94
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 88,94

0406 10 20 9650 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 74,11
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 74,11

0406 10 20 9660 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9830 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 27,49
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 27,49

0406 10 20 9850 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 33,33
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 33,33

0406 10 20 9870 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9900 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9913 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 61,46
400 EUR/100 kg 17,96
A01 EUR/100 kg 61,46

0406 20 90 9915 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 81,13
400 EUR/100 kg 23,93
A01 EUR/100 kg 81,13

0406 20 90 9917 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,20
400 EUR/100 kg 25,44
A01 EUR/100 kg 86,20

0406 20 90 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,33
400 EUR/100 kg 28,38
A01 EUR/100 kg 96,33

0406 20 90 9990 A00 EUR/100 kg —
0406 30 31 9710 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 8,10
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 15,17

0406 30 31 9730 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 31 9910 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,10
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 15,17

0406 30 31 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 31 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 39 9700 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 19,53
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,60

0406 30 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 20,48
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 38,40

0406 40 50 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,14
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 94,14

0406 40 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,66
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 96,66

0406 90 13 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29
400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71

0406 90 15 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84
400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77

0406 90 17 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84
400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77

0406 90 21 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,63
400 EUR/100 kg 25,29
A01 EUR/100 kg 122,94

0406 90 23 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 108,69

0406 90 25 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 93,89
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 107,52
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 90 27 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 85,04
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 97,38

0406 90 31 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15
400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64

0406 90 33 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15
400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64

0406 90 33 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 71,43
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,21

0406 90 33 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 72,14
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,27

0406 90 35 9190 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56
400 EUR/100 kg 34,88
A01 EUR/100 kg 127,15

0406 90 35 9990 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56
400 EUR/100 kg 22,80
A01 EUR/100 kg 127,15

0406 90 37 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29
400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71

0406 90 61 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 117,14
400 EUR/100 kg 32,46
A01 EUR/100 kg 135,59

0406 90 63 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 116,53
400 EUR/100 kg 36,31
A01 EUR/100 kg 134,46

0406 90 63 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 112,03
400 EUR/100 kg 27,77
A01 EUR/100 kg 129,88

0406 90 69 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 69 9910 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 112,03
400 EUR/100 kg 27,77
A01 EUR/100 kg 129,88

0406 90 73 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,56
400 EUR/100 kg 29,89
A01 EUR/100 kg 111,82

0406 90 75 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22
400 EUR/100 kg 12,61
A01 EUR/100 kg 113,03

0406 90 76 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,57
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 101,43

0406 90 76 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20
400 EUR/100 kg 13,13
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 76 9500 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 94,38
400 EUR/100 kg 13,13
A01 EUR/100 kg 107,15

0406 90 78 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,53
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 106,96

0406 90 78 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,04
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 110,84

0406 90 78 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,13
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 109,15

0406 90 79 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,47
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 90,23

0406 90 81 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20
400 EUR/100 kg 27,02
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 85 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14
400 EUR/100 kg 33,67
A01 EUR/100 kg 123,32

0406 90 85 9970 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22
400 EUR/100 kg 29,46
A01 EUR/100 kg 113,03

0406 90 85 9999 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 90,13
400 EUR/100 kg 17,68
A01 EUR/100 kg 106,94

0406 90 86 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,43
400 EUR/100 kg 19,38
A01 EUR/100 kg 108,06

0406 90 86 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,13
400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 86 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14
400 EUR/100 kg 25,67
A01 EUR/100 kg 123,32

0406 90 87 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 87 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 75,11
400 EUR/100 kg 15,81
A01 EUR/100 kg 89,10

0406 90 87 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 83,95
400 EUR/100 kg 17,85
A01 EUR/100 kg 99,25

0406 90 87 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,15
400 EUR/100 kg 19,55
A01 EUR/100 kg 100,75

0406 90 87 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43
400 EUR/100 kg 27,03
A01 EUR/100 kg 111,58
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 90 87 9971 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43
400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 111,58

0406 90 87 9972 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 41,51
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 47,73

0406 90 87 9973 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 95,66
400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 109,55

0406 90 87 9974 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 103,82

400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 118,38

0406 90 87 9975 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 105,90
400 EUR/100 kg 20,40
A01 EUR/100 kg 119,70

0406 90 87 9979 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51
400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 108,69

0406 90 88 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 88 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 74,16
400 EUR/100 kg 19,38
A01 EUR/100 kg 87,34

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
L03 Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Schweiz, Liechtenstein, Andorra, Gibraltar, Vatikanstadt, Malta, Türkei, Estland, Lettland, Litauen, Polen,

Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Kanada, Zypern, Australien und Neuseeland.
L04 Albanien, Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Jugoslawien und die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien,
L05 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Polen, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
L06 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
Der Code „970“ umfasst die Ausfuhren gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben a) und c) und Artikel 44 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der
Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Komission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11) sowie Ausfuhren aufgrund von Verträgen mit Streitkräften, die
auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats stationiert sind, aber nicht dessen Flagge führen.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1388/2002 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2002

zur Änderung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5
dritter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Erstattungen, die bei der Ausfuhr von Weiß- und
Rohzucker anzuwenden sind, wurden durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1307/2002 der Kommission (3), geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1349/2002 (4), festge-
setzt.

(2) Die Anwendung der in der Verordnung (EG) Nr. 1307/
2002 enthaltenen Modalitäten auf die Angaben, über die
die Kommission gegenwärtig verfügt, führt dazu, dass

die derzeit geltenden Ausfuhrerstattungen entsprechend
dem Anhang zu dieser Verordnung zu ändern sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeugnisse, die
im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1307/2002 festgesetzt
wurden, werden wie im Anhang angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 30. Juli 2002 zur Änderung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und
Rohzucker in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 A00 EUR/100 kg 40,06 (1)
1701 11 90 9910 A00 EUR/100 kg 40,06 (1)
1701 11 90 9950 A00 EUR/100 kg (2)
1701 12 90 9100 A00 EUR/100 kg 40,06 (1)
1701 12 90 9910 A00 EUR/100 kg 40,06 (1)
1701 12 90 9950 A00 EUR/100 kg (2)
1701 91 00 9000 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg

Reingewicht
0,4355

1701 99 10 9100 A00 EUR/100 kg 43,55
1701 99 10 9910 A00 EUR/100 kg 43,55
1701 99 10 9950 A00 EUR/100 kg 43,55
1701 99 90 9100 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg

Reingewicht
0,4355

(1) Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von 92
v. H. abweicht, wird der anwendbare Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 des Rates errechnet.

(2) Diese Festsetzung wurde ausgesetzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 2689/85 der Kommission (ABl. L 255 vom 26.9.1985, S. 12),
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3251/85 (ABl. L 309 vom 21.11.1985, S. 14).

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission
(ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6) festgelegt.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1389/2002 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Sirupe und einige andere Erzeugnisse des
Zuckersektors in unverändertem Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5
zweiter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe d) der angeführten Verordnung genannten
Erzeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden.

(2) Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der
Kommission vom 7. September 1995 mit Durchführ-
ungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen im Zuckersektor (3), ist die Erstattung für 100 kg
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 genannten ausgeführten Erzeugnisse
gleich dem Grundbetrag, multipliziert mit dem Saccharo-
segehalt, gegebenenfalls einschließlich des Gehalts an
anderem als Saccharose berechnetem Zucker. Dieser für
das betreffende Erzeugnis festgestellte Saccharosegehalt
wird gemäß den Vorschriften des Artikels 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 2135/95 bestimmt.

(3) Gemäß Artikel 30 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 ist der Grundbetrag der Erstattung für die in
unverändertem Zustand ausgeführte Sorbose gleich dem
Grundbetrag der Erstattung, vermindert um ein
Hundertstel der gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1265/
2001 der Kommission vom 27. Juni 2001 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1260/
2001 des Rates über die Gewährung der Produktions-
erstattung bei der Verwendung von bestimmten Erzeug-
nissen des Zuckersektors in der chemischen Industrie (4),
für die im Anhang dieser letzten Verordnung genannten
Erzeugnisse.

(4) Gemäß Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 ist für die anderen in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe d) der genannten Verordnung genannten und
in unverändertem Zustand ausgeführten Erzeugnisse der
Grundbetrag der Erstattung gleich einem Hundertstel

eines Betrags, der bestimmt wird unter Berücksichtigung
einerseits des Unterschieds zwischen dem in den
Gebieten der Gemeinschaft ohne Defizit während des
Monats, für den der Grundbetrag festgesetzt wird, für
Weißzucker geltenden Interventionspreis und den für
Weißzucker auf dem Weltmarkt festgestellten Notie-
rungen oder Preisen und andererseits der Notwendigkeit
der Herstellung eines Gleichgewichts zwischen der
Verwendung des Grunderzeugnisses aus der Gemein-
schaft im Hinblick auf die Ausfuhr von Verarbeitungser-
zeugnissen nach dritten Ländern und der Verwendung
der zum Veredelungsverkehr zugelassenen Erzeugnisse
dieser Länder.

(5) Gemäß Artikel 30 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr.
1260/2001 kann die Gültigkeit des Grundbetrags auf
bestimmte, in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der
genannten Verordnung genannte Erzeugnisse beschränkt
werden.

(6) Gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buch-
staben f), g) und h) dieser Verordnung genannten Erzeug-
nisse in unverändertem Zustand eine Erstattung vorge-
sehen werden. Die Höhe der Erstattung muss für 100 kg
Trockenstoff, insbesondere unter Berücksichtigung der
auf die Ausfuhr der Erzeugnisse des KN-Codes
1702 30 91 anwendbaren Erstattung, der auf die
Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der
Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 genannten Erzeugnisse
anwendbaren Erstattung und der wirtschaftlichen
Gesichtspunkte der geplanten Ausfuhren bestimmt
werden. Im Fall der im genannten Absatz 1 Buchstaben
f) und g) genannten Erzeugnisse wird die Erstattung nur
gewährt, wenn sie den Bedingungen des Artikels 5 der
Verordnung (EG) Nr. 2135/95 entsprechen. Für die unter
Buchstabe h) genannten Erzeugnisse werden die Erstat-
tungen nur gewährt, wenn sie den Bedingungen von
Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 genügen.

(7) Die oben genannten Erstattungen werden monatlich fest-
gesetzt. Sie können zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Die Anwendung dieser Einzelheiten führt dazu, für die
betreffenden Erzeugnisse die Erstattungen in Höhe der
im Anhang dieser Verordnung genannten Beträge festzu-
setzen.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben d), f), g)
und h) der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 genannten Erzeugnisse werden wie im Anhang angegeben fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 30. Juli 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Sirupe und
einige andere Erzeugnisse des Zuckersektors in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1702 40 10 9100 A00 EUR/100 kg Trockenstoff 43,55 (2)
1702 60 10 9000 A00 EUR/100 kg Trockenstoff 43,55 (2)
1702 60 80 9100 A00 EUR/100 kg Trockenstoff 82,75 (4)

1702 60 95 9000 A00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4355 (1)

1702 90 30 9000 A00 EUR/100 kg Trockenstoff 43,55 (2)

1702 90 60 9000 A00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4355 (1)

1702 90 71 9000 A00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4355 (1)

1702 90 99 9900 A00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4355 (1) (3)

2106 90 30 9000 A00 EUR/100 kg Trockenstoff 43,55 (2)

2106 90 59 9000 A00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4355 (1)

(1) Der Grundbetrag gilt nicht für Sirupe mit einer Reinheit von weniger als 85 v. H. (Verordnung (EG) Nr. 2135/95). Der Saccharosegehalt
wird gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 bestimmt.

(2) Nur auf die in Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 genannten Erzeugnisse anwendbar.
(3) Der Grundbetrag gilt nicht für das im Anhang unter Punkt 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3513/92 beschriebene Erzeugnis (ABl. L 355

vom 5.12.1992, S. 12).
(4) Anwendbar nur auf die in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 genannten Erzeugnisse.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission
(ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6) festgelegt.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1390/2002 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2002

zur Festlegung der Produktionserstattung bei der Verwendung von Weißzucker durch die
chemische Industrie

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommissions (2), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 kann beschlossen werden, für Erzeugnisse
nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a) und f) und für
Sirupe nach Buchstabe d) sowie für chemisch reine Fruk-
tose (Lävulose) des KN-Codes 1702 50 00 als Zwischen-
erzeugnis, die sich in einer der Situationen gemäß Artikel
23 Absatz 2 EG-Vertrag befinden und zur Herstellung
bestimmter Erzeugnisse der chemischen Industrie
verwendet werden, Produktionserstattungen zu
gewähren.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 der Kommission
vom 27. Juni 2001 mit Durchführungsbestimmungen
für die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates über
die Gewährung der Produktionserstattung bei der
Verwendung von bestimmten Erzeugnissen des Zucker-
sektors in der chemischen Industrie (3) enthält die
Bestimmungen zur Festsetzung der Produktionserstat-
tungen und nennt die chemischen Erzeugnisse, bei deren
Herstellung die Gewährung der Produktionserstattung
für die bei dieser Herstellung verwendeten Grunderzeug-
nisse zulässig ist. Gemäß den Artikeln 5, 6 und 7 der
Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 leitet sich die Produkti-
onserstattung für Rohzucker, Saccharosesirupe und
Isoglukose in unverarbeitetem Zustand zu den für jedes
dieser Grunderzeugnisse spezifischen Bedingungen von
der für Weißzucker festgesetzten Erstattung ab.

(3) Gemäß Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1265/2001
wird die Produktionserstattung für Weißzucker monat-

lich für einen Zeitraum festgesetzt, der jeweils am ersten
Tag eines Monats beginnt. Ändern sich die Preise für
Gemeinschaftszucker und/oder die Weltmarktpreise für
Zucker in dem entsprechenden Zeitraum beträchtlich, so
kann die Erstattung angepasst werden. In Anwendung
dieser Bestimmungen wird die Produktionserstattung
gemäß Artikel 1 für den ebenfalls dort genannten Zeit-
raum festgelegt.

(4) Aufgrund der Änderung der Definition von Weiß- und
Rohzucker gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a) und
b) der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 fällt Zucker mit
Zusatz von Aroma-, Farb- oder anderen Stoffen nicht
mehr unter diese Rubrik und ist daher als „anderer
Zucker“ zu betrachten. Gemäß Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1265/2001 kommen diese Zuckersorten jedoch
als Grunderzeugnisse für eine Produktionserstattung in
Frage. Zur Festsetzung der Produktionserstattung für
diese Erzeugnisse sollte daher eine auf ihrem Saccharose-
gehalt beruhende Berechnungsmethode eingeführt
werden.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für
Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Produktionserstattung für Weißzucker gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 wird auf 41,310 EUR/
100 kg netto festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1391/2002 DER KOMMISSION
vom 30. Juli 2002

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für nicht entkörnte Baumwolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Protokoll Nr. 4 über Baumwolle im Anhang
zur Akte über den Beitritt Griechenlands, zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1050/2001 des Rates (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 des Rates
vom 22. Mai 2001 über die Erzeugerbeihilfe für Baumwolle (2),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
regelmäßig anhand des in der Vergangenheit festge-
stellten Verhältnisses zwischen dem für entkörnte
Baumwolle festgestellten Weltmarktpreis und dem für
nicht entkörnte Baumwolle berechneten Weltmarktpreis
auf der Grundlage des Weltmarktpreises für entkörnte
Baumwolle ermittelt. Dieses in der Vergangenheit festge-
stellte Verhältnis ist mit Artikel 2 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1591/2001 der Kommission vom 2.
August 2001 zur Durchführung der Beihilferegelung für
Baumwolle (3) festgesetzt worden. Kann der Weltmarkt-
preis so nicht ermittelt werden, so wird er anhand des
zuletzt ermittelten Preises bestimmt.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
für ein Erzeugnis, das bestimmte Merkmale aufweist,
unter Berücksichtigung der günstigsten Angebote und
Notierungen auf dem Weltmarkt unter denjenigen

bestimmt, die als repräsentativ für den tatsächlichen
Markttrend gelten. Zu dieser Bestimmung wird der
Durchschnitt der Angebote und Notierungen herange-
zogen, die an einem oder mehreren repräsentativen
europäischen Börsenplätzen für ein in einem Hafen der
Gemeinschaft cif-geliefertes Erzeugnis aus einem der
Lieferländer festgestellt werden, die als die für den inter-
nationalen Handel am repräsentativsten gelten. Es sind
jedoch Anpassungen dieser Kriterien für die Bestimmung
des Weltmarktpreises für entkörnte Baumwolle vorge-
sehen, um den Differenzen Rechnung zu tragen, die
durch die Qualität des gelieferten Erzeugnisses oder die
Art der Angebote und Notierungen gerechtfertigt sind.
Diese Anpassungen sind in Artikel 3 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1591/2001 festgesetzt.

(3) In Anwendung vorgenannter Kriterien wird der Welt-
marktpreis für nicht entkörnte Baumwolle in nachste-
hender Höhe festgesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 genannte
Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle wird auf
24,077 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 31. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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RICHTLINIE 2002/58/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 12. Juli 2002

über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektro-
nischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (4) schreibt vor, dass
die Mitgliedstaaten die Rechte und Freiheiten natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
und insbesondere ihr Recht auf Privatsphäre sicher-
stellen, um in der Gemeinschaft den freien Verkehr
personenbezogener Daten zu gewährleisten.

(2) Ziel dieser Richtlinie ist die Achtung der Grundrechte;
sie steht insbesondere im Einklang mit den durch die
Charta der Grundrechte der Europäischen Union aner-
kannten Grundsätzen. Insbesondere soll mit dieser Richt-
linie gewährleistet werden, dass die in den Artikeln 7
und 8 jener Charta niedergelegten Rechte unein-
geschränkt geachtet werden.

(3) Die Vertraulichkeit der Kommunikation wird nach den
internationalen Menschenrechtsübereinkünften, insbe-
sondere der Europäischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, und den Verfas-
sungen der Mitgliedstaaten garantiert.

(4) Mit der Richtlinie 97/66/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Dezember 1997 über die
Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz
der Privatsphäre im Bereich der Telekommunikation (5)
wurden die Grundsätze der Richtlinie 95/46/EG in
spezielle Vorschriften für den Telekommunikationssektor
umgesetzt. Die Richtlinie 97/66/EG muss an die
Entwicklungen der Märkte und Technologien für elektro-
nische Kommunikationsdienste angepasst werden, um
den Nutzern öffentlich zugänglicher elektronischer
Kommunikationsdienste unabhängig von der zugrunde
liegenden Technologie den gleichen Grad des Schutzes
personenbezogener Daten und der Privatsphäre zu

bieten. Jene Richtlinie ist daher aufzuheben und durch
die vorliegende Richtlinie zu ersetzen.

(5) Gegenwärtig werden öffentliche Kommunikationsnetze
in der Gemeinschaft mit fortschrittlichen neuen Digital-
technologien ausgestattet, die besondere Anforderungen
an den Schutz personenbezogener Daten und der
Privatsphäre des Nutzers mit sich bringen. Die Entwick-
lung der Informationsgesellschaft ist durch die Einfüh-
rung neuer elektronischer Kommunikationsdienste
gekennzeichnet. Der Zugang zu digitalen Mobilfunk-
netzen ist für breite Kreise möglich und erschwinglich
geworden. Diese digitalen Netze verfügen über große
Kapazitäten und Möglichkeiten zur Datenverarbeitung.
Die erfolgreiche grenzüberschreitende Entwicklung dieser
Dienste hängt zum Teil davon ab, inwieweit die Nutzer
darauf vertrauen, dass ihre Privatsphäre unangetastet
bleibt.

(6) Das Internet revolutioniert die herkömmlichen Markt-
strukturen, indem es eine gemeinsame, weltweite Infra-
struktur für die Bereitstellung eines breiten Spektrums
elektronischer Kommunikationsdienste bietet. Öffentlich
zugängliche elektronische Kommunikationsdienste über
das Internet eröffnen neue Möglichkeiten für die Nutzer,
bilden aber auch neue Risiken in Bezug auf ihre perso-
nenbezogenen Daten und ihre Privatsphäre.

(7) Für öffentliche Kommunikationsnetze sollten besondere
rechtliche, ordnungspolitische und technische
Vorschriften zum Schutz der Grundrechte und Grund-
freiheiten natürlicher Personen und der berechtigten
Interessen juristischer Personen erlassen werden, insbe-
sondere im Hinblick auf die zunehmenden Fähigkeiten
zur automatischen Speicherung und Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten über Teilnehmer und Nutzer.

(8) Die von den Mitgliedstaaten erlassenen rechtlichen,
ordnungspolitischen und technischen Bestimmungen
zum Schutz personenbezogener Daten, der Privatsphäre
und der berechtigten Interessen juristischer Personen im
Bereich der elektronischen Kommunikation sollten
harmonisiert werden, um Behinderungen des Binnen-
marktes der elektronischen Kommunikation nach Artikel
14 des Vertrags zu beseitigen. Die Harmonisierung sollte
sich auf die Anforderungen beschränken, die notwendig
sind, um zu gewährleisten, dass die Entstehung und die
Weiterentwicklung neuer elektronischer Kommunikati-
onsdienste und -netze zwischen Mitgliedstaaten nicht
behindert werden.
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(9) Die Mitgliedstaaten, die betroffenen Anbieter und Nutzer
sowie die zuständigen Stellen der Gemeinschaft sollten
bei der Einführung und Weiterentwicklung der entspre-
chenden Technologien zusammenarbeiten, soweit dies
zur Anwendung der in dieser Richtlinie vorgesehenen
Garantien erforderlich ist; als Ziele zu berücksichtigen
sind dabei insbesondere die Beschränkung der Verarbei-
tung personenbezogener Daten auf das erforderliche
Mindestmaß und die Verwendung anonymer oder pseu-
donymer Daten.

(10) Im Bereich der elektronischen Kommunikation gilt die
Richtlinie 95/46/EG vor allem für alle Fragen des
Schutzes der Grundrechte und Grundfreiheiten, die von
der vorliegenden Richtlinie nicht spezifisch erfasst
werden, einschließlich der Pflichten des für die Verarbei-
tung Verantwortlichen und der Rechte des Einzelnen.
Die Richtlinie 95/46/EG gilt für nicht öffentliche
Kommunikationsdienste.

(11) Wie die Richtlinie 95/46/EG gilt auch die vorliegende
Richtlinie nicht für Fragen des Schutzes der Grundrechte
und Grundfreiheiten in Bereichen, die nicht unter das
Gemeinschaftsrecht fallen. Deshalb hat sie keine Auswir-
kungen auf das bestehende Gleichgewicht zwischen dem
Recht des Einzelnen auf Privatsphäre und der Möglich-
keit der Mitgliedstaaten, Maßnahmen nach Artikel 15
Absatz 1 dieser Richtlinie zu ergreifen, die für den
Schutz der öffentlichen Sicherheit, für die Landesverteidi-
gung, für die Sicherheit des Staates (einschließlich des
wirtschaftlichen Wohls des Staates, soweit die Tätigkeiten
die Sicherheit des Staates berühren) und für die Durch-
setzung strafrechtlicher Bestimmungen erforderlich sind.
Folglich betrifft diese Richtlinie nicht die Möglichkeit der
Mitgliedstaaten zum rechtmäßigen Abfangen elektro-
nischer Nachrichten oder zum Ergreifen anderer
Maßnahmen, sofern dies erforderlich ist, um einen dieser
Zwecke zu erreichen, und sofern dies im Einklang mit
der Europäischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten in ihrer Auslegung
durch die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte erfolgt. Diese Maßnahmen müssen
sowohl geeignet sein als auch in einem strikt angemes-
senen Verhältnis zum intendierten Zweck stehen und
ferner innerhalb einer demokratischen Gesellschaft
notwendig sein sowie angemessenen Garantien gemäß
der Europäischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten entsprechen.

(12) Bei den Teilnehmern eines öffentlich zugänglichen elekt-
ronischen Kommunikationsdienstes kann es sich um
natürliche oder juristische Personen handeln. Diese
Richtlinie zielt durch Ergänzung der Richtlinie 95/46/EG
darauf ab, die Grundrechte natürlicher Personen, insbe-
sondere ihr Recht auf Privatsphäre, sowie die berech-
tigten Interessen juristischer Personen zu schützen. Aus
dieser Richtlinie ergibt sich keine Verpflichtung der
Mitgliedstaaten, die Richtlinie 95/46/EG auf den Schutz
der berechtigten Interessen juristischer Personen auszu-
dehnen, der im Rahmen der geltenden gemeinschaftli-
chen und einzelstaatlichen Rechtsvorschriften sicherge-
stellt ist.

(13) Das Vertragsverhältnis zwischen einem Teilnehmer und
einem Diensteanbieter kann zu einer regelmäßigen oder
einmaligen Zahlung für den erbrachten oder zu erbrin-
genden Dienst führen. Auch vorbezahlte Karten gelten
als eine Form des Vertrags.

(14) Standortdaten können sich beziehen auf den Standort
des Endgeräts des Nutzers nach geografischer Länge,
Breite und Höhe, die Übertragungsrichtung, den Grad
der Genauigkeit der Standortinformationen, die Identifi-
zierung des Netzpunktes, an dem sich das Endgerät zu
einem bestimmten Zeitpunkt befindet, und den Zeit-
punkt, zu dem die Standortinformationen erfasst
wurden.

(15) Eine Nachricht kann alle Informationen über Namen,
Nummern oder Adressen einschließen, die der Absender
einer Nachricht oder der Nutzer einer Verbindung für
die Zwecke der Übermittlung der Nachricht bereitstellt.
Der Begriff „Verkehrsdaten“ kann alle Formen
einschließen, in die diese Informationen durch das Netz,
über das die Nachricht übertragen wird, für die Zwecke
der Übermittlung umgewandelt werden. Verkehrsdaten
können sich unter anderem auf die Leitwege, die Dauer,
den Zeitpunkt oder die Datenmenge einer Nachricht, das
verwendete Protokoll, den Standort des Endgeräts des
Absenders oder Empfängers, das Netz, von dem die
Nachricht ausgeht bzw. an das es gesendet wird, oder
den Beginn, das Ende oder die Dauer einer Verbindung
beziehen. Sie können auch das Format betreffen, in dem
die Nachricht über das Netz weitergeleitet wird.

(16) Eine Information, die als Teil eines Rundfunkdienstes
über ein öffentliches Kommunikationsnetz weitergeleitet
wird, ist für einen potenziell unbegrenzten Personenkreis
bestimmt und stellt keine Nachricht im Sinne dieser
Richtlinie dar. Kann jedoch ein einzelner Teilnehmer
oder Nutzer, der eine derartige Information erhält,
beispielsweise durch einen Videoabruf-Dienst identifiziert
werden, so ist die weitergeleitete Information als Nach-
richt im Sinne dieser Richtlinie zu verstehen.

(17) Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte die Einwilligung
des Nutzers oder Teilnehmers unabhängig davon, ob es
sich um eine natürliche oder eine juristische Person
handelt, dieselbe Bedeutung haben wie der in der Richt-
linie 95/46/EG definierte und dort weiter präzisierte
Begriff „Einwilligung der betroffenen Person“. Die Einwil-
ligung kann in jeder geeigneten Weise gegeben werden,
wodurch der Wunsch des Nutzers in einer spezifischen
Angabe zum Ausdruck kommt, die sachkundig und in
freier Entscheidung erfolgt; hierzu zählt auch das
Markieren eines Feldes auf einer Internet-Website.

(18) Dienste mit Zusatznutzen können beispielsweise die
Beratung hinsichtlich der billigsten Tarifpakete, Navigati-
onshilfen, Verkehrsinformationen, Wettervorhersage
oder touristische Informationen umfassen.

(19) Die Anwendung bestimmter Anforderungen für die
Anzeige des rufenden und angerufenen Anschlusses
sowie für die Einschränkung dieser Anzeige und für die
automatische Weiterschaltung zu Teilnehmeran-
schlüssen, die an analoge Vermittlungen angeschlossen
sind, sollte in besonderen Fällen nicht zwingend vorge-
schrieben werden, wenn sich die Anwendung als tech-
nisch nicht machbar erweist oder einen unangemessen
hohen wirtschaftlichen Aufwand erfordert. Für die Betei-
ligten ist es wichtig, in solchen Fällen in Kenntnis gesetzt
zu werden, und die Mitgliedstaaten müssen sie deshalb
der Kommission anzeigen.
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(20) Diensteanbieter sollen geeignete Maßnahmen ergreifen,
um die Sicherheit ihrer Dienste, erforderlichenfalls
zusammen mit dem Netzbetreiber, zu gewährleisten, und
die Teilnehmer über alle besonderen Risiken der Verlet-
zung der Netzsicherheit unterrichten. Solche Risiken
können vor allem bei elektronischen Kommunikations-
diensten auftreten, die über ein offenes Netz wie das
Internet oder den analogen Mobilfunk bereitgestellt
werden. Der Diensteanbieter muss die Teilnehmer und
Nutzer solcher Dienste unbedingt vollständig über die
Sicherheitsrisiken aufklären, gegen die er selbst keine
Abhilfe bieten kann. Diensteanbieter, die öffentlich
zugängliche elektronische Kommunikationsdienste über
das Internet anbieten, sollten die Nutzer und Teilnehmer
über Maßnahmen zum Schutz ihrer zu übertragenden
Nachrichten informieren, wie z. B. den Einsatz spezieller
Software oder von Verschlüsselungstechniken. Die
Anforderung, die Teilnehmer über besondere Sicherheits-
risiken aufzuklären, entbindet einen Diensteanbieter
nicht von der Verpflichtung, auf eigene Kosten unver-
züglich geeignete Maßnahmen zu treffen, um einem
neuen, unvorhergesehenen Sicherheitsrisiko vorzubeugen
und den normalen Sicherheitsstandard des Dienstes
wiederherzustellen. Abgesehen von den nominellen
Kosten, die dem Teilnehmer bei Erhalt oder Abruf der
Information entstehen, beispielsweise durch das Laden
einer elektronischen Post, sollte die Bereitstellung der
Informationen über Sicherheitsrisiken für die Teilnehmer
kostenfrei sein. Die Bewertung der Sicherheit erfolgt
unter Berücksichtigung des Artikels 17 der Richtlinie 95/
46/EG.

(21) Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um den uner-
laubten Zugang zu Nachrichten — und zwar sowohl zu
ihrem Inhalt als auch zu mit ihnen verbundenen Daten
— zu verhindern und so die Vertraulichkeit der mit
öffentlichen Kommunikationsnetzen und öffentlich
zugänglichen elektronischen Kommunikationsdiensten
erfolgenden Nachrichtenübertragung zu schützen. Nach
dem Recht einiger Mitgliedstaaten ist nur der absichtliche
unberechtigte Zugriff auf die Kommunikation untersagt.

(22) Mit dem Verbot der Speicherung von Nachrichten und
zugehörigen Verkehrsdaten durch andere Personen als
die Nutzer oder ohne deren Einwilligung soll die automa-
tische, einstweilige und vorübergehende Speicherung
dieser Informationen insoweit nicht untersagt werden,
als diese Speicherung einzig und allein zum Zwecke der
Durchführung der Übertragung in dem elektronischen
Kommunikationsnetz erfolgt und als die Information
nicht länger gespeichert wird, als dies für die Übertra-
gung und zum Zwecke der Verkehrsabwicklung erforder-
lich ist, und die Vertraulichkeit der Nachrichten gewahrt
bleibt. Wenn dies für eine effizientere Weiterleitung einer
öffentlich zugänglichen Information an andere
Empfänger des Dienstes auf ihr Ersuchen hin erforderlich
ist, sollte diese Richtlinie dem nicht entgegenstehen, dass
die Information länger gespeichert wird, sofern diese
Information der Öffentlichkeit auf jeden Fall unein-
geschränkt zugänglich wäre und Daten, die einzelne, die
Information anfordernde Teilnehmer oder Nutzer
betreffen, gelöscht würden.

(23) Die Vertraulichkeit von Nachrichten sollte auch im
Rahmen einer rechtmäßigen Geschäftspraxis sicherge-

stellt sein. Falls erforderlich und rechtlich zulässig,
können Nachrichten zum Nachweis einer kommerziellen
Transaktion aufgezeichnet werden. Diese Art der Verar-
beitung fällt unter die Richtlinie 95/46/EG. Die von der
Nachricht betroffenen Personen sollten vorab von der
Absicht der Aufzeichnung, ihrem Zweck und der Dauer
ihrer Speicherung in Kenntnis gesetzt werden. Die aufge-
zeichnete Nachricht sollte so schnell wie möglich und
auf jeden Fall spätestens mit Ablauf der Frist gelöscht
werden, innerhalb deren die Transaktion rechtmäßig
angefochten werden kann.

(24) Die Endgeräte von Nutzern elektronischer Kommunikati-
onsnetze und in diesen Geräten gespeicherte Informa-
tionen sind Teil der Privatsphäre der Nutzer, die dem
Schutz aufgrund der Europäischen Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten unter-
liegt. So genannte „Spyware“, „Web-Bugs“, „Hidden Iden-
tifiers“ und ähnliche Instrumente können ohne das
Wissen des Nutzers in dessen Endgerät eindringen, um
Zugang zu Informationen zu erlangen, oder die Nutzer-
aktivität zurückzuverfolgen und können eine ernsthafte
Verletzung der Privatsphäre dieser Nutzer darstellen. Die
Verwendung solcher Instrumente sollte nur für recht-
mäßige Zwecke mit dem Wissen der betreffenden Nutzer
gestattet sein.

(25) Solche Instrumente, z. B. so genannte „Cookies“, können
ein legitimes und nützliches Hilfsmittel sein, um die
Wirksamkeit von Website-Gestaltung und Werbung zu
untersuchen und die Identität der an Online-Transak-
tionen beteiligten Nutzer zu überprüfen. Dienen solche
Instrumente, z. B. „Cookies“, einem rechtmäßigen Zweck,
z. B. der Erleichterung der Bereitstellung von Diensten
der Informationsgesellschaft, so sollte deren Einsatz unter
der Bedingung zugelassen werden, dass die Nutzer
gemäß der Richtlinie 95/46/EG klare und genaue Infor-
mationen über den Zweck von Cookies oder ähnlichen
Instrumenten erhalten, d. h., der Nutzer muss wissen,
dass bestimmte Informationen auf dem von ihm benut-
zten Endgerät platziert werden. Die Nutzer sollten die
Gelegenheit haben, die Speicherung eines Cookies oder
eines ähnlichen Instruments in ihrem Endgerät abzu-
lehnen. Dies ist besonders bedeutsam, wenn auch andere
Nutzer Zugang zu dem betreffenden Endgerät haben und
damit auch zu dort gespeicherten Daten, die sensible
Informationen privater Natur beinhalten. Die Auskunft
und das Ablehnungsrecht können einmalig für die
Nutzung verschiedener in dem Endgerät des Nutzers
während derselben Verbindung zu installierender Instru-
mente angeboten werden und auch die künftige Verwen-
dung derartiger Instrumente umfassen, die während
nachfolgender Verbindungen vorgenommen werden
können. Die Modalitäten für die Erteilung der Informa-
tionen oder für den Hinweis auf das Verweigerungsrecht
und die Einholung der Zustimmung sollten so benutzer-
freundlich wie möglich sein. Der Zugriff auf spezifische
Website-Inhalte kann nach wie vor davon abhängig
gemacht werden, dass ein Cookie oder ein ähnliches
Instrument von einer in Kenntnis der Sachlage gege-
benen Einwilligung abhängig gemacht wird, wenn der
Einsatz zu einem rechtmäßigen Zweck erfolgt.
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(26) Teilnehmerdaten, die in elektronischen Kommunikations-
netzen zum Verbindungsaufbau und zur Nachrichten-
übertragung verarbeitet werden, enthalten Informationen
über das Privatleben natürlicher Personen und betreffen
ihr Recht auf Achtung ihrer Kommunikationsfreiheit,
oder sie betreffen berechtigte Interessen juristischer
Personen. Diese Daten dürfen nur für einen begrenzten
Zeitraum und nur insoweit gespeichert werden, wie dies
für die Erbringung des Dienstes, für die Gebührenabrech-
nung und für Zusammenschaltungszahlungen erforder-
lich ist. Jede weitere Verarbeitung solcher Daten, die der
Betreiber des öffentlich zugänglichen elektronischen
Kommunikationsdienstes zum Zwecke der Vermarktung
elektronischer Kommunikationsdienste oder für die
Bereitstellung von Diensten mit Zusatznutzen
vornehmen möchte, darf nur unter der Bedingung
gestattet werden, dass der Teilnehmer dieser Verarbei-
tung auf der Grundlage genauer, vollständiger Angaben
des Betreibers des öffentlich zugänglichen elektronischen
Kommunikationsdienstes über die Formen der von ihm
beabsichtigten weiteren Verarbeitung und über das Recht
des Teilnehmers, seine Einwilligung zu dieser Verarbei-
tung nicht zu erteilen oder zurückzuziehen, zugestimmt
hat. Verkehrsdaten, die für die Vermarktung von
Kommunikationsdiensten oder für die Bereitstellung von
Diensten mit Zusatznutzen verwendet wurden, sollten
ferner nach der Bereitstellung des Dienstes gelöscht oder
anonymisiert werden. Diensteanbieter sollen die Teil-
nehmer stets darüber auf dem Laufenden halten, welche
Art von Daten sie verarbeiten und für welche Zwecke
und wie lange das geschieht.

(27) Der genaue Zeitpunkt des Abschlusses der Übermittlung
einer Nachricht, nach dem die Verkehrsdaten außer zu
Fakturierungszwecken gelöscht werden sollten, kann von
der Art des bereitgestellten elektronischen Kommunikati-
onsdienstes abhängen. Bei einem Sprach-Telefonanruf
beispielsweise ist die Übermittlung abgeschlossen, sobald
einer der Teilnehmer die Verbindung beendet. Bei der
elektronischen Post ist die Übermittlung dann abge-
schlossen, wenn der Adressat die Nachricht — üblicher-
weise vom Server seines Diensteanbieters — abruft.

(28) Die Verpflichtung, Verkehrsdaten zu löschen oder zu
anonymisieren, sobald sie für die Übertragung einer
Nachricht nicht mehr benötigt werden, steht nicht im
Widerspruch zu im Internet angewandten Verfahren wie
dem Caching von IP-Adressen im Domain-Namen-
System oder dem Caching einer IP-Adresse, die einer
physischen Adresse zugeordnet ist, oder der Verwendung
von Informationen über den Nutzer zum Zwecke der
Kontrolle des Rechts auf Zugang zu Netzen oder Diens-
ten.

(29) Der Diensteanbieter kann Verkehrsdaten in Bezug auf
Teilnehmer und Nutzer in Einzelfällen verarbeiten, um
technische Versehen oder Fehler bei der Übertragung
von Nachrichten zu ermitteln. Für Fakturierungszwecke
notwendige Verkehrsdaten dürfen ebenfalls vom Dienste-
anbieter verarbeitet werden, um Fälle von Betrug, die
darin bestehen, die elektronischen Kommunikations-
dienste ohne entsprechende Bezahlung nutzen, ermitteln
und abstellen zu können.

(30) Die Systeme für die Bereitstellung elektronischer
Kommunikationsnetze und -dienste sollten so konzipiert
werden, dass so wenig personenbezogene Daten wie
möglich benötigt werden. Jedwede Tätigkeit im Zusam-
menhang mit der Bereitstellung elektronischer Kommu-
nikationsdienste, die über die Übermittlung einer Nach-
richt und die Fakturierung dieses Vorgangs hinausgeht,
sollte auf aggregierten Verkehrsdaten basieren, die nicht
mit Teilnehmern oder Nutzern in Verbindung gebracht
werden können. Können diese Tätigkeiten nicht auf
aggregierte Daten gestützt werden, so sollten sie als
Dienste mit Zusatznutzen angesehen werden, für die die
Einwilligung des Teilnehmers erforderlich ist.

(31) Ob die Einwilligung in die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten im Hinblick auf die Erbringung eines
speziellen Dienstes mit Zusatznutzen beim Nutzer oder
beim Teilnehmer eingeholt werden muss, hängt von den
zu verarbeitenden Daten, von der Art des zu erbrin-
genden Dienstes und von der Frage ab, ob es technisch,
verfahrenstechnisch und vertraglich möglich ist,
zwischen der einen elektronischen Kommunikations-
dienst in Anspruch nehmenden Einzelperson und der an
diesem Dienst teilnehmenden juristischen oder natürli-
chen Person zu unterscheiden.

(32) Vergibt der Betreiber eines elektronischen Kommunikati-
onsdienstes oder eines Dienstes mit Zusatznutzen die für
die Bereitstellung dieser Dienste erforderliche Verarbei-
tung personenbezogener Daten an eine andere Stelle
weiter, so sollten diese Weitervergabe und die anschlie-
ßende Datenverarbeitung in vollem Umfang den Anfor-
derungen in Bezug auf die für die Verarbeitung Verant-
wortlichen und die Auftragsverarbeiter im Sinne der
Richtlinie 95/46/EG entsprechen. Erfordert die Bereitstel-
lung eines Dienstes mit Zusatznutzen die Weitergabe
von Verkehrsdaten oder Standortdaten von dem
Betreiber eines elektronischen Kommunikationsdienstes
an einen Betreiber eines Dienstes mit Zusatznutzen, so
sollten die Teilnehmer oder Nutzer, auf die sich die
Daten beziehen, ebenfalls in vollem Umfang über diese
Weitergabe unterrichtet werden, bevor sie in die Verar-
beitung der Daten einwilligen.

(33) Durch die Einführung des Einzelgebührennachweises hat
der Teilnehmer mehr Möglichkeiten erhalten, die Rich-
tigkeit der vom Diensteanbieter erhobenen Entgelte zu
überprüfen, gleichzeitig kann dadurch aber eine Gefahr
für die Privatsphäre der Nutzer öffentlich zugänglicher
elektronischer Kommunikationsdienste entstehen. Um
die Privatsphäre des Nutzers zu schützen, müssen die
Mitgliedstaaten daher darauf hinwirken, dass bei den
elektronischen Kommunikationsdiensten beispielsweise
alternative Funktionen entwickelt werden, die den
anonymen oder rein privaten Zugang zu öffentlich
zugänglichen elektronischen Kommunikationsdiensten
ermöglichen, beispielsweise Telefonkarten und Möglich-
keiten der Zahlung per Kreditkarte. Zu dem gleichen
Zweck können die Mitgliedstaaten die Anbieter auffor-
dern, ihren Teilnehmern eine andere Art von ausführli-
cher Rechnung anzubieten, in der eine bestimmte
Anzahl von Ziffern der Rufnummer unkenntlich
gemacht ist.
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(34) Im Hinblick auf die Rufnummernanzeige ist es erforder-
lich, das Recht des Anrufers zu wahren, die Anzeige der
Rufnummer des Anschlusses, von dem aus der Anruf
erfolgt, zu unterdrücken, ebenso wie das Recht des
Angerufenen, Anrufe von nicht identifizierten
Anschlüssen abzuweisen. Es ist gerechtfertigt, in
Sonderfällen die Unterdrückung der Rufnummernanzeige
aufzuheben. Bestimmte Teilnehmer, insbesondere telefo-
nische Beratungsdienste und ähnliche Einrichtungen,
haben ein Interesse daran, die Anonymität ihrer Anrufer
zu gewährleisten. Im Hinblick auf die Anzeige der
Rufnummer des Angerufenen ist es erforderlich, das
Recht und das berechtigte Interesse des Angerufenen zu
wahren, die Anzeige der Rufnummer des Anschlusses,
mit dem der Anrufer tatsächlich verbunden ist, zu unter-
drücken; dies gilt besonders für den Fall weitergeschal-
teter Anrufe. Die Betreiber öffentlich zugänglicher
elektronischer Kommunikationsdienste sollten ihre Teil-
nehmer über die Möglichkeit der Anzeige der
Rufnummer des Anrufenden und des Angerufenen, über
alle Dienste, die auf der Grundlage der Anzeige der
Rufnummer des Anrufenden und des Angerufenen ange-
boten werden, sowie über die verfügbaren Funktionen
zur Wahrung der Vertraulichkeit unterrichten. Die Teil-
nehmer können dann sachkundig die Funktionen
auswählen, die sie zur Wahrung der Vertraulichkeit
nutzen möchten. Die Funktionen zur Wahrung der
Vertraulichkeit, die anschlussbezogen angeboten werden,
müssen nicht unbedingt als automatischer Netzdienst
zur Verfügung stehen, sondern können von dem
Betreiber des öffentlich zugänglichen elektronischen
Kommunikationsdienstes auf einfachen Antrag bereitge-
stellt werden.

(35) In digitalen Mobilfunknetzen werden Standortdaten
verarbeitet, die Aufschluss über den geografischen
Standort des Endgeräts des mobilen Nutzers geben, um
die Nachrichtenübertragung zu ermöglichen. Solche
Daten sind Verkehrsdaten, die unter Artikel 6 dieser
Richtlinie fallen. Doch können digitale Mobilfunknetze
zusätzlich auch in der Lage sein, Standortdaten zu verar-
beiten, die genauer sind als es für die Nachrichtenüber-
tragung erforderlich wäre und die für die Bereitstellung
von Diensten mit Zusatznutzen verwendet werden, wie
z. B. persönliche Verkehrsinformationen und Hilfen für
den Fahrzeugführer. Die Verarbeitung solcher Daten für
die Bereitstellung von Diensten mit Zusatznutzen soll
nur dann gestattet werden, wenn die Teilnehmer darin
eingewilligt haben. Selbst dann sollten sie die Möglich-
keit haben, die Verarbeitung von Standortdaten auf
einfache Weise und gebührenfrei zeitweise zu unter-
sagen.

(36) Die Mitgliedstaaten können die Rechte der Nutzer und
Teilnehmer auf Privatsphäre in Bezug auf die Rufnum-
mernanzeige einschränken, wenn dies erforderlich ist,
um belästigende Anrufe zurückzuverfolgen; in Bezug auf
Rufnummernanzeige und Standortdaten kann dies
geschehen, wenn es erforderlich ist, Notfalldiensten zu
ermöglichen, ihre Aufgaben so effektiv wie möglich zu
erfüllen. Hierzu können die Mitgliedstaaten besondere
Vorschriften erlassen, um die Anbieter von elektro-
nischen Kommunikationsdiensten zu ermächtigen, einen
Zugang zur Rufnummernanzeige und zu Standortdaten
ohne vorherige Einwilligung der betreffenden Nutzer
oder Teilnehmer zu verschaffen.

(37) Es sollten Vorkehrungen getroffen werden, um die Teil-
nehmer vor eventueller Belästigung durch die automa-
tische Weiterschaltung von Anrufen durch andere zu
schützen. In derartigen Fällen muss der Teilnehmer
durch einfachen Antrag beim Betreiber des öffentlich
zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienstes
die Weiterschaltung von Anrufen auf sein Endgerät
unterbinden können.

(38) Die Verzeichnisse der Teilnehmer elektronischer
Kommunikationsdienste sind weit verbreitet und öffent-
lich. Das Recht auf Privatsphäre natürlicher Personen
und das berechtigte Interesse juristischer Personen erfor-
dern daher, dass die Teilnehmer bestimmen können, ob
ihre persönlichen Daten — und gegebenenfalls welche
— in einem Teilnehmerverzeichnis veröffentlicht
werden. Die Anbieter öffentlicher Verzeichnisse sollten
die darin aufzunehmenden Teilnehmer über die Zwecke
des Verzeichnisses und eine eventuelle besondere
Nutzung elektronischer Fassungen solcher Verzeichnisse
informieren; dabei ist insbesondere an in die Software
eingebettete Suchfunktionen gedacht, etwa die umge-
kehrte Suche, mit deren Hilfe Nutzer des Verzeichnisses
den Namen und die Anschrift eines Teilnehmers allein
aufgrund dessen Telefonnummer herausfinden können.

(39) Die Verpflichtung zur Unterrichtung der Teilnehmer
über den Zweck bzw. die Zwecke öffentlicher Verzeich-
nisse, in die ihre personenbezogenen Daten aufzu-
nehmen sind, sollte demjenigen auferlegt werden, der die
Daten für die Aufnahme erhebt. Können die Daten an
einen oder mehrere Dritte weitergegeben werden, so
sollte der Teilnehmer über diese Möglichkeit und über
den Empfänger oder die Kategorien möglicher
Empfänger unterrichtet werden. Voraussetzung für die
Weitergabe sollte sein, dass die Daten nicht für andere
Zwecke als diejenigen verwendet werden, für die sie
erhoben wurden. Wünscht derjenige, der die Daten beim
Teilnehmer erhebt, oder ein Dritter, an den die Daten
weitergegeben wurden, diese Daten zu einem weiteren
Zweck zu verwenden, so muss entweder der ursprüng-
liche Datenerheber oder der Dritte, an den die Daten
weitergegeben wurden, die erneute Einwilligung des Teil-
nehmers einholen.

(40) Es sollten Vorkehrungen getroffen werden, um die Teil-
nehmer gegen die Verletzung ihrer Privatsphäre durch
unerbetene Nachrichten für Zwecke der Direktwerbung,
insbesondere durch automatische Anrufsysteme,
Faxgeräte und elektronische Post, einschließlich SMS, zu
schützen. Diese Formen von unerbetenen Werbe-
nachrichten können zum einen relativ leicht und preis-
wert zu versenden sein und zum anderen eine Belastung
und/oder einen Kostenaufwand für den Empfänger
bedeuten. Darüber hinaus kann in einigen Fällen ihr
Umfang auch Schwierigkeiten für die elektronischen
Kommunikationsnetze und die Endgeräte verursachen.
Bei solchen Formen unerbetener Nachrichten zum
Zweck der Direktwerbung ist es gerechtfertigt, zu
verlangen, die Einwilligung der Empfänger einzuholen,
bevor ihnen solche Nachrichten gesandt werden. Der
Binnenmarkt verlangt einen harmonisierten Ansatz,
damit für die Unternehmen und die Nutzer einfache,
gemeinschaftsweite Regeln gelten.
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(41) Im Rahmen einer bestehenden Kundenbeziehung ist es
vertretbar, die Nutzung elektronischer Kontaktinforma-
tionen zuzulassen, damit ähnliche Produkte oder Dienst-
leistungen angeboten werden; dies gilt jedoch nur für
dasselbe Unternehmen, das auch die Kontaktinforma-
tionen gemäß der Richtlinie 95/46/EG erhalten hat. Bei
der Erlangung der Kontaktinformationen sollte der
Kunde über deren weitere Nutzung zum Zweck der
Direktwerbung klar und eindeutig unterrichtet werden
und die Möglichkeit erhalten, diese Verwendung abzu-
lehnen. Diese Möglichkeit sollte ferner mit jeder weiteren
als Direktwerbung gesendeten Nachricht gebührenfrei
angeboten werden, wobei Kosten für die Übermittlung
der Ablehnung nicht unter die Gebührenfreiheit fallen.

(42) Sonstige Formen der Direktwerbung, die für den
Absender kostspieliger sind und für die Teilnehmer und
Nutzer keine finanziellen Kosten mit sich bringen, wie
Sprach-Telefonanrufe zwischen Einzelpersonen, können
die Beibehaltung eines Systems rechtfertigen, bei dem die
Teilnehmer oder Nutzer die Möglichkeit erhalten, zu
erklären, dass sie solche Anrufe nicht erhalten möchten.
Damit das bestehende Niveau des Schutzes der
Privatsphäre nicht gesenkt wird, sollten die Mitglied-
staaten jedoch einzelstaatliche Systeme beibehalten
können, bei denen solche an Teilnehmer und Nutzer
gerichtete Anrufe nur gestattet werden, wenn diese
vorher ihre Einwilligung gegeben haben.

(43) Zur Erleichterung der wirksamen Durchsetzung der
Gemeinschaftsvorschriften für unerbetene Nachrichten
zum Zweck der Direktwerbung ist es notwendig, die
Verwendung falscher Identitäten oder falscher Absender-
adressen oder Anrufernummern beim Versand unerbe-
tener Nachrichten zum Zweck der Direktwerbung zu
untersagen.

(44) Bei einigen elektronischen Postsystemen können die Teil-
nehmer Absender und Betreffzeile einer elektronischen
Post sehen und darüber hinaus diese Post löschen, ohne
die gesamte Post oder deren Anlagen herunterladen zu
müssen; dadurch lassen sich die Kosten senken, die
möglicherweise mit dem Herunterladen unerwünschter
elektronischer Post oder deren Anlagen verbunden sind.
Diese Verfahren können in bestimmten Fällen zusätzlich
zu den in dieser Richtlinie festgelegten allgemeinen
Verpflichtungen von Nutzen bleiben.

(45) Diese Richtlinie berührt nicht die Vorkehrungen der
Mitgliedstaaten, mit denen die legitimen Interessen juri-
stischer Personen gegen unerbetene Direktwerbungs-
nachrichten geschützt werden sollen. Errichten die
Mitgliedstaaten ein Register der juristischen Personen —
großenteils gewerbetreibende Nutzer —, die derartige
Nachrichten nicht erhalten möchten („opt-out Register“),
so gilt Artikel 7 der Richtlinie 2000/31/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informati-
onsgesellschaft, insbesondere des elektronischen
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den
elektronischen Geschäftsverkehr“) (1) in vollem Umfang.

(46) Die Funktion für die Bereitstellung elektronischer
Kommunikationsdienste kann in das Netz oder in irgend-
einen Teil des Endgeräts des Nutzers, auch in die Soft-
ware, eingebaut sein. Der Schutz personenbezogener
Daten und der Privatsphäre des Nutzers öffentlich
zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste

sollte nicht von der Konfiguration der für die Bereitstel-
lung des Dienstes notwendigen Komponenten oder von
der Verteilung der erforderlichen Funktionen auf diese
Komponenten abhängen. Die Richtlinie 95/46/EG gilt
unabhängig von der verwendeten Technologie für alle
Formen der Verarbeitung personenbezogener Daten.
Bestehen neben allgemeinen Vorschriften für die Kompo-
nenten, die für die Bereitstellung elektronischer Kommu-
nikationsdienste notwendig sind, auch noch spezielle
Vorschriften für solche Dienste, dann erleichtert dies
nicht unbedingt den technologieunabhängigen Schutz
personenbezogener Daten und der Privatsphäre. Daher
könnten sich Maßnahmen als notwendig erweisen, mit
denen die Hersteller bestimmter Arten von Geräten, die
für elektronische Kommunikationsdienste benutzt
werden, verpflichtet werden, in ihren Produkten von
vornherein Sicherheitsfunktionen vorzusehen, die den
Schutz personenbezogener Daten und der Privatsphäre
des Nutzers und Teilnehmers gewährleisten. Der Erlass
solcher Maßnahmen in Einklang mit der Richtlinie
1999/5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 9. März 1999 über Funkanlagen und Telekommuni-
kationsendeinrichtungen und die gegenseitige Anerken-
nung ihrer Konformität (2) gewährleistet, dass die aus
Gründen des Datenschutzes erforderliche Einführung
von technischen Merkmalen elektronischer Kommunika-
tionsgeräte einschließlich der Software harmonisiert
wird, damit sie der Verwirklichung des Binnenmarktes
nicht entgegensteht.

(47) Das innerstaatliche Recht sollte Rechtsbehelfe für den
Fall vorsehen, dass die Rechte der Benutzer und Teil-
nehmer nicht respektiert werden. Gegen jede —
privatem oder öffentlichem Recht unterliegende —
Person, die den nach dieser Richtlinie getroffenen einzel-
staatlichen Maßnahmen zuwiderhandelt, sollten Sank-
tionen verhängt werden.

(48) Bei der Anwendung dieser Richtlinie ist es sinnvoll, auf
die Erfahrung der gemäß Artikel 29 der Richtlinie 95/
46/EG eingesetzten Datenschutzgruppe aus Vertretern
der für den Schutz personenbezogener Daten
zuständigen Kontrollstellen der Mitgliedstaaten zurück-
zugreifen.

(49) Zur leichteren Einhaltung der Vorschriften dieser Richt-
linie bedarf es einer Sonderregelung für die Datenverar-
beitungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der nach
dieser Richtlinie erlassenen innerstaatlichen Vorschriften
bereits durchgeführt werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Geltungsbereich und Zielsetzung

(1) Diese Richtlinie dient der Harmonisierung der
Vorschriften der Mitgliedstaaten, die erforderlich sind, um einen
gleichwertigen Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten,
insbesondere des Rechts auf Privatsphäre, in Bezug auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten im Bereich der elektro-
nischen Kommunikation sowie den freien Verkehr dieser Daten
und von elektronischen Kommunikationsgeräten und -diensten
in der Gemeinschaft zu gewährleisten.
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(2) Die Bestimmungen dieser Richtlinie stellen eine Detaillie-
rung und Ergänzung der Richtlinie 95/46/EG im Hinblick auf
die in Absatz 1 genannten Zwecke dar. Darüber hinaus regeln
sie den Schutz der berechtigten Interessen von Teilnehmern, bei
denen es sich um juristische Personen handelt.

(3) Diese Richtlinie gilt nicht für Tätigkeiten, die nicht in
den Anwendungsbereich des Vertrags zur Gründung der Europ-
äischen Gemeinschaft fallen, beispielsweise Tätigkeiten gemäß
den Titeln V und VI des Vertrags über die Europäische Union,
und auf keinen Fall für Tätigkeiten betreffend die öffentliche
Sicherheit, die Landesverteidigung, die Sicherheit des Staates
(einschließlich seines wirtschaftlichen Wohls, wenn die Tätigkeit
die Sicherheit des Staates berührt) und die Tätigkeiten des
Staates im strafrechtlichen Bereich.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Sofern nicht anders angegeben, gelten die Begriffsbestim-
mungen der Richtlinie 95/46/EG und der Richtlinie 2002/21/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März
2002 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische
Kommunikationsnetze und -dienste („Rahmenrichtlinie“) (1)
auch für diese Richtlinie.

Weiterhin bezeichnet im Sinne dieser Richtlinie der Ausdruck

a) „Nutzer“ eine natürliche Person, die einen öffentlich zugäng-
lichen elektronischen Kommunikationsdienst für private
oder geschäftliche Zwecke nutzt, ohne diesen Dienst
notwendigerweise abonniert zu haben;

b) „Verkehrsdaten“ Daten, die zum Zwecke der Weiterleitung
einer Nachricht an ein elektronisches Kommunikationsnetz
oder zum Zwecke der Fakturierung dieses Vorgangs verar-
beitet werden;

c) „Standortdaten“ Daten, die in einem elektronischen Kommu-
nikationsnetz verarbeitet werden und die den geografischen
Standort des Endgeräts eines Nutzers eines öffentlich
zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienstes
angeben;

d) „Nachricht“ jede Information, die zwischen einer endlichen
Zahl von Beteiligten über einen öffentlich zugänglichen
elektronischen Kommunikationsdienst ausgetauscht oder
weitergeleitet wird. Dies schließt nicht Informationen ein,
die als Teil eines Rundfunkdienstes über ein elektronisches
Kommunikationsnetz an die Öffentlichkeit weitergeleitet
werden, soweit die Informationen nicht mit dem identifizier-
baren Teilnehmer oder Nutzer, der sie erhält, in Verbindung
gebracht werden können;

e) „Anruf“ eine über einen öffentlich zugänglichen Telefon-
dienst aufgebaute Verbindung, die eine zweiseitige Echtzeit-
Kommunikation ermöglicht;

f) „Einwilligung“ eines Nutzers oder Teilnehmers die Einwilli-
gung der betroffenen Person im Sinne von Richtlinie 95/46/
EG;

g) „Dienst mit Zusatznutzen“ jeden Dienst, der die Bearbeitung
von Verkehrsdaten oder anderen Standortdaten als Verkehrs-
daten in einem Maße erfordert, das über das für die
Übermittlung einer Nachricht oder die Fakturierung dieses
Vorgangs erforderliche Maß hinausgeht;

h) „elektronische Post“ jede über ein öffentliches Kommunikati-
onsnetz verschickte Text-, Sprach-, Ton- oder Bildnachricht,

die im Netz oder im Endgerät des Empfängers gespeichert
werden kann, bis sie von diesem abgerufen wird.

Artikel 3

Betroffene Dienste

(1) Diese Richtlinie gilt für die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten in Verbindung mit der Bereitstellung öffentlich
zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste in öffentli-
chen Kommunikationsnetzen in der Gemeinschaft.

(2) Die Artikel 8, 10 und 11 gelten für Teilnehmeran-
schlüsse, die an digitale Vermittlungsstellen angeschlossen sind,
und — soweit dies technisch machbar ist und keinen unver-
hältnismäßigen wirtschaftlichen Aufwand erfordert — für Teil-
nehmeranschlüsse, die an analoge Vermittlungsstellen ange-
schlossen sind.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Fälle mit,
in denen eine Einhaltung der Anforderungen der Artikel 8, 10
und 11 technisch nicht machbar wäre oder einen unverhältnis-
mäßigen wirtschaftlichen Aufwand erfordern würde.

Artikel 4

Betriebssicherheit

(1) Der Betreiber eines öffentlich zugänglichen elektroni-
schen Kommunikationsdienstes muss geeignete technische und
organisatorische Maßnahmen ergreifen, um die Sicherheit
seiner Dienste zu gewährleisten; die Netzsicherheit ist hierbei
erforderlichenfalls zusammen mit dem Betreiber des öffentli-
chen Kommunikationsnetzes zu gewährleisten. Diese
Maßnahmen müssen unter Berücksichtigung des Standes der
Technik und der Kosten ihrer Durchführung ein Sicherheitsni-
veau gewährleisten, das angesichts des bestehenden Risikos
angemessen ist.

(2) Besteht ein besonderes Risiko der Verletzung der Netzsi-
cherheit, muss der Betreiber eines öffentlich zugänglichen elek-
tronischen Kommunikationsdienstes die Teilnehmer über dieses
Risiko und — wenn das Risiko außerhalb des Anwendungsbe-
reichs der vom Diensteanbieter zu treffenden Maßnahmen liegt
— über mögliche Abhilfen, einschließlich der voraussichtlich
entstehenden Kosten, unterrichten.

Artikel 5

Vertraulichkeit der Kommunikation

(1) Die Mitgliedstaaten stellen die Vertraulichkeit der mit
öffentlichen Kommunikationsnetzen und öffentlich zugängli-
chen Kommunikationsdiensten übertragenen Nachrichten und
der damit verbundenen Verkehrsdaten durch innerstaatliche
Vorschriften sicher. Insbesondere untersagen sie das Mithören,
Abhören und Speichern sowie andere Arten des Abfangens
oder Überwachens von Nachrichten und der damit verbun-
denen Verkehrsdaten durch andere Personen als die Nutzer,
wenn keine Einwilligung der betroffenen Nutzer vorliegt, es sei
denn, dass diese Personen gemäß Artikel 15 Absatz 1 gesetzlich
dazu ermächtigt sind. Diese Bestimmung steht — unbeschadet
des Grundsatzes der Vertraulichkeit — der für die Weiterleitung
einer Nachricht erforderlichen technischen Speicherung nicht
entgegen.
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(2) Absatz 1 betrifft nicht das rechtlich zulässige
Aufzeichnen von Nachrichten und der damit verbundenen
Verkehrsdaten, wenn dies im Rahmen einer rechtmäßigen
Geschäftspraxis zum Nachweis einer kommerziellen Transak-
tion oder einer sonstigen geschäftlichen Nachricht geschieht.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Benutzung
elektronischer Kommunikationsnetze für die Speicherung von
Informationen oder den Zugriff auf Informationen, die im
Endgerät eines Teilnehmers oder Nutzers gespeichert sind, nur
unter der Bedingung gestattet ist, dass der betreffende Teil-
nehmer oder Nutzer gemäß der Richtlinie 95/46/EG klare und
umfassende Informationen insbesondere über die Zwecke der
Verarbeitung erhält und durch den für diese Verarbeitung
Verantwortlichen auf das Recht hingewiesen wird, diese Verar-
beitung zu verweigern. Dies steht einer technischen Speiche-
rung oder dem Zugang nicht entgegen, wenn der alleinige
Zweck die Durchführung oder Erleichterung der Übertragung
einer Nachricht über ein elektronisches Kommunikationsnetz
ist oder, soweit dies unbedingt erforderlich ist, um einen vom
Teilnehmer oder Nutzer ausdrücklich gewünschten Dienst der
Informationsgesellschaft zur Verfügung zu stellen.

Artikel 6

Verkehrsdaten

(1) Verkehrsdaten, die sich auf Teilnehmer und Nutzer
beziehen und vom Betreiber eines öffentlichen Kommunikati-
onsnetzes oder eines öffentlich zugänglichen Kommunikations-
dienstes verarbeitet und gespeichert werden, sind unbeschadet
der Absätze 2, 3 und 5 des vorliegenden Artikels und des Arti-
kels 15 Absatz 1 zu löschen oder zu anonymisieren, sobald sie
für die Übertragung einer Nachricht nicht mehr benötigt
werden.

(2) Verkehrsdaten, die zum Zwecke der Gebührenabrech-
nung und der Bezahlung von Zusammenschaltungen erforder-
lich sind, dürfen verarbeitet werden. Diese Verarbeitung ist nur
bis zum Ablauf der Frist zulässig, innerhalb deren die Rechnung
rechtlich angefochten oder der Anspruch auf Zahlung geltend
gemacht werden kann.

(3) Der Betreiber eines öffentlich zugänglichen elektroni-
schen Kommunikationsdienstes kann die in Absatz 1 genannten
Daten zum Zwecke der Vermarktung elektronischer Kommuni-
kationsdienste oder zur Bereitstellung von Diensten mit Zusatz-
nutzen im dazu erforderlichen Maß und innerhalb des dazu
oder zur Vermarktung erforderlichen Zeitraums verarbeiten,
sofern der Teilnehmer oder der Nutzer, auf den sich die Daten
beziehen, seine Einwilligung gegeben hat. Der Nutzer oder der
Teilnehmer hat die Möglichkeit, seine Einwilligung zur Verar-
beitung der Verkehrsdaten jederzeit zurückzuziehen.

(4) Der Diensteanbieter muss dem Teilnehmer oder Nutzer
mitteilen, welche Arten von Verkehrsdaten für die in Absatz 2
genannten Zwecke verarbeitet werden und wie lange das
geschieht; bei einer Verarbeitung für die in Absatz 3 genannten
Zwecke muss diese Mitteilung erfolgen, bevor um Einwilligung
ersucht wird.

(5) Die Verarbeitung von Verkehrsdaten gemäß den
Absätzen 1, 2, 3 und 4 darf nur durch Personen erfolgen, die
auf Weisung der Betreiber öffentlicher Kommunikationsnetze
und öffentlich zugänglicher Kommunikationsdienste handeln
und die für Gebührenabrechnungen oder Verkehrsabwicklung,
Kundenanfragen, Betrugsermittlung, die Vermarktung der elekt-

ronischen Kommunikationsdienste oder für die Bereitstellung
eines Dienstes mit Zusatznutzen zuständig sind; ferner ist sie
auf das für diese Tätigkeiten erforderliche Maß zu beschränken.

(6) Die Absätze 1, 2, 3 und 5 gelten unbeschadet der
Möglichkeit der zuständigen Gremien, in Einklang mit den
geltenden Rechtsvorschriften für die Beilegung von Streitig-
keiten, insbesondere Zusammenschaltungs- oder Abrechnungs-
streitigkeiten, von Verkehrsdaten Kenntnis zu erhalten.

Artikel 7

Einzelgebührennachweis

(1) Die Teilnehmer haben das Recht, Rechnungen ohne
Einzelgebührennachweis zu erhalten.

(2) Die Mitgliedstaaten wenden innerstaatliche Vorschriften
an, um das Recht der Teilnehmer, Einzelgebührennachweise zu
erhalten, und das Recht anrufender Nutzer und angerufener
Teilnehmer auf Vertraulichkeit miteinander in Einklang zu
bringen, indem sie beispielsweise sicherstellen, dass diesen
Nutzern und Teilnehmern genügend andere, den Schutz der
Privatsphäre fördernde Methoden für die Kommunikation oder
Zahlungen zur Verfügung stehen.

Artikel 8

Anzeige der Rufnummer des Anrufers und des Angeru-
fenen und deren Unterdrückung

(1) Wird die Anzeige der Rufnummer des Anrufers ange-
boten, so muss der Diensteanbieter dem anrufenden Nutzer die
Möglichkeit geben, die Rufnummernanzeige für jeden Anruf
einzeln auf einfache Weise und gebührenfrei zu verhindern.
Dem anrufenden Teilnehmer muss diese Möglichkeit anschluss-
bezogen zur Verfügung stehen.

(2) Wird die Anzeige der Rufnummer des Anrufers ange-
boten, so muss der Diensteanbieter dem angerufenen Teil-
nehmer die Möglichkeit geben, die Anzeige der Rufnummer
eingehender Anrufe auf einfache Weise und für jede vertretbare
Nutzung dieser Funktion gebührenfrei zu verhindern.

(3) Wird die Anzeige der Rufnummer des Anrufers ange-
boten und wird die Rufnummer vor der Herstellung der Verbin-
dung angezeigt, so muss der Diensteanbieter dem angerufenen
Teilnehmer die Möglichkeit geben, eingehende Anrufe, bei
denen die Rufnummernanzeige durch den anrufenden Nutzer
oder Teilnehmer verhindert wurde, auf einfache Weise und
gebührenfrei abzuweisen.

(4) Wird die Anzeige der Rufnummer des Angerufenen
angeboten, so muss der Diensteanbieter dem angerufenen Teil-
nehmer die Möglichkeit geben, die Anzeige seiner Rufnummer
beim anrufenden Nutzer auf einfache Weise und gebührenfrei
zu verhindern.

(5) Absatz 1 gilt auch für aus der Gemeinschaft kommende
Anrufe in Drittländern. Die Absätze 2, 3 und 4 gelten auch für
aus Drittländern kommende Anrufe.

(6) Wird die Anzeige der Rufnummer des Anrufers und/oder
des Angerufenen angeboten, so stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass die Betreiber öffentlich zugänglicher elektronischer
Kommunikationsdienste die Öffentlichkeit hierüber und über
die in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 beschriebenen Möglichkeiten
unterrichten.
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Artikel 9

Andere Standortdaten als Verkehrsdaten

(1) Können andere Standortdaten als Verkehrsdaten in Bezug
auf die Nutzer oder Teilnehmer von öffentlichen Kommunikati-
onsnetzen oder öffentlich zugänglichen Kommunikationsdiens-
ten verarbeitet werden, so dürfen diese Daten nur im zur Bereit-
stellung von Diensten mit Zusatznutzen erforderlichen Maß
und innerhalb des dafür erforderlichen Zeitraums verarbeitet
werden, wenn sie anonymisiert wurden oder wenn die Nutzer
oder Teilnehmer ihre Einwilligung gegeben haben. Der Dienst-
eanbieter muss den Nutzern oder Teilnehmern vor Einholung
ihrer Einwilligung mitteilen, welche Arten anderer Standort-
daten als Verkehrsdaten verarbeitet werden, für welche Zwecke
und wie lange das geschieht, und ob die Daten zum Zwecke
der Bereitstellung des Dienstes mit Zusatznutzen an einen
Dritten weitergegeben werden. Die Nutzer oder Teilnehmer
können ihre Einwilligung zur Verarbeitung anderer Standort-
daten als Verkehrsdaten jederzeit zurückziehen.

(2) Haben die Nutzer oder Teilnehmer ihre Einwilligung zur
Verarbeitung von anderen Standortdaten als Verkehrsdaten
gegeben, dann müssen sie auch weiterhin die Möglichkeit
haben, die Verarbeitung solcher Daten für jede Verbindung
zum Netz oder für jede Übertragung einer Nachricht auf
einfache Weise und gebührenfrei zeitweise zu untersagen.

(3) Die Verarbeitung anderer Standortdaten als Verkehrs-
daten gemäß den Absätzen 1 und 2 muss auf das für die Bereit-
stellung des Dienstes mit Zusatznutzen erforderliche Maß sowie
auf Personen beschränkt werden, die im Auftrag des Betreibers
des öffentlichen Kommunikationsnetzes oder öffentlich zugäng-
lichen Kommunikationsdienstes oder des Dritten, der den
Dienst mit Zusatznutzen anbietet, handeln.

Artikel 10

Ausnahmen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es transparente
Verfahren gibt, nach denen der Betreiber eines öffentlichen
Kommunikationsnetzes und/oder eines öffentlich zugänglichen
elektronischen Kommunikationsdienstes

a) die Unterdrückung der Anzeige der Rufnummer des Anru-
fers vorübergehend aufheben kann, wenn ein Teilnehmer
beantragt hat, dass böswillige oder belästigende Anrufe
zurückverfolgt werden; in diesem Fall werden nach inner-
staatlichem Recht die Daten mit der Rufnummer des anru-
fenden Teilnehmers vom Betreiber des öffentlichen Kommu-
nikationsnetzes und/oder des öffentlich zugänglichen
elektronischen Kommunikationsdienstes gespeichert und zur
Verfügung gestellt;

b) die Unterdrückung der Anzeige der Rufnummer des Anru-
fers aufheben und Standortdaten trotz der vorübergehenden
Untersagung oder fehlenden Einwilligung durch den Teil-
nehmer oder Nutzer verarbeiten kann, und zwar anschluss-
bezogen für Einrichtungen, die Notrufe bearbeiten und dafür
von einem Mitgliedstaat anerkannt sind, einschließlich Straf-
verfolgungsbehörden, Ambulanzdiensten und Feuerwehren,
zum Zwecke der Beantwortung dieser Anrufe.

Artikel 11

Automatische Anrufweiterschaltung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jeder Teilnehmer die
Möglichkeit hat, auf einfache Weise und gebührenfrei die von

einer dritten Partei veranlasste automatische Anrufweiterschal-
tung zum Endgerät des Teilnehmers abzustellen.

Artikel 12

Teilnehmerverzeichnisse

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Teilnehmer
gebührenfrei und vor Aufnahme in das Teilnehmerverzeichnis
über den Zweck bzw. die Zwecke von gedruckten oder elektro-
nischen, der Öffentlichkeit unmittelbar oder über Auskunfts-
dienste zugänglichen Teilnehmerverzeichnissen, in die ihre
personenbezogenen Daten aufgenommen werden können,
sowie über weitere Nutzungsmöglichkeiten aufgrund der in
elektronischen Fassungen der Verzeichnisse eingebetteten Such-
funktionen informiert werden.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Teilnehmer
Gelegenheit erhalten festzulegen, ob ihre personenbezogenen
Daten — und ggf. welche — in ein öffentliches Verzeichnis
aufgenommen werden, sofern diese Daten für den vom
Anbieter des Verzeichnisses angegebenen Zweck relevant sind,
und diese Daten prüfen, korrigieren oder löschen dürfen. Für
die Nicht-Aufnahme in ein der Öffentlichkeit zugängliches Teil-
nehmerverzeichnis oder die Prüfung, Berichtigung oder Strei-
chung personenbezogener Daten aus einem solchen Verzeichnis
werden keine Gebühren erhoben.

(3) Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass eine zusätz-
liche Einwilligung der Teilnehmer eingeholt wird, wenn ein
öffentliches Verzeichnis anderen Zwecken als der Suche nach
Einzelheiten betreffend die Kommunikation mit Personen
anhand ihres Namens und gegebenenfalls eines Mindestbestands
an anderen Kennzeichen dient.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für Teilnehmer, die natür-
liche Personen sind. Die Mitgliedstaaten tragen im Rahmen des
Gemeinschaftsrechts und der geltenden einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften außerdem dafür Sorge, dass die berechtigten
Interessen anderer Teilnehmer als natürlicher Personen in Bezug
auf ihre Aufnahme in öffentliche Verzeichnisse ausreichend
geschützt werden.

Artikel 13

Unerbetene Nachrichten

(1) Die Verwendung von automatischen Anrufsystemen
ohne menschlichen Eingriff (automatische Anrufmaschinen),
Faxgeräten oder elektronischer Post für die Zwecke der Direkt-
werbung darf nur bei vorheriger Einwilligung der Teilnehmer
gestattet werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann eine natürliche oder
juristische Person, wenn sie von ihren Kunden im Zusammen-
hang mit dem Verkauf eines Produkts oder einer Dienstleistung
gemäß der Richtlinie 95/46/EG deren elektronische Kontaktin-
formationen für elektronische Post erhalten hat, diese zur
Direktwerbung für eigene ähnliche Produkte oder Dienstleis-
tungen verwenden, sofern die Kunden klar und deutlich die
Möglichkeit erhalten, eine solche Nutzung ihrer elektronischen
Kontaktinformationen bei deren Erhebung und bei jeder
Übertragung gebührenfrei und problemlos abzulehnen, wenn
der Kunde diese Nutzung nicht von vornherein abgelehnt hat.
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(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um
— gebührenfrei für die Teilnehmer — sicherzustellen, dass
außer in den in den Absätzen 1 und 2 genannten Fällen unerbe-
tene Nachrichten zum Zweck der Direktwerbung, die entweder
ohne die Einwilligung der betreffenden Teilnehmer erfolgen
oder an Teilnehmer gerichtet sind, die keine solchen Nach-
richten erhalten möchten, nicht gestattet sind; welche dieser
Optionen gewählt wird, ist im innerstaatlichen Recht zu regeln.

(4) Auf jeden Fall verboten ist die Praxis des Versendens
elektronischer Nachrichten zu Zwecken der Direktwerbung, bei
der die Identität des Absenders, in dessen Auftrag die Nachricht
übermittelt wird, verschleiert oder verheimlicht wird oder bei
der keine gültige Adresse vorhanden ist, an die der Empfänger
eine Aufforderung zur Einstellung solcher Nachrichten richten
kann.

(5) Die Absätze 1 und 3 gelten für Teilnehmer, die natür-
liche Personen sind. Die Mitgliedstaaten tragen im Rahmen des
Gemeinschaftsrechts und der geltenden einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften außerdem dafür Sorge, dass die berechtigten
Interessen anderer Teilnehmer als natürlicher Personen in Bezug
auf unerbetene Nachrichten ausreichend geschützt werden.

Artikel 14

Technische Merkmale und Normung

(1) Bei der Durchführung der Bestimmungen dieser Richt-
linie stellen die Mitgliedstaaten vorbehaltlich der Absätze 2 und
3 sicher, dass keine zwingenden Anforderungen in Bezug auf
spezifische technische Merkmale für Endgeräte oder sonstige
elektronische Kommunikationsgeräte gestellt werden, die deren
Inverkehrbringen und freien Vertrieb in und zwischen den
Mitgliedstaaten behindern können.

(2) Soweit die Bestimmungen dieser Richtlinie nur mit Hilfe
spezifischer technischer Merkmale elektronischer Kommunikati-
onsnetze durchgeführt werden können, unterrichten die
Mitgliedstaaten die Kommission darüber gemäß der Richtlinie
98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.
Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für
die Dienste der Informationsgesellschaft (1).

(3) Erforderlichenfalls können gemäß der Richtlinie 1999/5/
EG und dem Beschluss 87/95/EWG des Rates vom 22.
Dezember 1986 über die Normung auf dem Gebiet der Infor-
mationstechnik und der Telekommunikation (2) Maßnahmen
getroffen werden, um sicherzustellen, dass Endgeräte in einer
Weise gebaut sind, die mit dem Recht der Nutzer auf Schutz
und Kontrolle der Verwendung ihrer personenbezogenen Daten
vereinbar ist.

Artikel 15

Anwendung einzelner Bestimmungen der Richtlinie
95/46/EG

(1) Die Mitgliedstaaten können Rechtsvorschriften erlassen,
die die Rechte und Pflichten gemäß Artikel 5, Artikel 6, Artikel
8 Absätze 1, 2, 3 und 4 sowie Artikel 9 dieser Richtlinie

beschränken, sofern eine solche Beschränkung gemäß Artikel
13 Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG für die nationale Sicher-
heit, (d. h. die Sicherheit des Staates), die Landesverteidigung,
die öffentliche Sicherheit sowie die Verhütung, Ermittlung, Fest-
stellung und Verfolgung von Straftaten oder des unzulässigen
Gebrauchs von elektronischen Kommunikationssystemen in
einer demokratischen Gesellschaft notwendig, angemessen und
verhältnismäßig ist. Zu diesem Zweck können die Mitglied-
staaten unter anderem durch Rechtsvorschriften vorsehen, dass
Daten aus den in diesem Absatz aufgeführten Gründen
während einer begrenzten Zeit aufbewahrt werden. Alle in
diesem Absatz genannten Maßnahmen müssen den allgemeinen
Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts einschließlich den in
Artikel 6 Absätze 1 und 2 des Vertrags über die Europäische
Union niedergelegten Grundsätzen entsprechen.

(2) Die Bestimmungen des Kapitels III der Richtlinie 95/46/
EG über Rechtsbehelfe, Haftung und Sanktionen gelten im
Hinblick auf innerstaatliche Vorschriften, die nach der vorlie-
genden Richtlinie erlassen werden, und im Hinblick auf die aus
dieser Richtlinie resultierenden individuellen Rechte.

(3) Die gemäß Artikel 29 der Richtlinie 95/46/EG einge-
setzte Datenschutzgruppe nimmt auch die in Artikel 30 jener
Richtlinie festgelegten Aufgaben im Hinblick auf die von der
vorliegenden Richtlinie abgedeckten Aspekte, nämlich den
Schutz der Grundrechte und der Grundfreiheiten und der
berechtigten Interessen im Bereich der elektronischen Kommu-
nikation wahr.

Artikel 16

Übergangsbestimmungen

(1) Artikel 12 gilt nicht für Ausgaben von Teilnehmerver-
zeichnissen, die vor dem Inkrafttreten der nach dieser Richtlinie
erlassenen innerstaatlichen Vorschriften bereits in gedruckter
oder in netzunabhängiger elektronischer Form produziert oder
in Verkehr gebracht wurden.

(2) Sind die personenbezogenen Daten von Teilnehmern von
Festnetz- oder Mobil-Sprachtelefondiensten in ein öffentliches
Teilnehmerverzeichnis gemäß der Richtlinie 95/46/EG und
gemäß Artikel 11 der Richtlinie 97/66/EG aufgenommen
worden, bevor die nach der vorliegenden Richtlinie erlassenen
innerstaatlichen Rechtsvorschriften in Kraft treten, so können
die personenbezogenen Daten dieser Teilnehmer in der
gedruckten oder elektronischen Fassung, einschließlich
Fassungen mit Umkehrsuchfunktionen, in diesem öffentlichen
Verzeichnis verbleiben, sofern die Teilnehmer nach Erhalt voll-
ständiger Informationen über die Zwecke und Möglichkeiten
gemäß Artikel 12 nicht etwas anderes wünschen.

Artikel 17

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen vor dem 31. Oktober 2003
die Rechtsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission unver-
züglich davon in Kenntnis.
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Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der innerstaatlichen Rechts-Vorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen, sowie aller
späteren Änderungen dieser Vorschriften.

Artikel 18

Überprüfung

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und
dem Rat spätestens drei Jahre nach dem in Artikel 17 Absatz 1
genannten Zeitpunkt einen Bericht über die Durchführung
dieser Richtlinie und ihre Auswirkungen auf die Wirtschaftsteil-
nehmer und Verbraucher, insbesondere in Bezug auf die
Bestimmungen über unerbetene Nachrichten, unter Berücksich-
tigung des internationalen Umfelds. Hierzu kann die Kommis-
sion von den Mitgliedstaaten Informationen einholen, die ohne
unangemessene Verzögerung zu liefern sind. Gegebenenfalls
unterbreitet die Kommission unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse des genannten Berichts, etwaiger Änderungen in dem
betreffenden Sektor sowie etwaiger weiterer Vorschläge, die sie
zur Verbesserung der Wirksamkeit dieser Richtlinie für erfor-
derlich hält, Vorschläge zur Änderung dieser Richtlinie.

Artikel 19

Aufhebung

Die Richtlinie 97/66/EG wird mit Wirkung ab dem in Artikel
17 Absatz 1 genannten Zeitpunkt aufgehoben.

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verwei-
sungen auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 20

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 21

Adressaten

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 12. Juli 2002.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 25. Juni 2002

über den Abschluss des Protokolls von Cartagena über die biologische Sicherheit im Namen der
Europäischen Gemeinschaft

(2002/628/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und
Artikel 300 Absatz 3 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 174 des Vertrags ist die Förderung von
Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung
regionaler oder globaler Umweltprobleme einschließlich
der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologi-
schen Vielfalt eines der Ziele der Umweltpolitik der
Europäischen Gemeinschaft.

(2) Mit dem Beschluss 93/626/EWG (3) hat die Europäische
Gemeinschaft im Rahmen des Umweltprogramms der
Vereinten Nationen das Übereinkommen über die biolo-
gische Vielfalt abgeschlossen.

(3) 1995 hat der Rat die Kommission ermächtigt, im Namen
der Gemeinschaft an den Verhandlungen für ein Proto-
koll über die biologische Sicherheit gemäß Artikel 19
Absatz 3 des Übereinkommens über die biologische Viel-
falt teilzunehmen. Die Kommission hat zusammen mit
den Mitgliedstaaten an diesen Verhandlungen teilge-
nommen.

(4) Das Protokoll von Cartagena über die biologische Sicher-
heit wurde am 29. Januar 2000 in Montreal ange-
nommen.

(5) Das Protokoll bildet einen auf das Vorsorgeprinzip
gegründeten Rahmen für die sichere Weitergabe, Hand-

habung und Verwendung der durch moderne Biotechno-
logie hervorgebrachten lebenden veränderten Orga-
nismen, die nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltung
und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt haben
können, wobei auch Gefahren für die menschliche
Gesundheit berücksichtigt werden und ein Schwerpunkt
auf der grenzüberschreitenden Verbringung liegt.

(6) Die Europäische Gemeinschaft und 14 Mitgliedstaaten
haben das Protokoll auf der fünften Tagung der Vertrags-
parteien des Übereinkommens über die biologische Viel-
falt am 24. Mai 2000 in Nairobi unterzeichnet. Luxem-
burg hat das Protokoll am 11. Juli 2000 unterzeichnet.

(7) Nach Artikel 34 des Übereinkommens über die biologi-
sche Vielfalt bedarf jedes Protokoll zu diesem Überein-
kommen der Ratifikation, der Annahme oder der Geneh-
migung durch die Staaten und die Organisationen der
regionalen Wirtschaftsintegration.

(8) Das Protokoll von Cartagena über die biologische Sicher-
heit trägt zur Verwirklichung der Ziele der Umwelt-
politik der Europäischen Gemeinschaft bei. Daher sollte
dieses Protokoll im Namen der Gemeinschaft so rasch
wie möglich abgeschlossen werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit
zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt wird im
Namen der Europäischen Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls ist in Anhang A dieses Beschlusses
beigefügt.
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Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en)
zu benennen, die bevollmächtigt ist (sind), die Genehmigungs-
urkunde im Namen der Europäischen Gemeinschaft gemäß
Artikel 34 und Artikel 41 des Übereinkommens über die biolo-
gische Vielfalt beim Generalsekretär der Vereinten Nationen zu
hinterlegen.

(2) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en)
zu benennen, die bevollmächtigt ist (sind), die in Anhang B
dieses Beschlusses vorgesehene Befugniserklärung im Namen

der Gemeinschaft gemäß Artikel 34 Absatz 3 des Übereinkom-
mens über die biologische Vielfalt zu hinterlegen.

Geschehen zu Luxemburg am 25. Juni 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. MATAS i PALOU
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ÜBERSETZUNG

PROTOKOLL VON CARTAGENA ÜBER DIE BIOLOGISCHE SICHERHEIT

zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt

Die Vertragsparteien dieses Protokolls —

als Vertragsparteien des Übereinkommens über die biologische Vielfalt, im Folgenden als „Übereinkommen“ bezeichnet;

eingedenk des Artikels 19 Absätze 3 und 4, des Artikels 8 Buchstabe g) und des Artikels 17 des Übereinkommens;

ferner eingedenk der Entscheidung II/5 vom 17. November 1995 der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkom-
mens, ein Protokoll über die biologische Sicherheit zu erarbeiten, das sich besonders mit der grenzüberschreitenden
Verbringung von durch moderne Biotechnologie hervorgebrachten lebenden veränderten Organismen befasst, die nach-
teilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt haben können, und in dem
insbesondere geeignete Verfahren der vorherigen Zustimmung in Kenntnis der Sachlage zur Prüfung vorgelegt werden;

in Bekräftigung des Vorsorgeprinzips in Grundsatz 15 der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung;

in Anbetracht des raschen Aufschwungs der modernen Biotechnologie und der zunehmenden öffentlichen Besorgnis
über ihre möglichen nachteiligen Auswirkungen auf die biologische Vielfalt, wobei auch Risiken für die menschliche
Gesundheit zu berücksichtigen sind;

in Anerkennung der Tatsache, dass die moderne Biotechnologie große Chancen für menschliches Wohlergehen bietet,
wenn ihre Entwicklung und Nutzung mit angemessenen Sicherheitsmaßnahmen für die Umwelt und die menschliche
Gesundheit einhergeht;

ferner in Anerkennung der entscheidenden Bedeutung von Ursprungszentren und Zentren genetischer Vielfalt für die
Menschheit;

unter Berücksichtigung der begrenzten Möglichkeiten vieler Länder, insbesondere der Entwicklungsländer, mit Art und
Umfang bekannter und möglicher Risiken in Verbindung mit lebenden veränderten Organismen umzugehen;

in der Erkenntnis, dass sich Handels- und Umweltübereinkünfte wechselseitig stützen sollten, um eine nachhaltige
Entwicklung zu erreichen;

in Bekräftigung der Tatsache, dass dieses Protokoll nicht so auszulegen ist, als bedeute es eine Änderung der Rechte und
Pflichten einer Vertragspartei aufgrund geltender völkerrechtlicher Übereinkünfte;

in dem Verständnis, dass vorstehender Beweggrund nicht darauf abzielt, dieses Protokoll anderen völkerrechtlichen
Übereinkünften unterzuordnen —

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Ziel

Im Einklang mit dem Vorsorgeprinzip in Grundsatz 15 der
Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung zielt dieses
Protokoll darauf ab, zur Sicherstellung eines angemessenen
Schutzniveaus bei der sicheren Weitergabe, Handhabung und
Verwendung der durch moderne Biotechnologie hervorge-
brachten lebenden veränderten Organismen, die nachteilige
Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der
biologischen Vielfalt haben können, beizutragen, wobei auch
Risiken für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen sind
und ein Schwerpunkt auf der grenzüberschreitenden Verbrin-
gung liegt.

Artikel 2

Allgemeine Bestimmungen

(1) Jede Vertragspartei ergreift die erforderlichen und geeig-
neten rechtlichen, verwaltungsmäßigen und sonstigen
Maßnahmen, um ihre Verpflichtungen aus diesem Protokoll zu
erfüllen.

(2) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass Entwicklung,
Handhabung, Transport, Verwendung, Weitergabe und Freiset-
zung von lebenden veränderten Organismen in einer Weise

erfolgen, dass Risiken für die biologische Vielfalt vermieden
oder verringert werden, wobei auch Risiken für die menschliche
Gesundheit zu berücksichtigen sind.

(3) Dieses Protokoll berührt weder die Souveränität der
Staaten über ihr nach dem Völkerrecht festgelegtes Küstenmeer,
die souveränen Rechte und die Hoheitsbefugnisse, welche die
Staaten nach dem Völkerrecht in ihrer ausschließlichen Wirt-
schaftszone und auf ihrem Festlandsockel haben, noch die
Wahrnehmung der im Völkerrecht vorgesehenen und in
einschlägigen internationalen Übereinkünften niedergelegten
Rechte und Freiheiten der Schiff- und der Luftfahrt durch
Schiffe und durch Luftfahrzeuge aller Staaten.

(4) Dieses Protokoll ist nicht so auszulegen, als beschränke
es das Recht einer Vertragspartei, Maßnahmen zu ergreifen,
welche die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen
Vielfalt stärker als in diesem Protokoll vorgeschrieben schützen,
sofern solche Maßnahmen mit dem Ziel und den Bestim-
mungen dieses Protokolls vereinbar sind und im Einklang mit
den anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen dieser Vertrags-
partei stehen.

(5) Die Vertragsparteien werden ermutigt, gegebenenfalls
verfügbare Fachkenntnisse, Mittel und Arbeiten internationaler
Fachgremien auf dem Gebiet der Risiken für die menschliche
Gesundheit zu berücksichtigen.
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Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Protokolls

a) bedeutet „Konferenz der Vertragsparteien“ die Konferenz der
Vertragsparteien des Übereinkommens;

b) bedeutet „Anwendung in geschlossenen Systemen“ jede in
einer Einrichtung, Anlage oder anderen Baulichkeit vorge-
nommene Handlung, an der lebende veränderte Organismen
beteiligt sind, die durch besondere Maßnahmen überwacht
werden, die den Kontakt dieser Organismen mit der äußeren
Umwelt und ihre Auswirkungen auf sie wirksam begrenzen;

c) bedeutet „Ausfuhr“ die absichtliche grenzüberschreitende
Verbringung aus dem Gebiet einer Vertragspartei in dasje-
nige einer anderen Vertragspartei;

d) bedeutet „Exporteur“ jede juristische oder natürliche Person
unter der Hoheitsgewalt der ausführenden Vertragspartei,
welche die Ausfuhr eines lebenden veränderten Organismus
veranlasst;

e) bedeutet „Einfuhr“ die absichtliche grenzüberschreitende
Verbringung in das Gebiet einer Vertragspartei aus demje-
nigen einer anderen Vertragspartei;

f) bedeutet „Importeur“ jede juristische oder natürliche Person
unter der Hoheitsgewalt der einführenden Vertragspartei,
welche die Einfuhr eines lebenden veränderten Organismus
veranlasst;

g) bedeutet „lebender veränderter Organismus“ jeden lebenden
Organismus, der eine neuartige Kombination genetischen
Materials aufweist, die durch die Nutzung der modernen
Biotechnologie erzielt wurde;

h) bedeutet „lebender Organismus“ jede biologische Einheit, die
genetisches Material übertragen oder vervielfältigen kann,
einschließlich steriler Organismen, Viren und Viroiden;

i) bedeutet „moderne Biotechnologie“ die Anwendung
— von In-vitro-Nukleinsäure-Techniken, einschließlich

rekombinanter Desoxyribonukleinsäure (DNS) und der
Direkteinspritzung von Nukleinsäure in Zellen oder
Organellen, oder

— der Verschmelzung von Zellen über die taxonomische
Familie hinaus,

wodurch natürliche physiologische Grenzen für die Vermeh-
rung oder Rekombination überschritten werden, sofern dies
keine Techniken sind, die bei der herkömmlichen Zucht und
Auswahl eingesetzt werden;

j) bedeutet „Organisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion“ eine von souveränen Staaten einer bestimmten Region
gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die
Zuständigkeit für die durch dieses Protokoll erfassten Ange-
legenheiten übertragen haben und die im Einklang mit ihren
internen Verfahren ordnungsgemäß ermächtigt ist, dieses zu
unterzeichnen, zu ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen
oder ihm beizutreten;

k) bedeutet „grenzüberschreitende Verbringung“ die Verbrin-
gung eines lebenden veränderten Organismus aus dem
Gebiet einer Vertragspartei in dasjenige einer anderen
Vertragspartei; für die Zwecke der Artikel 17 und 24
umfasst die grenzüberschreitende Verbringung auch die
Verbringung zwischen Vertragsparteien und Nichtvertrags-
parteien.

Artikel 4

Geltungsbereich

Dieses Protokoll findet Anwendung auf die grenzüberschrei-
tende Verbringung, die Durchfuhr, die Handhabung und die
Verwendung aller lebenden veränderten Organismen, die nach-
teilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung der biologischen Vielfalt haben können, wobei auch
Risiken für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen
sind.

Artikel 5

Arzneimittel

Unbeschadet des Artikels 4 und des Rechtes einer Vertrags-
partei, alle lebenden veränderten Organismen einer Risikobeur-
teilung zu unterziehen, bevor sie über eine Einfuhr beschließt,
findet dieses Protokoll keine Anwendung auf die grenzüber-
schreitende Verbringung lebender veränderter Organismen, die
Humanarzneimittel sind und für die andere völkerrechtliche
Übereinkünfte gelten oder andere internationale Organisationen
zuständig sind.

Artikel 6

Durchfuhr und Anwendung in geschlossenen Systemen

(1) Unbeschadet des Artikels 4 und des Rechtes einer
Durchfuhr-Vertragspartei, den Transport von lebenden
veränderten Organismen durch ihr Gebiet zu regeln und der
Informationsstelle für biologische Sicherheit (Biosafety Clearing-
House) jeden Beschluss dieser Vertragspartei (unter Beachtung
des Artikels 2 Absatz 3) über die Durchfuhr eines bestimmten
lebenden veränderten Organismus durch ihr Gebiet mitzuteilen,
finden die Bestimmungen dieses Protokolls über das Verfahren
der vorherigen Zustimmung in Kenntnis der Sachlage keine
Anwendung auf die Durchfuhr von lebenden veränderten Orga-
nismen.

(2) Unbeschadet des Artikels 4 und des Rechtes einer
Vertragspartei, alle lebenden veränderten Organismen einer
Risikobeurteilung zu unterziehen, bevor sie über eine Einfuhr
beschließt, und Normen für die Anwendung in geschlossenen
Systemen in ihrem Hoheitsbereich festzulegen, finden die
Bestimmungen dieses Protokolls über das Verfahren der vorhe-
rigen Zustimmung in Kenntnis der Sachlage keine Anwendung
auf die grenzüberschreitende Verbringung lebender veränderter
Organismen, die zur Anwendung in geschlossenen Systemen
bestimmt sind, welche nach den Normen der einführenden
Vertragspartei erfolgt.

Artikel 7

Anwendung des Verfahrens der vorherigen Zustimmung
in Kenntnis der Sachlage

(1) Unbeschadet der Artikel 5 und 6 findet vor der ersten
absichtlichen grenzüberschreitenden Verbringung lebender
veränderter Organismen zum Zweck der absichtlichen Einbrin-
gung in die Umwelt der einführenden Vertragspartei das in den
Artikeln 8 bis 10 und 12 beschriebene Verfahren der vorhe-
rigen Zustimmung in Kenntnis der Sachlage Anwendung.
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(2) Der Begriff „absichtliche Einbringung in die Umwelt“ in
Absatz 1 bezieht sich nicht auf lebende veränderte Organismen,
die zur unmittelbaren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel
oder zur Verarbeitung vorgesehen sind.

(3) Artikel 11 findet vor der ersten grenzüberschreitenden
Verbringung lebender veränderter Organismen, die zur unmit-
telbaren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur
Verarbeitung vorgesehen sind, Anwendung.

(4) Das Verfahren der vorherigen Zustimmung in Kenntnis
der Sachlage findet keine Anwendung auf die absichtliche
grenzüberschreitende Verbringung lebender veränderter Orga-
nismen, die nach einer Entscheidung der Konferenz der
Vertragsparteien, die als Tagung der Vertragsparteien dieses
Protokolls dient, wahrscheinlich keine nachteiligen Auswir-
kungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologi-
schen Vielfalt haben, wobei auch Risiken für die menschliche
Gesundheit zu berücksichtigen sind.

Artikel 8

Anmeldung

(1) Die ausführende Vertragspartei meldet bei der
zuständigen nationalen Behörde der einführenden Vertrags-
partei im Voraus schriftlich die absichtliche grenzüberschrei-
tende Verbringung eines lebenden veränderten Organismus an,
der unter Artikel 7 Absatz 1 fällt, oder verpflichtet den
Exporteur dazu, dies zu tun. Die Anmeldung hat mindestens
die in Anlage I aufgeführten Angaben zu enthalten.

(2) Die ausführende Vertragspartei stellt sicher, dass der
Exporteur gesetzlich verpflichtet ist, richtige Angaben zu
machen.

Artikel 9

Bestätigung des Eingangs der Anmeldung

(1) Die einführende Vertragspartei bestätigt dem Anmelder
schriftlich innerhalb von neunzig Tagen nach Empfang den
Eingang der Anmeldung.

(2) Aus der Empfangsbestätigung hat hervorzugehen,

a) an welchem Tag die Anmeldung eingegangen ist;

b) ob die Anmeldung dem ersten Anschein nach die Angaben
nach Artikel 8 enthält;

c) ob nach dem innerstaatlichen Recht der einführenden
Vertragspartei oder nach dem in Artikel 10 beschriebenen
Verfahren vorzugehen ist.

(3) Das in Absatz 2 Buchstabe c) genannte innerstaatliche
Recht ist mit diesem Protokoll vereinbar.

(4) Versäumt es die einführende Vertragspartei, den Eingang
einer Anmeldung zu bestätigen, so gilt dies nicht als Zustim-
mung zu einer absichtlichen grenzüberschreitenden Verbrin-
gung.

Artikel 10

Entscheidungsverfahren

(1) Entscheidungen der einführenden Vertragspartei sind im
Einklang mit Artikel 15 zu treffen.

(2) Die einführende Vertragspartei teilt dem Anmelder inner-
halb des in Artikel 9 genannten Zeitraums schriftlich mit, ob
die absichtliche grenzüberschreitende Verbringung

a) erst nach schriftlicher Zustimmung der einführenden
Vertragspartei oder

b) nach frühestens neunzig Tagen ohne anschließende schrift-
liche Zustimmung erfolgen darf.

(3) Innerhalb von zweihundertsiebzig Tagen nach Eingang
der Anmeldung teilt die einführende Vertragspartei dem
Anmelder und der Informationsstelle für biologische Sicherheit
schriftlich ihre folgende Entscheidung nach Absatz 2 Buchstabe
a) mit:

a) Genehmigung der Einfuhr mit oder ohne Auflagen sowie
mit der Angabe, wie die Entscheidung auf spätere Einfuhren
des gleichen lebenden veränderten Organismus Anwendung
findet;

b) Verbot der Einfuhr;

c) Anforderung zusätzlicher einschlägiger Angaben im
Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht oder Anlage I; bei
der Berechnung des Zeitraums, innerhalb dessen die einfüh-
rende Vertragspartei antworten muss, wird die Anzahl der
Tage, die sie auf zusätzliche einschlägige Angaben warten
muss, nicht berücksichtigt, oder

d) Information des Anmelders, dass der in diesem Absatz
genannte Zeitraum um einen festgelegten Zeitraum
verlängert wird.

(4) Mit Ausnahme der Fälle, in denen die Zustimmung ohne
Auflagen erteilt wird, sind bei Entscheidungen nach Absatz 3
die Gründe für die Entscheidung zu nennen.

(5) Versäumt es die einführende Vertragspartei, ihre
Entscheidung innerhalb von zweihundertsiebzig Tagen nach
Eingang der Anmeldung mitzuteilen, so gilt dies nicht als
Zustimmung zu einer absichtlichen grenzüberschreitenden
Verbringung.

(6) Ist wegen unzureichender einschlägiger wissenschaftli-
cher Daten und Kenntnisse der Umfang möglicher nachteiliger
Auswirkungen eines lebenden veränderten Organismus auf die
Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt im
Gebiet der einführenden Vertragspartei wissenschaftlich nicht
sicher nachzuweisen, wobei auch Risiken für die menschliche
Gesundheit zu berücksichtigen sind, so hindert dies diese
Vertragspartei nicht daran, hinsichtlich der Einfuhr des betref-
fenden lebenden veränderten Organismus gegebenenfalls eine
Entscheidung im Sinne des Absatzes 3 zu treffen, um derartige
mögliche nachteilige Auswirkungen zu verhindern oder auf ein
Mindestmaß zu beschränken.

(7) Die Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dient, beschließt auf ihrer ersten Tagung geeig-
nete Verfahren und Mechanismen, um die Entscheidungsfin-
dung einführender Vertragsparteien zu erleichtern.
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Artikel 11

Verfahren bei lebenden veränderten Organismen, die zur
unmittelbaren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel

oder zur Verarbeitung vorgesehen sind

(1) Eine Vertragspartei, die endgültig über die innerstaatliche
Verwendung einschließlich des Inverkehrbringens eines
lebenden veränderten Organismus entscheidet, der möglicher-
weise zur unmittelbaren Verwendung als Lebens- oder Futter-
mittel oder zur Verarbeitung grenzüberschreitend verbracht
wird, teilt diese Entscheidung den anderen Vertragsparteien
innerhalb von fünfzehn Tagen über die Informationsstelle für
biologische Sicherheit mit. Diese Mitteilung hat mindestens die
Angaben nach Anlage II zu enthalten. Die Vertragspartei stellt
der innerstaatlichen Anlaufstelle jeder Vertragspartei, die das
Sekretariat vorher darüber informiert hat, dass sie keinen
Zugang zur Informationsstelle für biologische Sicherheit hat,
eine schriftliche Kopie der Mitteilung zur Verfügung. Diese
Bestimmung findet auf Entscheidungen über Feldversuche keine
Anwendung.

(2) Die Vertragspartei, die eine Entscheidung nach Absatz 1
trifft, stellt sicher, dass der Antragsteller gesetzlich verpflichtet
ist, richtige Angaben zu machen.

(3) Jede Vertragspartei kann von der in Anlage II Buchstabe
b) genannten Behörde zusätzliche Angaben anfordern.

(4) Eine Vertragspartei kann eine Entscheidung über die
Einfuhr von lebenden veränderten Organismen, die zur unmit-
telbaren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur
Verarbeitung vorgesehen sind, nach ihrem innerstaatlichen
Recht treffen, wenn dies mit dem Ziel dieses Protokolls
vereinbar ist.

(5) Jede Vertragspartei stellt, falls verfügbar, der Informati-
onsstelle für biologische Sicherheit alle innerstaatlichen Gesetze,
Vorschriften und Leitlinien zur Verfügung, die auf die Einfuhr
von lebenden veränderten Organismen, die zur unmittelbaren
Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur Verarbei-
tung vorgesehen sind, anwendbar sind.

(6) Eine Vertragspartei, die ein Entwicklungsland ist, oder
eine Vertragspartei mit einem im Übergang befindlichen Wirt-
schaftssystem kann, wenn sie über kein innerstaatliches Recht
im Sinne des Absatzes 4 verfügt, in Ausübung ihrer staatlichen
Hoheitsgewalt über die Informationsstelle für biologische
Sicherheit erklären, dass ihre Entscheidung vor der ersten
Einfuhr eines lebenden veränderten Organismus, der zur unmit-
telbaren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur
Verarbeitung vorgesehen ist und über den Angaben nach
Absatz 1 gemacht wurden, nach folgendem Verfahren getroffen
wird:

a) Risikobeurteilung im Einklang mit Anlage III und

b) Entscheidung innerhalb eines absehbaren Zeitraums, der
zweihundertsiebzig Tage nicht überschreitet.

(7) Versäumt es eine Vertragspartei, ihre Entscheidung nach
Absatz 6 mitzuteilen, so gilt dies weder als Zustimmung zur
Einfuhr eines lebenden veränderten Organismus, der zur unmit-
telbaren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur
Verarbeitung vorgesehen ist, noch als Ablehnung, es sei denn,
die Vertragspartei hat etwas anderes bestimmt.

(8) Ist wegen unzureichender einschlägiger wissenschaftli-
cher Daten und Kenntnisse der Umfang möglicher nachteiliger
Auswirkungen eines lebenden veränderten Organismus auf die
Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt im
Gebiet der einführenden Vertragspartei wissenschaftlich nicht
sicher nachzuweisen, wobei auch Risiken für die menschliche
Gesundheit zu berücksichtigen sind, so hindert dies diese
Vertragspartei nicht daran, hinsichtlich der Einfuhr des betref-
fenden lebenden veränderten Organismus, der zur unmittel-
baren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur Verar-
beitung vorgesehen ist, gegebenenfalls eine Entscheidung zu
treffen, um derartige mögliche nachteilige Auswirkungen zu
verhindern oder auf ein Mindestmaß zu beschränken.

(9) Eine Vertragspartei kann angeben, dass sie Bedarf an
finanzieller und technischer Hilfe und am Aufbau von Kapazi-
täten in Bezug auf lebende veränderte Organismen hat, die zur
unmittelbaren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder
zur Verarbeitung vorgesehen sind. Die Vertragsparteien arbeiten
nach den Artikeln 22 und 28 zusammen, um diesen Bedarf zu
decken.

Artikel 12

Überprüfung von Entscheidungen

(1) Eine einführende Vertragspartei kann bei Vorliegen neuer
wissenschaftlicher Erkenntnisse über mögliche nachteilige
Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der
biologischen Vielfalt, wobei auch Risiken für die menschliche
Gesundheit zu berücksichtigen sind, eine Entscheidung über
eine absichtliche grenzüberschreitende Verbringung jederzeit
überprüfen und ändern. In einem solchen Fall informiert die
Vertragspartei innerhalb von dreißig Tagen alle Anmelder, die
zuvor Verbringungen des von der Entscheidung betroffenen
lebenden veränderten Organismus angemeldet haben, sowie die
Informationsstelle für biologische Sicherheit und erläutert die
Gründe für ihre Entscheidung.

(2) Eine ausführende Vertragspartei oder ein Anmelder kann
die einführende Vertragspartei ersuchen, eine sie beziehungs-
weise ihn betreffende Entscheidung nach Artikel 10 zu über-
prüfen, wenn die ausführende Vertragspartei oder der Anmelder
der Ansicht ist, dass

a) eine Änderung der Umstände eingetreten ist, die das
Ergebnis der Risikobeurteilung, auf der die Entscheidung
beruhte, beeinflussen kann, oder

b) zusätzliche einschlägige wissenschaftliche oder technische
Informationen verfügbar geworden sind.

(3) Die einführende Vertragspartei beantwortet ein solches
Ersuchen innerhalb von neunzig Tagen schriftlich und erläutert
die Gründe für ihre Entscheidung.

(4) Die einführende Vertragspartei kann nach eigenem
Ermessen für künftige Einfuhren eine Risikobeurteilung
verlangen.

Artikel 13

Vereinfachtes Verfahren

(1) Eine einführende Vertragspartei kann unter der Voraus-
setzung, dass geeignete Maßnahmen ergriffen werden, um die
sichere absichtliche grenzüberschreitende Verbringung lebender
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veränderter Organismen im Einklang mit dem Ziel dieses Proto-
kolls sicherzustellen, der Informationsstelle für biologische
Sicherheit im Voraus Folgendes mitteilen:

a) Fälle, in denen die absichtliche grenzüberschreitende
Verbringung in ihr Gebiet und die Anmeldung der Verbrin-
gung bei der einführenden Vertragspartei gleichzeitig
erfolgen dürfen, und

b) Einfuhren lebender veränderter Organismen in ihr Gebiet,
die vom Verfahren der vorherigen Zustimmung in Kenntnis
der Sachlage ausgenommen sind.

Anmeldungen nach Buchstabe a) können auch auf nachfol-
gende ähnliche Verbringungen in das Gebiet derselben
Vertragspartei Anwendung finden.

(2) Bei Anmeldung einer absichtlichen grenzüberschrei-
tenden Verbringung nach Absatz 1 Buchstabe a) sind die in
Anlage I genannten Angaben zu machen.

Artikel 14

Bilaterale, regionale und multilaterale Übereinkünfte und
Abmachungen

(1) Die Vertragsparteien können bilaterale, regionale und
multilaterale Übereinkünfte und Abmachungen über die
absichtliche grenzüberschreitende Verbringung von lebenden
veränderten Organismen schließen, wenn diese Übereinkünfte
und Abmachungen mit dem Ziel dieses Protokolls im Einklang
stehen und nicht zu einem niedrigeren Schutzniveau als im
Protokoll vorgesehen führen.

(2) Die Vertragsparteien informieren einander über die Infor-
mationsstelle für biologische Sicherheit über alle solchen bilate-
ralen, regionalen und multilateralen Übereinkünfte und Abma-
chungen, die sie vor oder nach dem Inkrafttreten dieses
Protokolls geschlossen haben.

(3) Dieses Protokoll berührt nicht absichtliche grenzüber-
schreitende Verbringungen, die nach diesen Übereinkünften
und Abmachungen zwischen Vertragsparteien dieser Überein-
künfte oder Abmachungen stattfinden.

(4) Jede Vertragspartei kann festlegen, dass auf bestimmte
Einfuhren in ihr Gebiet ihre innerstaatlichen Vorschriften
Anwendung finden; sie teilt ihre Entscheidung der Informati-
onsstelle für biologische Sicherheit mit.

Artikel 15

Risikobeurteilung

(1) Risikobeurteilungen nach diesem Protokoll sind streng
wissenschaftlich, im Einklang mit Anlage III und unter Berück-
sichtigung anerkannter Risikobeurteilungsverfahren durchzu-
führen. Solche Risikobeurteilungen sind mindestens auf die
nach Artikel 8 gemachten Angaben und andere verfügbare
wissenschaftliche Erkenntnisse zu stützen, um die möglichen
nachteiligen Auswirkungen lebender veränderter Organismen
auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen
Vielfalt, wobei auch Risiken für die menschliche Gesundheit zu
berücksichtigen sind, festzustellen und zu beurteilen.

(2) Die einführende Vertragspartei stellt sicher, dass für
Entscheidungen nach Artikel 10 Risikobeurteilungen durchge-
führt werden. Sie kann den Exporteur verpflichten, die Risiko-
beurteilung durchzuführen.

(3) Die Kosten der Risikobeurteilung sind vom Anmelder zu
tragen, wenn die einführende Vertragspartei dies verlangt.

Artikel 16

Risikobewältigung

(1) Die Vertragsparteien führen unter Berücksichtigung des
Artikels 8 Buchstabe g) des Übereinkommens geeignete Mecha-
nismen, Maßnahmen und Strategien ein, um Risiken, die in den
Bestimmungen dieses Protokolls über die Risikobeurteilung
genannt werden und die mit der Verwendung, Handhabung
und grenzüberschreitenden Verbringung lebender veränderter
Organismen zusammenhängen, zu regeln, zu bewältigen und
zu kontrollieren, und behalten diese Mechanismen, Maßnahmen
und Strategien bei.

(2) Auf eine Risikobeurteilung gestützte Maßnahmen sind
im Gebiet der einführenden Vertragspartei in dem Maße aufzu-
erlegen, wie dies erforderlich ist, um nachteilige Auswirkungen
des lebenden veränderten Organismus auf die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt zu verhindern,
wobei auch Risiken für die menschliche Gesundheit zu berück-
sichtigen sind.

(3) Jede Vertragspartei ergreift geeignete Maßnahmen, um
die unabsichtliche grenzüberschreitende Verbringung lebender
veränderter Organismen zu verhindern; dazu gehören auch
Maßnahmen, die vor der ersten Freisetzung eines lebenden
veränderten Organismus eine Risikobeurteilung erforderlich
machen.

(4) Unbeschadet des Absatzes 2 bemüht sich jede Vertrags-
partei, sicherzustellen, dass jeder eingeführte oder im Land
selbst entwickelte lebende veränderte Organismus erst nach
einem angemessenen Beobachtungszeitraum, der seinem
Lebenszyklus oder seiner Generationsdauer entspricht, seiner
bestimmungsgemäßen Verwendung zugeführt wird.

(5) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um

a) lebende veränderte Organismen oder bestimmte Merkmale
lebender veränderter Organismen zu identifizieren, die nach-
teilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung der biologischen Vielfalt haben können, wobei
auch Risiken für die menschliche Gesundheit zu berücksich-
tigen sind, und

b) geeignete Maßnahmen zur Handhabung solcher lebenden
veränderten Organismen oder bestimmten Merkmale zu
ergreifen.

Artikel 17

Unabsichtliche grenzüberschreitende Verbringungen und
Notmaßnahmen

(1) Jede Vertragspartei ergreift geeignete Maßnahmen, um
betroffene oder möglicherweise betroffene Staaten, die Informa-
tionsstelle für biologische Sicherheit und gegebenenfalls
einschlägige internationale Organisationen zu benachrichtigen,
wenn ihr ein zu einer Freisetzung führendes Ereignis unter ihrer
Hoheitsgewalt bekannt wird, bei dem es zu einer unabsichtli-
chen grenzüberschreitenden Verbringung eines lebenden
veränderten Organismus kommt oder kommen kann, die wahr-
scheinlich erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Erhal-
tung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt hat,
wobei auch Risiken für die menschliche Gesundheit in diesen
Staaten zu berücksichtigen sind. Die Benachrichtigung erfolgt,
sobald die Vertragspartei von der genannten Lage Kenntnis
erhält.
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(2) Jede Vertragspartei teilt der Informationsstelle für biologi-
sche Sicherheit spätestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Protokolls für sie die wichtigen Einzelheiten über ihre
Kontaktstelle für die Entgegennahme von Benachrichtigungen
nach diesem Artikel mit.

(3) Jede Benachrichtigung nach Absatz 1 soll Folgendes
enthalten:

a) verfügbare einschlägige Angaben über die geschätzten
Mengen und wesentlichen Eigenschaften und/oder Merkmale
des lebenden veränderten Organismus;

b) Angaben über die Umstände und das ungefähre Datum der
Freisetzung sowie über die Verwendung des lebenden
veränderten Organismus im Gebiet der Ursprungsvertrags-
partei;

c) sämtliche verfügbaren Angaben über die möglichen nachtei-
ligen Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung der biologischen Vielfalt, wobei auch Risiken für
die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen sind, sowie
verfügbare Angaben über mögliche Risikobewältigungsmaß-
nahmen;

d) sonstige wesentliche Angaben und

e) eine Kontaktstelle für weitere Informationen.

(4) Um erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Erhal-
tung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt auf ein
Mindestmaß zu beschränken, wobei auch Risiken für die
menschliche Gesundheit zu berücksichtigen sind, konsultiert
jede Vertragspartei, unter deren Hoheitsgewalt die in Absatz 1
genannte Freisetzung eines lebenden veränderten Organismus
stattfindet, unverzüglich die betroffenen oder möglicherweise
betroffenen Staaten, damit diese angemessen reagieren und die
erforderlichen Maßnahmen, einschließlich Notmaßnahmen,
einleiten können.

Artikel 18

Handhabung, Transport, Verpackung und Identifizierung

(1) Um nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt zu vermeiden,
wobei auch Risiken für die menschliche Gesundheit zu berück-
sichtigen sind, erlässt jede Vertragspartei die erforderlichen
Vorschriften, damit lebende veränderte Organismen bei der
absichtlichen grenzüberschreitenden Verbringung innerhalb des
Geltungsbereichs dieses Protokolls unter Berücksichtigung
einschlägiger internationaler Regeln und Normen auf sichere
Weise gehandhabt, verpackt und transportiert werden.

(2) Jede Vertragspartei sorgt dafür, dass die Begleitunterlagen
folgende Angaben enthalten:

a) Bei lebenden veränderten Organismen, die zur unmittel-
baren Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur
Verarbeitung vorgesehen sind, muss aus den Unterlagen
deutlich hervorgehen, dass diese Produkte lebende
veränderte Organismen „enthalten können“ und dass sie
nicht zur absichtlichen Einbringung in die Umwelt bestimmt
sind; auch muss eine Kontaktstelle für weitere Informationen
genannt werden. Die Konferenz der Vertragsparteien, die als
Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, trifft
spätestens zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Proto-
kolls eine Entscheidung über die diesbezüglichen Anforde-

rungen im Einzelnen einschließlich genauer Angaben zu
ihrer Identität und einer eindeutigen Identifizierung;

b) bei lebenden veränderten Organismen, die zur Anwendung
in geschlossenen Systemen bestimmt sind, muss aus den
Unterlagen deutlich hervorgehen, dass es sich um lebende
veränderte Organismen handelt; weiter sind darin die Erfor-
dernisse für die sichere Handhabung, Lagerung, Beförderung
und Verwendung und die Kontaktstelle für weitere Informa-
tionen sowie Name und Adresse der Person und Einrichtung,
an welche die lebenden veränderten Organismen geschickt
werden, zu nennen;

c) bei lebenden veränderten Organismen, die zur absichtlichen
Einbringung in die Umwelt der einführenden Vertragspartei
bestimmt sind, und bei sonstigen lebenden veränderten
Organismen innerhalb des Geltungsbereichs des Protokolls
muss aus den Unterlagen deutlich hervorgehen, dass es sich
um lebende veränderte Organismen handelt; weiter sind
darin die Identität und wichtige Merkmale und/oder Eigen-
schaften, die Erfordernisse für die sichere Handhabung,
Lagerung, Beförderung und Verwendung, die Kontaktstelle
für weitere Informationen sowie gegebenenfalls Name und
Adresse des Importeurs und des Exporteurs zu nennen;
ferner ist eine Erklärung beizufügen, der zufolge die Verbrin-
gung im Einklang mit den für den Exporteur geltenden
Vorschriften dieses Protokolls steht.

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls dient, prüft in Abstimmung
mit anderen einschlägigen internationalen Gremien die
Notwendigkeit und die näheren Einzelheiten der Entwicklung
von Normen für Identifizierungs-, Handhabungs-, Verpackungs-
und Transportverfahren.

Artikel 19

Zuständige nationale Behörden und innerstaatliche
Anlaufstellen

(1) Jede Vertragspartei benennt eine innerstaatliche Anlauf-
stelle, die in ihrem Namen für die Kontakte mit dem Sekretariat
zuständig ist. Weiter benennt jede Vertragspartei eine oder
mehrere zuständige nationale Behörde(n), die für die im
Rahmen dieses Protokolls erforderlichen Verwaltungsaufgaben
zuständig und hinsichtlich dieser Aufgaben für sie handlungsbe-
vollmächtigt ist (sind). Eine Vertragspartei kann eine Stelle
benennen, die sowohl die Aufgaben der innerstaatlichen
Anlaufstelle als auch diejenigen der zuständigen nationalen
Behörde wahrnimmt.

(2) Jede Vertragspartei teilt dem Sekretariat spätestens zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls für sie den Namen
und die Adresse ihrer innerstaatlichen Anlaufstelle und ihrer
zuständigen nationalen Behörde(n) mit. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige nationale Behörde, so übermit-
telt sie dem Sekretariat zusammen mit ihrer diesbezüglichen
Mitteilung einschlägige Angaben über die jeweiligen Zuständig-
keiten dieser Behörden. Gegebenenfalls ist dabei zumindest
anzugeben, welche Behörde für welche Art von lebenden
veränderten Organismen zuständig ist. Jede Vertragspartei teilt
dem Sekretariat unverzüglich jede Änderung der Benennung
ihrer innerstaatlichen Anlaufstelle oder des Namens und der
Adresse oder der Zuständigkeiten ihrer zuständigen nationalen
Behörde(n) mit.
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(3) Das Sekretariat informiert die Vertragsparteien unverzüg-
lich über die bei ihm nach Absatz 2 eingegangenen Mittei-
lungen und stellt diese Informationen auch über die Informati-
onsstelle für biologische Sicherheit zur Verfügung.

Artikel 20

Informationsaustausch und die Informationsstelle für
biologische Sicherheit

(1) Als Teil des Vermittlungsmechanismus nach Artikel 18
Absatz 3 des Übereinkommens wird eine Informationsstelle für
biologische Sicherheit eingerichtet, um

a) den Austausch wissenschaftlicher, technischer, umweltbezo-
gener und rechtlicher Informationen über lebende
veränderte Organismen und den Austausch von mit diesen
gemachten Erfahrungen zu erleichtern und

b) die Vertragsparteien bei der Durchführung des Protokolls zu
unterstützen, wobei den besonderen Bedürfnissen von
Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, Rechnung
getragen wird, vor allem den Bedürfnissen der am wenigsten
entwickelten Staaten und der kleinen Inselstaaten, sowie von
Ländern mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen
und von Ländern, die Ursprungszentren und Zentren geneti-
scher Vielfalt sind.

(2) Über die Informationsstelle für biologische Sicherheit
werden Informationen für die Zwecke des Absatzes 1 verfügbar
gemacht. Sie gewährt Zugang zu Informationen, die von den
Vertragsparteien zur Verfügung gestellt werden und die für die
Durchführung des Protokolls wichtig sind. Außerdem gewährt
sie, soweit möglich, Zugang zu anderen internationalen Einrich-
tungen für den Austausch von Informationen über biologische
Sicherheit.

(3) Unbeschadet des Schutzes vertraulicher Informationen
stellt jede Vertragspartei der Informationsstelle für biologische
Sicherheit alle Informationen zur Verfügung, die dieser im
Rahmen dieses Protokolls zur Verfügung gestellt werden
müssen, sowie

a) alle geltenden Gesetze, Vorschriften und Leitlinien für die
Durchführung des Protokolls sowie Informationen, welche
die Vertragsparteien für das Verfahren der vorherigen
Zustimmung in Kenntnis der Sachlage benötigen;

b) alle bilateralen, regionalen und multilateralen Übereinkünfte
und Abmachungen;

c) Zusammenfassungen ihrer Risikobeurteilungen oder ihrer
unter Umweltgesichtspunkten vorgenommenen Überprü-
fungen lebender veränderter Organismen, die im Rahmen
ihres Regelungsverfahrens vorgenommen und im Einklang
mit Artikel 15 durchgeführt wurden; dabei sind gegebenen-
falls wichtige Angaben über Verarbeitungserzeugnisse zu
machen, die aus lebenden veränderten Organismen herge-
stellt wurden und nachweisbare neuartige Kombinationen
vermehrungsfähigen genetischen Materials enthalten, die
durch die Nutzung der modernen Biotechnologie erzielt
wurden;

d) ihre endgültigen Entscheidungen über die Einfuhr oder Frei-
setzung lebender veränderter Organismen und

e) die von ihr nach Artikel 33 übermittelten Berichte
einschließlich derjenigen über die Durchführung des Verfah-
rens der vorherigen Zustimmung in Kenntnis der Sachlage.

(4) Die näheren Einzelheiten der Arbeit der Informations-
stelle für biologische Sicherheit einschließlich ihrer Tätigkeitsbe-
richte werden von der Konferenz der Vertragsparteien, die als
Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, auf ihrer
ersten Tagung erörtert und beschlossen und danach fortlaufend
überprüft.

Artikel 21

Vertrauliche Informationen

(1) Die einführende Vertragspartei gestattet dem Anmelder,
anzugeben, welche Informationen, die nach den Verfahren
dieses Protokolls vorgelegt oder von der einführenden Vertrags-
partei als Teil des Verfahrens der vorherigen Zustimmung in
Kenntnis der Sachlage angefordert werden, vertraulich zu
behandeln sind. Auf Ersuchen ist in derartigen Fällen eine
Begründung zu geben.

(2) Die einführende Vertragspartei konsultiert den Anmelder,
wenn sie entscheidet, dass die vom Anmelder als vertraulich
gekennzeichneten Informationen für eine vertrauliche Behand-
lung nicht in Frage kommen; sie informiert den Anmelder vor
einer Bekanntgabe über ihre Entscheidung und begründet diese
auf Ersuchen; ferner gibt sie ihm die Möglichkeit der Konsulta-
tion und einer internen Überprüfung der Entscheidung vor der
Bekanntgabe.

(3) Jede Vertragspartei schützt die im Rahmen dieses Proto-
kolls erhaltenen vertraulichen Informationen; dies gilt auch für
vertrauliche Informationen, die im Zusammenhang mit dem im
Protokoll vorgesehenen Verfahren der vorherigen Zustimmung
in Kenntnis der Sachlage entgegengenommen wurden. Jede
Vertragspartei stellt sicher, dass sie über Verfahren zum Schutz
solcher Informationen verfügt, und schützt die Vertraulichkeit
dieser Informationen nicht weniger, als sie dies bei vertrauli-
chen Informationen im Zusammenhang mit im Inland
erzeugten lebenden veränderten Organismen tut.

(4) Die einführende Vertragspartei verwendet solche Infor-
mationen ohne schriftliche Zustimmung des Anmelders nicht
zu geschäftlichen Zwecken.

(5) Zieht ein Anmelder eine Anmeldung zurück oder hat er
sie zurückgezogen, so wahrt die einführende Vertragspartei die
Vertraulichkeit geschäftlicher und gewerblicher Informationen
sowie von Informationen aus Forschung und Entwicklung und
von Informationen, über deren Vertraulichkeit die einführende
Vertragspartei und der Anmelder unterschiedlicher Meinung
sind.

(6) Unbeschadet des Absatzes 5 gelten folgende Angaben
nicht als vertraulich:

a) Name und Adresse des Anmelders;

b) allgemeine Beschreibung des(der) lebenden veränderten
Organismus (Organismen);
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c) Zusammenfassung der Risikobeurteilung in Bezug auf die
Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung
der biologischen Vielfalt, wobei auch Risiken für die
menschliche Gesundheit zu berücksichtigen sind, und

d) Verfahren und Pläne für Notmaßnahmen.

Artikel 22

Kapazitätsaufbau

(1) Die Vertragsparteien arbeiten zum Zweck der wirksamen
Durchführung dieses Protokolls in Ländern von Vertragspar-
teien, die Entwicklungsländer sind, vor allem in den am wenig-
sten entwickelten Staaten und den kleinen Inselstaaten, sowie in
Ländern von Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen
Wirtschaftssystemen beim Ausbau und/oder bei der Stärkung
personeller Mittel und institutioneller Kapazitäten im Bereich
der biologischen Sicherheit einschließlich der Biotechnologie in
dem Umfang zusammen, in dem dies für die biologische Sicher-
heit erforderlich ist; diese Zusammenarbeit erfolgt auch über
bestehende weltweite, regionale, subregionale und nationale
Einrichtungen und Organisationen sowie gegebenenfalls durch
Erleichterung der Beteiligung des privaten Sektors.

(2) Zur Durchführung des Absatzes 1 in Bezug auf die
Zusammenarbeit wird dem Bedarf von Vertragsparteien, die
Entwicklungsländer sind, vor allem demjenigen der am wenigs-
ten entwickelten Staaten und der kleinen Inselstaaten, an finan-
ziellen Mitteln sowie am Zugang zu Technologie und Fach-
wissen sowie an der Weitergabe im Einklang mit den
einschlägigen Bestimmungen des Übereinkommens im Hinblick
auf den Kapazitätsaufbau im Bereich der biologischen Sicher-
heit uneingeschränkt Rechnung getragen. Die Zusammenarbeit
beim Kapazitätsaufbau umfasst je nach Lage, Möglichkeiten und
Erfordernissen jeder Vertragspartei auch die wissenschaftliche
und technische Schulung in der ordnungsgemäßen und sicheren
Beherrschung der Biotechnologie und im Einsatz von Tech-
niken der Risikobeurteilung und der Risikobewältigung im
Bereich der biologischen Sicherheit sowie die Verbesserung
technologischer und institutioneller Kapazitäten im Bereich der
biologischen Sicherheit. Auch den Erfordernissen von Vertrags-
parteien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen
wird bei diesem Kapazitätsaufbau im Bereich der biologischen
Sicherheit uneingeschränkt Rechnung getragen.

Artikel 23

Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit und Beteiligung
der Öffentlichkeit

(1) Die Vertragsparteien

a) fördern und erleichtern die Bewusstseinsbildung in der
Öffentlichkeit sowie die Aufklärung und Beteiligung der
Öffentlichkeit im Hinblick auf die sichere Weitergabe, Hand-
habung und Verwendung lebender veränderter Organismen
im Zusammenhang mit der Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung der biologischen Vielfalt, wobei auch Risiken für
die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen sind. Dabei
arbeiten die Vertragsparteien gegebenenfalls mit anderen
Staaten und internationalen Gremien zusammen;

b) bemühen sich, sicherzustellen, dass die Bewusstseinsbildung
und Aufklärung in der Öffentlichkeit auch den Zugang zu
Informationen über lebende veränderte Organismen nach
diesem Protokoll, die eingeführt werden können, umfasst.

(2) Die Vertragsparteien konsultieren die Öffentlichkeit im
Einklang mit ihren jeweiligen Gesetzen und sonstigen
Vorschriften im Entscheidungsprozess über lebende veränderte
Organismen und machen die Ergebnisse dieser Entscheidungen
öffentlich verfügbar, wobei sie die Vertraulichkeit von Informa-
tionen nach Artikel 21 wahren.

(3) Jede Vertragspartei bemüht sich, die Öffentlichkeit über
die Möglichkeiten des öffentlichen Zugangs zur Informations-
stelle für biologische Sicherheit zu informieren.

Artikel 24

Nichtvertragsparteien

(1) Die grenzüberschreitende Verbringung lebender
veränderter Organismen zwischen Vertragsparteien und Nicht-
vertragsparteien erfolgt im Einklang mit dem Ziel dieses Proto-
kolls. Die Vertragsparteien können mit Nichtvertragsparteien
bilaterale, regionale und multilaterale Übereinkünfte und Abma-
chungen über diese grenzüberschreitenden Verbringungen
schließen.

(2) Die Vertragsparteien ermutigen Nichtvertragsparteien,
diesem Protokoll beizutreten und der Informationsstelle für
biologische Sicherheit geeignete Informationen über lebende
veränderte Organismen zu liefern, die in Gebieten unter ihrer
staatlichen Hoheitsgewalt freigesetzt beziehungsweise in diese
Gebiete oder aus ihnen verbracht werden.

Artikel 25

Rechtswidrige grenzüberschreitende Verbringung

(1) Jede Vertragspartei ergreift geeignete innerstaatliche
Maßnahmen, die darauf abzielen, grenzüberschreitende Verbrin-
gungen lebender veränderter Organismen, die unter Verletzung
ihrer innerstaatlichen Vorschriften zur Durchführung dieses
Protokolls erfolgen, zu verhüten und gegebenenfalls unter Strafe
zu stellen. Solche Verbringungen gelten als rechtswidrige grenz-
überschreitende Verbringungen.

(2) Im Fall einer rechtswidrigen grenzüberschreitenden
Verbringung kann die betroffene Vertragspartei von der
Ursprungsvertragspartei verlangen, den betreffenden lebenden
veränderten Organismus auf eigene Kosten entweder zurückzu-
nehmen oder zu vernichten.

(3) Jede Vertragspartei stellt der Informationsstelle für biolo-
gische Sicherheit Informationen über sie betreffende Fälle
rechtswidriger grenzüberschreitender Verbringungen zur Verfü-
gung.

Artikel 26

Sozioökonomische Erwägungen

(1) Bei ihrer Entscheidung über eine Einfuhr nach diesem
Protokoll oder nach ihren innerstaatlichen Vorschriften zur
Durchführung dieses Protokolls können die Vertragsparteien im
Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen sozioöko-
nomische Erwägungen berücksichtigen, die sich aus den
Auswirkungen lebender veränderter Organismen auf die Erhal-
tung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt, insbe-
sondere im Hinblick auf den Wert der biologischen Vielfalt für
einheimische und örtliche Siedlungsgemeinschaften, ergeben.
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(2) Die Vertragsparteien werden ermutigt, bei der Forschung
und beim Informationsaustausch über sozioökonomische
Auswirkungen lebender veränderter Organismen, insbesondere
auf einheimische und örtliche Siedlungsgemeinschaften, zusam-
menzuarbeiten.

Artikel 27

Haftung und Wiedergutmachung

Die Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls dient, beschließt auf ihrer
ersten Tagung ein Verfahren zur geeigneten Erarbeitung völker-
rechtlicher Regeln und Verfahren im Bereich der Haftung und
Wiedergutmachung für Schäden, die durch die grenzüberschrei-
tende Verbringung lebender veränderter Organismen
entstanden sind, wobei sie die in diesen Fragen laufenden
Entwicklungen im Bereich des Völkerrechts analysiert und
gebührend berücksichtigt; sie ist bemüht, dieses Verfahren
innerhalb von vier Jahren zum Abschluss zu bringen.

Artikel 28

Finanzierungsmechanismus und finanzielle Mittel

(1) Bei der Prüfung der finanziellen Mittel für die Durchfüh-
rung dieses Protokolls tragen die Vertragsparteien dem Artikel
20 des Übereinkommens Rechnung.

(2) Der in Artikel 21 des Übereinkommens eingeführte
Finanzierungsmechanismus ist durch die Institution, der die
Anwendung dieses Mechanismus anvertraut ist, gleichzeitig der
Finanzierungsmechanismus für dieses Protokoll.

(3) In Bezug auf den Kapazitätsaufbau nach Artikel 22 dieses
Protokolls trägt die Konferenz der Vertragsparteien, die als
Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, dem Bedarf
der Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, vor allem
demjenigen der am wenigsten entwickelten Staaten und der
kleinen Inselstaaten, an finanziellen Mitteln Rechnung, indem
sie Leitlinien zu dem in Absatz 2 genannten Finanzierungsme-
chanismus erarbeitet, die dann von der Konferenz der Vertrags-
parteien erörtert werden.

(4) Im Zusammenhang mit Absatz 1 tragen die Vertragspar-
teien auch den Bedürfnissen der Vertragsparteien, die Entwick-
lungsländer sind, vor allem denjenigen der am wenigsten
entwickelten Staaten und der kleinen Inselstaaten, sowie denje-
nigen der Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen Wirt-
schaftssystemen bei ihren Bemühungen Rechnung, die Erforder-
nisse eines Kapazitätsaufbaus für die Durchführung dieses
Protokolls festzustellen und ihnen zu entsprechen.

(5) Die in einschlägigen Entscheidungen der Konferenz der
Vertragsparteien enthaltenen Leitlinien zum Finanzierungsme-
chanismus des Übereinkommens einschließlich der vor der
Beschlussfassung über dieses Protokoll vereinbarten finden auf
diesen Artikel entsprechend Anwendung.

(6) Die Vertragsparteien, die entwickelte Länder sind, können
auch finanzielle und technologische Mittel zur Durchführung
dieses Protokolls auf bilateralem, regionalem oder multilate-
ralem Weg zur Verfügung stellen, welche die Vertragsparteien,
die Entwicklungsländer sind, und die Vertragsparteien mit im

Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen in Anspruch
nehmen können.

Artikel 29

Die Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls dient

(1) Die Konferenz der Vertragsparteien dient als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls.

(2) Vertragsparteien des Übereinkommens, die nicht
Vertragsparteien dieses Protokolls sind, können an den
Verhandlungen aller Tagungen der Konferenz der Vertragspar-
teien, die als Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls
dient, als Beobachter teilnehmen. Dient die Konferenz der
Vertragsparteien als Tagung der Vertragsparteien dieses Proto-
kolls, so werden Entscheidungen im Rahmen dieses Protokolls
nur von seinen Vertragsparteien getroffen.

(3) Dient die Konferenz der Vertragsparteien als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls, so wird jedes Mitglied des
Büros der Konferenz der Vertragsparteien, das eine Vertrags-
partei des Übereinkommens, zu dieser Zeit aber nicht eine
Vertragspartei dieses Protokolls vertritt, durch ein von den
Vertragsparteien dieses Protokolls aus ihrer Mitte gewähltes
Mitglied ersetzt.

(4) Die Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls dient, überprüft regelmäßig
die Durchführung dieses Protokolls und trifft im Rahmen ihres
Auftrags die notwendigen Entscheidungen, um seine wirksame
Durchführung zu fördern. Sie nimmt die ihr durch dieses Proto-
koll zugewiesenen Aufgaben wahr und

a) gibt Empfehlungen in allen Fragen ab, die für die Durchfüh-
rung dieses Protokolls notwendig sind;

b) setzt die zur Durchführung dieses Protokolls für notwendig
erachteten Nebenorgane ein;

c) sucht und nutzt gegebenenfalls die Dienste und Informa-
tionen zuständiger internationaler Organisationen und
zwischenstaatlicher und nichtstaatlicher Gremien sowie die
Zusammenarbeit mit diesen;

d) legt die Form und die Zeitabstände für die Übermittlung der
nach Artikel 33 dieses Protokolls zu liefernden Informa-
tionen fest und prüft diese Informationen sowie die von
Nebenorganen vorgelegten Berichte;

e) prüft und beschließt gegebenenfalls Änderungen dieses
Protokolls und seiner Anlagen sowie etwaige weitere
Anlagen dieses Protokolls, die zur Durchführung dieses
Protokolls für notwendig erachtet werden, und

f) nimmt sonstige Aufgaben wahr, die zur Durchführung
dieses Protokolls erforderlich sein können.

(5) Die Geschäftsordnung der Konferenz der Vertragspar-
teien und die Finanzordnung des Übereinkommens finden im
Rahmen dieses Protokolls entsprechend Anwendung, sofern die
Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der Vertragspar-
teien dieses Protokolls dient, nicht durch Konsens etwas anderes
beschließt.
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(6) Die erste Tagung der Konferenz der Vertragsparteien, die
als Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, wird
vom Sekretariat zusammen mit der ersten nach dem Inkraft-
treten dieses Protokolls anberaumten Tagung der Konferenz der
Vertragsparteien einberufen. Nachfolgende ordentliche
Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung
der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, finden zusammen
mit den ordentlichen Tagungen der Konferenz der Vertragspar-
teien statt, sofern die Konferenz der Vertragsparteien, die als
Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, nicht etwas
anderes beschließt.

(7) Außerordentliche Tagungen der Konferenz der Vertrags-
parteien, die als Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls
dient, finden statt, wenn es die Konferenz der Vertragsparteien,
die als Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, für
notwendig erachtet oder eine Vertragspartei dies schriftlich
beantragt, sofern dieser Antrag innerhalb von sechs Monaten
nach seiner Übermittlung an die Vertragsparteien durch das
Sekretariat von mindestens einem Drittel der Vertragsparteien
unterstützt wird.

(8) Die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisationen und
die Internationale Atomenergie-Organisation sowie alle
Mitgliedstaaten einer dieser Organisationen oder Beobachter bei
diesen, die nicht Vertragsparteien des Übereinkommens sind,
können als Beobachter auf den Tagungen der Konferenz der
Vertragsparteien, die als Tagung der Vertragsparteien dieses
Protokolls dient, vertreten sein. Jede andere Stelle, ob national
oder international, ob staatlich oder nichtstaatlich, die in
Fragen, die von diesem Protokoll erfasst werden, fachlich
befähigt ist und dem Sekretariat ihren Wunsch mitgeteilt hat,
auf einer Tagung der Konferenz der Vertragsparteien, die als
Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls dient, als Beob-
achter vertreten zu sein, kann zugelassen werden, sofern nicht
mindestens ein Drittel der anwesenden Vertragsparteien wider-
spricht. Sofern dieser Artikel nichts anderes vorsieht, unter-
liegen die Zulassung und Teilnahme von Beobachtern der in
Absatz 5 genannten Geschäftsordnung.

Artikel 30

Nebenorgane

(1) Jedes durch das Übereinkommen oder im Rahmen des
Übereinkommens eingesetzte Nebenorgan kann auf Beschluss
der Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls dient, Aufgaben für das
Protokoll wahrnehmen; in diesem Fall legt die Tagung der
Vertragsparteien fest, welche Aufgaben dieses Organ wahr-
nimmt.

(2) Vertragsparteien des Übereinkommens, die nicht
Vertragsparteien dieses Protokolls sind, können als Beobachter
an den Verhandlungen aller Tagungen solcher Nebenorgane
teilnehmen. Erfüllt ein Nebenorgan des Übereinkommens
Aufgaben als Nebenorgan dieses Protokolls, so werden
Beschlüsse im Rahmen des Protokolls nur von den Vertragspar-
teien des Protokolls gefasst.

(3) Nimmt ein Nebenorgan des Übereinkommens seine
Aufgaben in Bezug auf dieses Protokoll betreffende Angelegen-
heiten wahr, so wird jedes Mitglied des Büros dieses Nebenor-
gans, das eine Vertragspartei des Übereinkommens, zu dieser

Zeit aber nicht eine Vertragspartei dieses Protokolls vertritt,
durch ein von den Vertragsparteien dieses Protokolls aus ihrer
Mitte gewähltes Mitglied ersetzt.

Artikel 31

Sekretariat

(1) Das durch Artikel 24 des Übereinkommens eingesetzte
Sekretariat ist gleichzeitig Sekretariat dieses Protokolls.

(2) Artikel 24 Absatz 1 des Übereinkommens über die
Aufgaben des Sekretariats findet auf dieses Protokoll entspre-
chende Anwendung.

(3) Die Kosten der Sekretariatsdienste für dieses Protokoll
werden, soweit sie gesondert ausgewiesen werden können, von
seinen Vertragsparteien getragen. Die Konferenz der Vertrags-
parteien, die als Tagung der Vertragsparteien dieses Protokolls
dient, fasst auf ihrer ersten Tagung die dafür erforderlichen
Haushaltsbeschlüsse.

Artikel 32

Verhältnis zum Übereinkommen

Sofern in diesem Protokoll nichts anderes vorgesehen ist, finden
die Bestimmungen des Übereinkommens über seine Protokolle
auch auf dieses Protokoll Anwendung.

Artikel 33

Überwachung und Berichterstattung

Jede Vertragspartei überwacht die Erfüllung ihrer Verpflich-
tungen aus diesem Protokoll und erstattet der Konferenz der
Vertragsparteien, die als Tagung der Vertragsparteien dieses
Protokolls dient, in Zeitabständen, die von dieser festzulegen
sind, über die Maßnahmen, die sie zur Durchführung des Proto-
kolls ergriffen hat, Bericht.

Artikel 34

Einhaltung

Die Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls dient, prüft und genehmigt
auf ihrer ersten Tagung Verfahren der Zusammenarbeit und
institutionelle Mechanismen, um die Einhaltung dieses Proto-
kolls zu fördern und Fälle von Nichteinhaltung zu behandeln.
Zu diesen Verfahren und Mechanismen gehören auch Bestim-
mungen, nach denen gegebenenfalls Rat oder Hilfe angeboten
wird. Sie sind von den in Artikel 27 des Übereinkommens
vorgesehenen Streitbeilegungsverfahren und -mechanismen
getrennt und berühren diese nicht.

Artikel 35

Bewertung und Überprüfung

Die Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung der
Vertragsparteien dieses Protokolls dient, bewertet fünf Jahre
nach Inkrafttreten dieses Protokolls und danach mindestens alle
fünf Jahre die Wirksamkeit dieses Protokolls einschließlich
seiner Verfahren und Anlagen.
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Artikel 36

Unterzeichnung

Dieses Protokoll liegt für Staaten sowie für Organisationen der
regionalen Wirtschaftsintegration vom 15. bis 26. Mai 2000 im
Büro der Vereinten Nationen in Nairobi und vom 5. Juni 2000
bis 4. Juni 2001 am Sitz der Vereinten Nationen in New York
zur Unterzeichnung auf.

Artikel 37

Inkrafttreten

(1) Dieses Protokoll tritt am neunzigsten Tag nach dem Zeit-
punkt der Hinterlegung der fünfzigsten Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch Staaten
oder durch Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion, die Vertragsparteien des Übereinkommens sind, in Kraft.

(2) Dieses Protokoll tritt für einen Staat oder eine Organisa-
tion der regionalen Wirtschaftsintegration, der beziehungsweise
die dieses Protokoll nach dem Inkrafttreten gemäß Absatz 1
ratifiziert, annimmt oder genehmigt oder ihm beitritt, am neun-
zigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem dieser Staat
oder diese Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration
seine beziehungsweise ihre Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde hinterlegt, oder zu dem Zeitpunkt,
zu dem das Übereinkommen für diesen Staat oder diese Organi-
sation der regionalen Wirtschaftsintegration in Kraft tritt, falls
dies der spätere Zeitpunkt ist.

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 zählt eine von einer
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegte
Urkunde nicht als zusätzliche Urkunde zu den von den

Mitgliedstaaten der betreffenden Organisation hinterlegten
Urkunden.

Artikel 38

Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig.

Artikel 39

Rücktritt

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit nach Ablauf von zwei
Jahren nach dem Zeitpunkt, zu dem dieses Protokoll für sie in
Kraft getreten ist, durch eine an den Verwahrer gerichtete
schriftliche Notifikation von dem Protokoll zurücktreten.

(2) Der Rücktritt wird nach Ablauf eines Jahres nach dem
Eingang der Notifikation beim Verwahrer oder zu einem gege-
benenfalls in der Rücktrittsnotifikation genannten späteren Zeit-
punkt wirksam.

Artikel 40

Verbindliche Wortlaute

Die Urschrift dieses Protokolls, dessen arabischer, chinesischer,
englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll unterschrieben.

GESCHEHEN zu Montreal am 29. Januar 2000.
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Anlage I zu Anhang A

ERFORDERLICHE ANGABEN IN ANMELDUNGEN NACH DEN ARTIKELN 8, 10 UND 13

a) Name, Adresse und Kontaktdaten des Exporteurs;

b) Name, Adresse und Kontaktdaten des Importeurs;

c) Name und Identität des lebenden veränderten Organismus sowie gegebenenfalls die innerstaatliche Einstufung seiner
biologischen Sicherheit im Ausfuhrstaat;

d) vorgesehenes Datum/vorgesehene Daten der grenzüberschreitenden Verbringung, sofern bekannt;

e) taxonomischer Status, gebräuchliche Bezeichnung, Ort der Sammlung oder des Erwerbs sowie Merkmale des
Empfängerorganismus oder der Ausgangsorganismen in Bezug auf die biologische Sicherheit;

f) Ursprungszentren und Zentren genetischer Vielfalt des Empfängerorganismus und/oder der Ausgangsorganismen,
sofern bekannt, sowie Beschreibung der Lebensräume, in denen die Organismen fortbestehen oder sich vermehren
können;

g) taxonomischer Status, gebräuchliche Bezeichnung, Ort der Sammlung oder des Erwerbs sowie Merkmale des
Spenderorganismus oder der Spenderorganismen in Bezug auf die biologische Sicherheit;

h) Beschreibung der Nukleinsäure oder der eingeführten Veränderung, der angewandten Technik und der daraus resul-
tierenden Merkmale des lebenden veränderten Organismus;

i) absichtliche Verwendung des lebenden veränderten Organismus oder von Verarbeitungserzeugnissen daraus, die aus
lebenden veränderten Organismen hergestellt wurden und nachweisbare neuartige Kombinationen vermehrungs-
fähigen genetischen Materials enthalten, die durch die Nutzung der modernen Biotechnologie erzielt wurden;

j) Menge oder Volumen des zu verbringenden lebenden veränderten Organismus;

k) früherer und vorhandener Risikobeurteilungsbericht im Einklang mit Anlage III;

l) vorgeschlagene Verfahren für die sichere Handhabung, Lagerung, Beförderung und Verwendung, gegebenenfalls
einschließlich Verpackung, Etikettierung, Begleitunterlagen, Entsorgung und Notmaßnahmen;

m) Rechtsstellung des lebenden veränderten Organismus innerhalb des Ausfuhrstaats (z. B. ob er dort verboten ist, für
ihn andere Beschränkungen gelten oder ob seine allgemeine Freisetzung zugelassen ist) sowie, im Fall eines Verbots,
Grund beziehungsweise Gründe für das Verbot;

n) Ergebnis und Zweck jeder Mitteilung des Exporteurs an andere Staaten über den weiterzugebenden lebenden
veränderten Organismus;

o) Erklärung, dass die genannten Angaben den Tatsachen entsprechen.
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Anlage II zu Anhang A

ERFORDERLICHE ANGABEN NACH ARTIKEL 11 BEI LEBENDEN VERÄNDERTEN ORGANISMEN, DIE ZUR
UNMITTELBAREN VERWENDUNG ALS LEBENS- ODER FUTTERMITTEL ODER ZUR VERARBEITUNG

VORGESEHEN SIND

a) Name und Kontaktdaten des Antragstellers, der eine Entscheidung über die innerstaatliche Verwendung beantragt;

b) Name und Kontaktdaten der Behörde, die für die Entscheidung verantwortlich ist;

c) Name und Identität des lebenden veränderten Organismus;

d) Beschreibung der genetischen Veränderung, der angewandten Technik und der daraus resultierenden Merkmale des
lebenden veränderten Organismus;

e) gegebenenfalls eindeutige Benennung des lebenden veränderten Organismus;

f) taxonomischer Status, gebräuchliche Bezeichnung, Ort der Sammlung oder des Erwerbs sowie Merkmale des
Empfängerorganismus oder der Ausgangsorganismen in Bezug auf die biologische Sicherheit;

g) Ursprungszentren und Zentren genetischer Vielfalt des Empfängerorganismus und/oder der Ausgangsorganismen,
sofern bekannt, sowie Beschreibung der Lebensräume, in denen die Organismen fortbestehen oder sich vermehren
können;

h) taxonomischer Status, gebräuchliche Bezeichnung, Ort der Sammlung oder des Erwerbs sowie Merkmale des Spender-
organismus oder der Spenderorganismen in Bezug auf die biologische Sicherheit;

i) zugelassene Verwendungsarten des lebenden veränderten Organismus;

j) Risikobeurteilungsbericht im Einklang mit Anlage III;

k) vorgeschlagene Verfahren für die sichere Handhabung, Lagerung, Beförderung und Verwendung, gegebenenfalls
einschließlich Verpackung, Etikettierung, Begleitunterlagen, Entsorgung und Notmaßnahmen.
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Anlage III zu Anhang A

RISIKOBEURTEILUNG

Ziel

1. Ziel der Risikobeurteilung nach diesem Protokoll ist es, die möglichen nachteiligen Auswirkungen lebender
veränderter Organismen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt in der voraussichtlichen
aufnehmenden Umwelt zu erkennen und zu bewerten, wobei auch Risiken für die menschliche Gesundheit zu
berücksichtigen sind.

Verwendung der Risikobeurteilung

2. Die Risikobeurteilung dient u. a. den zuständigen Behörden dazu, Entscheidungen in Bezug auf lebende veränderte
Organismen in Kenntnis der Sachlage zu treffen.

Allgemeine Grundsätze

3. Die Risikobeurteilung soll auf wissenschaftlicher Grundlage und transparent durchgeführt werden; in die Beurteilung
können fachkundiger Rat und Leitlinien einschlägiger internationaler Organisationen einfließen.

4. Liegen unzureichende wissenschaftliche Kenntnisse vor oder besteht kein wissenschaftlicher Konsens, so ist dies nicht
zwangsläufig als besonderes, nicht vorhandenes oder annehmbares Risiko auszulegen.

5. Risiken in Verbindung mit lebenden veränderten Organismen oder deren Verarbeitungserzeugnissen, die nachweis-
bare neuartige Kombinationen vermehrungsfähigen genetischen Materials enthalten, die durch die Nutzung der
modernen Biotechnologie erzielt wurden, sollen im Zusammenhang mit den Risiken der unveränderten Empfänger-
oder Ausgangsorganismen in der voraussichtlichen aufnehmenden Umwelt bewertet werden.

6. Die Risikobeurteilung soll für jeden Einzelfall durchgeführt werden. Die erforderlichen Angaben können nach Art und
Umfang von Fall zu Fall unterschiedlich sein; dies hängt von dem betroffenen lebenden veränderten Organismus,
seiner beabsichtigten Verwendung und der voraussichtlichen aufnehmenden Umwelt ab.

Methodik

7. Im Laufe der Risikobeurteilung kann sich herausstellen, dass zum einen weitere Informationen über bestimmte
Gegenstände benötigt werden, die während des Beurteilungsvorgangs benannt und angefordert werden können, und
zum anderen Informationen über andere Gegenstände in manchen Fällen jedoch ohne Belang sein können.

8. Um ihren Zweck zu erfüllen, umfassen Risikobeurteilungen gegebenenfalls folgende Schritte:

a) Identifizierung neuer genotypischer oder phänotypischer Merkmale in Verbindung mit dem lebenden veränderten
Organismus, die nachteilige Auswirkungen auf die biologische Vielfalt in der voraussichtlichen aufnehmenden
Umwelt haben können, wobei auch Risiken für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen sind;

b) Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, dass es zu diesen nachteiligen Auswirkungen auch tatsächlich kommt, wobei
zu berücksichtigen ist, wie und in welchem Umfang die voraussichtliche aufnehmende Umwelt dem lebenden
veränderten Organismus ausgesetzt wird;

c) Einschätzung der Konsequenzen für den Fall, dass es tatsächlich zu diesen nachteiligen Auswirkungen kommt;

d) Einschätzung des Gesamtrisikos durch den lebenden veränderten Organismus, gestützt auf die Beurteilung der
Wahrscheinlichkeit, dass es tatsächlich zu diesen nachteiligen Auswirkungen kommt, und der Konsequenzen in
diesem Fall;

e) Empfehlung im Hinblick darauf, ob diese Risiken annehmbar oder beherrschbar sind, erforderlichenfalls mit
Angabe von Strategien zur Bewältigung dieser Risiken, und

f) wenn das Risiko nicht mit Sicherheit abgeschätzt werden kann, gegebenenfalls Anforderung weiterer Informa-
tionen zu bestimmten problematischen Punkten oder Einsatz geeigneter Risikobewältigungsstrategien und/oder
Überwachung des lebenden veränderten Organismus in der aufnehmenden Umwelt.

Zu berücksichtigende Punkte

9. Abhängig vom Einzelfall ist bei der Risikobeurteilung den einschlägigen technischen und wissenschaftlichen Daten
bezüglich der Merkmale der folgenden Elemente Rechnung zu tragen:

a) Empfängerorganismus oder Ausgangsorganismen. Die biologischen Merkmale des Empfängerorganismus oder der
Ausgangsorganismen, einschließlich Angaben über den taxonomischen Status, die gebräuchliche Bezeichnung, den
Ursprung, die Ursprungszentren und die Zentren genetischer Vielfalt, soweit bekannt, sowie eine Beschreibung des
Lebensraums, in dem die Organismen fortbestehen oder sich vermehren können;

b) Spenderorganismus oder Spenderorganismen. Taxonomischer Status, gebräuchliche Bezeichnung, Herkunft und
einschlägige biologische Merkmale der Spenderorganismen;
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c) Vektor. Merkmale des Vektors, einschließlich seiner Identität, sofern vorhanden, seiner Herkunft oder seines
Ursprungs und seines Wirtsbereichs;

d) Insert oder Inserts und/oder Merkmale der Veränderung. Genetische Merkmale der eingefügten Nukleinsäure und der
Funktion, die sie spezifiziert, und/oder Merkmale der eingeführten Veränderung;

e) Lebender veränderter Organismus. Identität des lebenden veränderten Organismus sowie Unterschiede zwischen
seinen biologischen Merkmalen und denjenigen des Empfängerorganismus oder der Ausgangsorganismen;

f) Nachweis und Identifizierung des lebenden veränderten Organismus. Vorgeschlagene Nachweis- und Identifizierungsver-
fahren und ihre Spezifizität, Empfindlichkeit und Zuverlässigkeit;

g) Angaben zur beabsichtigten Verwendung. Angaben über die beabsichtigte Verwendung des lebenden veränderten
Organismus, einschließlich einer im Vergleich zum Empfängerorganismus oder zu den Ausgangsorganismen
neuen oder geänderten Verwendung, und

h) Aufnehmende Umwelt. Angaben über die Örtlichkeit und die geografischen, klimatischen und ökologischen Merk-
male, einschließlich einschlägiger Angaben über die biologische Vielfalt und die Ursprungszentren der voraussicht-
lichen aufnehmenden Umwelt.
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ANHANG B

ERKLÄRUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT GEMÄSS ARTIKEL 34 ABSATZ 3 DES ÜBEREINKOM-
MENS ÜBER DIE BIOLOGISCHE VIELFALT

Die Europäische Gemeinschaft erklärt, dass sie gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere gemäß Artikel 175 Absatz 1, befugt ist, internationale Übereinkommen zu
schließen und den sich daraus ergebenden Verpflichtungen nachzukommen, die zur Verfolgung der nach-
stehenden Ziele beitragen:

— Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität;

— Schutz der menschlichen Gesundheit;

— umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen;

— Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler oder globaler
Umweltprobleme.

Ferner erklärt die Europäische Gemeinschaft, dass sie bereits rechtliche Instrumente zu in diesem Protokoll
geregelten Angelegenheiten angenommen hat, die für die Mitgliedstaaten verbindlich sind, und dass sie der
Informationsstelle für biologische Sicherheit gemäß Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe a) des Protokolls von
Cartagena über die biologische Sicherheit eine gegebenenfalls aktualisierte Aufstellung dieser rechtlichen
Instrumente übermitteln wird.

Die Europäische Gemeinschaft ist für die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen aus dem Protokoll von
Cartagena über die biologische Sicherheit zuständig, die unter geltendes Gemeinschaftsrecht fallen.

Die Ausübung der Gemeinschaftszuständigkeit unterliegt naturgemäß einer ständigen Weiterentwicklung.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1359/2002 der Kommission vom 25. Juli 2002 zur Festsetzung der
Ausfuhrerstattungen für Reis und Bruchreis sowie zur Aussetzung der Erteilung von Ausfuhrlizenzen

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 197 vom 26. Juli 2002)

Seite 43, Anhang, Fußnote 1 am Ende der Tabelle:

anstatt: „… 950 t.“
muss es heißen: „… 289 t.“
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KN-Code Warenbezeichnung Am 31.12.2001 anzuwendender Zollsatz

(1) (2) (3)

Berichtigung des Beschlusses Nr. 2/2002 des Assoziationsrates, Assoziation zwischen den Europäischen Gemein-
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Ungarn anderseits vom 16. April 2002 über
Verbesserungen der in dem Protokoll Nr. 3 des Europa-Abkommens enthaltenen Handelsbestimmungen für

landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 172 vom 2. Juli 2002)

Auf Seite 26, Anhang I, Tabelle 1a, KN-Code 2209, zweite Spalte „Warenbezeichnung“:

anstatt: „der Position 2209“

muss es heißen: „der Position 2009“.

Auf Seite 27, Anhang I, Tabelle 1b, KN-Codes 0710 40 00 und 0711 90 30, vierte Spalte „Jährliche Erhöhung ab 2003“:

anstatt: „16 836“

muss es heißen: „1 688“.

Seite 28 wird durch die folgende Seite ersetzt.

„0403 Buttermilch, saure Milch und saurer Rahm, Joghurt, Kefir und andere fermentierte oder
gesäuerte Milch (einschließlich Rahm), auch eingedickt oder aromatisiert, auch mit
Zusatz von Zucker, anderen Süßmitteln, Früchten, Nüssen oder Kakao:

0403 10 – Joghurt

– – aromatisiert oder mit Zusatz von Früchten, Nüssen oder Kakao

– – – in Pulverform, granuliert oder in andere fester Form, mit einem Milchfettgehalt
von:

0403 10 51 – – – – 1,5 GHT oder weniger 8,3 % + 95 EUR/100 kg

0403 10 53 – – – – mehr als 1,5 bis 27 GHT 8,3 % + 130,4 EUR/100 kg

0403 10 59 – – – – mehr als 27 GHT 8,3 % + 168,8 EUR/100 kg

– – – anderer, mit einem Milchfettgehalt von:

0403 10 91 – – – – 3 GHT oder weniger 8,3 % + 12,4 EUR/100 kg

0403 10 93 – – – – mehr als 3 bis 27 GHT 8,3 % + 17,1 EUR/100 kg

0403 10 99 – – – – mehr als 6 GHT 8,3 % + 26,6 EUR/100 kg

0403 90 – andere:

– – aromatisiert oder mit Zusatz von Früchten, Nüssen oder Kakao

– – – in Pulverform, granuliert oder in anderer fester Form, mit einem Milchfettgehalt
von:

0403 90 71 – – – – 1,5 GHT oder weniger 8,3 % + 95 EUR/100 kg

0403 90 73 – – – – mehr als 1,5 bis 27 GHT 8,3 % + 130,4 EUR/100 kg

0403 90 79 – – – – mehr als 27 GHT 8,3 % + 168,8 EUR/100 kg

– – – andere, mit einem Milchfettgehalt von:

0403 90 91 – – – – 3 GHT oder weniger 8,3 % + 12,4 EUR/100 kg

0403 90 93 – – – – mehr als 3 bis 6 GHT 8,3 % + 17,1 EUR/100 kg

0403 90 99 – – – – mehr als 6 GHT 8,3 % + 26,6 EUR/100 kg

0405 Butter und ander Fettstoffe aus der Milch; Milchstreichfette:

0405 20 – Milchstreichfette:

0405 20 10 – – mit einem Fettgehalt von 39 GHT oder mehr, jedoch weniger als 60 GHT 9 % + EAR

0405 20 30 – – mit einem Fettgehalt von 60 GHT bis 75 GHT 9 % + EAR



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31.7.2002L 201/68

KN-Code Warenbezeichnung Am 31.12.2001 anzuwendender Zollsatz

(1) (2) (3)

0710 Gemüse, auch in Wasser oder Dampf gekocht, gefroren:

0710 40 00 – Zuckermais 3 % + 9,4 EUR/100 kg net eda

0711 Gemüse, vorläufig haltbar gemacht (z. B. durch Schwefeldioxid oder in Wasser, dem
Salz, Schwefeldioxid oder andere vorläufig konservierend wirkende Stoffe zugesetzt
sind), zum unmittelbaren Genuss nicht geeignet:

0711 90 – anderes Gemüse; Mischungen von Gemüsen:

– – Gemüse:

0711 90 30 – – Zuckermais 3 % + 9,4 EUR/100 kg net eda“

Auf Seite 42, Anhang II, Tabelle 1, ungarische KN-Codes 0403 10 und ex 0403 90, dritte Spalte „Jährliches Kontingent
2002 (in 1 000 kg)“:

anstatt: „8 078“
muss es heißen: „8 858“.

Auf Seite 44, Anhang II, Tabelle 1, ungarische KN-Codes 1902 19 10 00 und 1902 19 90 00, sechste Spalte „Am
31.12.2001 anzuwendender Zollsatz (in %) — über dem Kontingent“:

anstatt: „38,4“
muss es heißen: „35“.

Auf Seite 45, Anhang II, Tabelle 1, ungarische KN-Codes 1902 11 00 00, 1902 19 00 00, 1902 30 00 00,
ex 1902 20 10 00, ex 1902 20 10 00, 1902 20 30 00, 1902 20 91 00 und 1902 20 99 00, sechste Spalte „Am
31.12.2001 anzuwendender Zollsatz (in %) — über dem Kontingent“:

anstatt: „38,4“
muss es heißen: „35“.

Auf Seite 47, Anhang II, Tabelle 1, ungarischer KN-Code 2205 10, dritte Spalte „Jährliches Kontingent 2002 (in
1 000 kg)“:

anstatt: „1 680 hl“
muss es heißen: „2 140 hl“.

Auf Seite 47, Anhang II, Tabelle 1, ungarischer KN-Code 2205 10, fünfte Spalte „Am 31.12.2001 anzuwendender
Zollsatz (10 %) — innerhalb des Kontingents“:

anstatt: „70“
muss es heißen: „50“.

Auf Seite 52, Anhang II Tabelle 2:

Der ungarische KN-Code 1902 30 mit Warenbezeichnung und am 31.12.2001 anzuwendendem Zollsatz wird gestrichen.
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